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Einleitung Zürich zurzeit des Zweiten Weltkrieges – 

das ist eine Stadt wie viele andere, die das 

grosse Weltgeschehen erwartend und erdul- 

dend über sich ergehen lassen musste. Es 

waren Jahre des Reagierens, nicht des Agie- 

rens. Die Impulse kamen von anderswo, und 

die Menschen starrten bedrückt oder hoff- 

nungsvoll auf das, was auf sie zukam, in 

angstvoller Erwartung des Ungewissen, das 

jeden Tag hereinbrechen konnte, und im stil- 

len glaubend, die Stadt und das Land wür- 

den noch einmal davonkommen, wie schon 

fünfundzwanzig Jahre zuvor. 

Im Gegensatz zum Ersten Weltkrieg aber 

sammelte sich in der Stadt keine gärende Un- 

zufriedenheit, war sie nicht der Sammelplatz 

für Revolutionäre, die aufbrachen mit der 

Utopie, nach dem Krieg eine neue Welt, 

einen neuen Menschen zu schaffen. Unter 

dem Schutz der wiederum respektierten 

Neutralität wickelte sich das Leben in fast 

normalen Bahnen ab. Es gab Einschränkun- 

gen im Konsum, für den Normalbürger blie- 

ben die Grenzen verschlossen, vier Jahre 

lang auch blieb die Stadt nachts verdunkelt, 

das Dröhnen der im Laufe des Krieges immer 

ungenierter über sie hinwegziehenden Bom- 

berstaffeln – all das erinnerte daran, dass die 

Welt nicht in Ordnung war. 

Während in den Ländern ringsum die Ge- 

walttätigkeit des Krieges unvorstellbare Not 

brachte, Menschen ihrer Rasse oder Über- 

zeugung wegen verfolgt und vernichtet wur- 

den, die Kämpfe an den Fronten Millionen 

von Toten kosteten und die Städte in Trüm- 

mer sanken, ging in Zürich wie in der ganzen 

Schweiz alles seinen gewohnten Gang, wenn 

auch gedämpfter vielleicht als sonst. 

Eine Idylle inmitten des Unterganges? 

Der Schein trügt. Der Krieg hat bei der Gene- 

ration, die ihn bewusst miterlebte, auch in 

der Schweiz und in Zürich tiefe Spuren hin- 

terlassen. In den ersten Monaten und Jahren 

waren die Menschen gebeutelt von der 

Angst, in den Strudel des Verderbens geris- 

sen zu werden. Mit der langen Dauer des 

Krieges wuchs die Angewöhnung an das Un- 

 

gewöhnliche. Gleichzeitig verstärkte sich die 

Hoffnung, die Stadt und das Land würden 

wiederum verschont bleiben. Und als es 

wirklich so kam und 1945 die Schweiz eine 

Insel der Unversehrtheit mitten in einem zer- 

störten Europa war, mischte sich in die Ge- 

fühle der Dankbarkeit die bange Frage, 

womit diese Gunst des Schicksals verdient 

worden sei. Dieses helvetische Malaise be- 

gleitete auch die Zürcher in die Nachkriegs- 

zeit, von der im Augenblick des Waffenstill- 

standes niemand wusste, ob sie nicht neue 

Prüfungen und Krisen bringen würde. 

Die Geschichte Zürichs in den Jahren zwi- 

schen 1939 und 1945 ist zu einem guten Stück 

Schweizer Geschichte. In der Stadt, die da- 

mals zwar noch nicht so dominierend war 

wie heute, aber doch bereits Finanz- und 

Wirtschaftsmetropole des Landes, sammel- 

ten sich die wichtigsten Kräfte, widerspie- 

gelten sich Wirkungen und Folgen des Krie- 

ges. Fleute, fünfzig Jahre nachher, ist die 

Erinnerung daran am Verblassen. Wie jede 

Generation vor ihr hat auch die Kriegs- und 

Aktivdienstgeneration erfahren müssen, 

dass die Vorstellungen und Ideale, die sie 

einst prägten, von den Nachgeborenen nicht 

mehr fügsam akzeptiert, sondern in Frage ge- 

stellt wurden. Das ist nur natürlich. Ebenso 

natürlich aber ist der Wunsch, Erlebtes und 

Erfahrenes weiterzugeben, Geschichte aus 

dem eigenen Bewusstsein heraus darstellend 

aufzuarbeiten. Das Bild einer Zeit, zu der in 

unserem Land inmitten des Anormalen die 

Normalität zu leben gesucht wurde, soll am 

Beispiel Zürichs nachgezeichnet werden. 
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Die Entfesselung des Zweiten Weltkrie- 

ges im Herbst 1939 traf Europa nicht überra- 

schend wie der Kriegsausbruch von 1914. 

Schon im Herbst 1938 hatte Hitler mit seiner 

Aggression gegenüber der Tschechoslowakei 

die Welt an den Rand eines bewaffneten Kon- 

flikts geführt. Der Handstreich gegen Prag 

im März 1939 stellte die Weichen endgültig in 

Richtung Krieg. Grossbritannien und Frank- 

reich gaben dem von Deutschland als näch- 

stes Opfer ausersehenen Polen eine Garantie 

und suchten eine Abwehrfront gegen das 

Dritte Reich aufzubauen. 

Den ganzen Sommer über schleppte sich 

die Agonie des europäischen Friedens dahin. 

Zürich erlebte diese letzten Monate perma- 

nenter internationaler Spannung in einem 

Schwebezustand von Furcht und Euphorie. 

Am 6. Mai war die Landesausstellung eröff- 

net worden, die bewusst nicht als blosse Lei- 

stungsschau, sondern als machtvolle De- 

monstration nationalen Selbstvertrauens ge- 

staltet worden war. Die Kriegsschatten, die 

über ihr lagen und die fatale Parallelen zur 

letzten Landesausstellung von 1914 ziehen 

liessen, verliehen der Festfreude Akzente 

eines trotzigen Selbstdarstellungswillens 

und einer Lust am Geniessen vor dem An- 

bruch der Düsternis. 

Die Landi war eine farbenfrohe Kulisse, 

hinter der fieberhaft Vorbereitungen für den 

Ernstfall getroffen wurden. An der Wehr- 

bereitschaft und am Wehrwillen der Bevölke- 

rung war nicht zu zweifeln. Die Sozialdemo- 

kraten hatten schon 1935 ihr Bekenntnis zur 

Landesverteidigung abgelegt. 1936 war die 

neue Truppenordnung in Kraft getreten und 

mit überwältigendem Ergebnis eine Wehran- 

leihe aufgelegt und überzeichnet worden. 

Im zivilen Bereich standen zwei Probleme 

im Vordergrund. Das erste betraf die ausrei- 

chende Versorgung mit lebenswichtigen 

Gütern im Kriegsfalle, das zweite die Exi- 

stenzsicherung für den Einzelnen während 

der Aktivdienstzeit. In beiden Bereichen 

waren fünfundzwanzig Jahre zuvor entschei- 

dende Fehler begangen worden, die wesent- 

 

lich zur Missstimmung von 1917/18 beigetra- 

gen und in der Schweiz vor allem in Zürich 

eine fast revolutionäre Stimmung geschaffen 

hatten. Eine solche Eskalation sollte dieses 

Mal vermieden werden. Die Diskussion um 

das Anlegen von Notvorräten war im Som- 

mer 1939 schon seit Monaten im Gange und 

hatte zu zum Teil heftigen Auseinander- 

setzungen über Art und Zweckmässigkeit 

von Vorratshaltungen geführt. Die zentrale 

Kompetenz lag beim Bund, beim Kriegs- 

ernährungsamt, die Zuständigkeiten wur- 

den jedoch auf kantonale und kommunale 

Ebenen delegiert. In der Stadt Zürich ent- 

stand bereits im Mai 1939 auf Anregung des 

späteren Stadtrates und Bundesrates Willy 

Spühler das Kriegswirtschaftsamt, das die 

Durchführung einer eventuellen Rationie- 

rung wichtiger Bedarfsgüter in der Stadt 

Zürich vorzubereiten hatte. 

Um die Wehrmänner und ihre Familien in 

einem neuen Aktivdienst mit langen Dienst- 

zeiten und Abwesenheit von zu Hause nicht 

in ihrer Existenz zu gefährden, wurde auf 

Bundesebene eine Lohn- und Verdienst- 

ersatzordnung entworfen, die verhindern 

sollte, dass schwere soziale Notfälle entstan- 

den. Als im September der Krieg wirklich 

ausbrach und der Film des Grauens von 1914 

noch einmal abzurollen begann, waren für 

die Schweiz die Verhaltensmuster gegeben, 

mit denen man dem Schwierigsten begegnen 

wollte und die Erfolg zu versprechen schie- 

nen, falls das Land wiederum wie ein Viertel- 

jahrhundert zuvor vom Krieg verschont blei- 

ben würde. 

Anders als 1914 gab es 1939 eine akute Be- 

drohung der Zivilbevölkerung durch den zu 

erwartenden Luftkrieg. Auch hier waren 

schon Jahre zuvor Vorbereitungen für den 

Aufbau eines aktiven Luftschutzes getroffen 

worden, der durch einen passiven Luft- 

schutz der Zivilbevölkerung ergänzt werden 

sollte. Es gab Entrümpelungsaktionen und 

Verdunkelungsübungen. Hier bewegten sich 

jedoch die Massnahmen auf Neuland. Nie- 

mand wusste genau, wie ein kommender 

 

Kriegs- 
ausbruch 
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Festplatz der Landes- 

ausstellung 1939 

Luftkrieg aussehen würde. Die Grossmächte 

gaben zwar beruhigende Erklärungen ab, die 

Zivilbevölkerung würde nach Möglichkeit 

geschont werden – aber wer konnte dem 

schon trauen? Es galt, auf die schlimmsten 

Möglichkeiten gefasst zu sein. Kredite für 

öffentliche Luftschutzbauten wurden bewil- 

ligt und die Organisationsformen des passi- 

ven Luftschutzes studiert. Bei Kriegsaus- 

bruch war das alles jedoch kaum über erste 

Anfänge hinaus gediehen. Der Luftschutz, 

der auch ein Zusammenarbeiten militäri- 

scher und ziviler Stellen bedingte, sollte den 

ganzen Krieg über ein nie völlig gelöstes Pro- 

blem bleiben – wahrscheinlich konnte es auch 

gar nicht befriedigend gelöst werden, wie die 

Erfahrungen in den vom Krieg heimgesuchten 

Städten später zeigten. 

Aufrechterhaltung der Versorgung mit 

Bedarfsgütern, Sicherung der sozialen und 

materiellen Existenz, Schutz vor militäri- 

schen Angriffen aus der Luft – das waren die 

wichtigsten Problemkreise, in denen sich das 

öffentliche Leben einer grossen Stadt wie 

Zürich in den Kriegsjahren bewegte. Auf 

einen Nenner gebracht hiess das, in der Be- 

völkerung die Grundlage für das Vertrauen 

zu schaffen, dass die Härten und Ungewiss- 

heiten des Krieges so gut als möglich über- 

standen werden könnten. 

Eine uneingeschränkte Garantie für eine 

gesicherte Zukunft aber konnte niemand 

geben. Das hing von Entscheiden ab, auf die 

weder Zürich noch die Schweiz Einfluss neh-

men konnten. 
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Deutsche Truppen überschreiten 

am 1. September 1939 die polnische 

Grenze. 

 



  
 

 

 

 



 
 

 



Am 1. September beschliesst der Bun- 

desrat die Generalmobilmachung der 

Armee. Am Tage darauf rücken die 

wehrpflichtigen Männer ein. Kriegsmo- 

bilmachungsplakate werden an Haus- 

mauern angeschlagen und eifrig stu- 

diert. Die Truppe wird vereidigt. 

In Zürich gibt es eine besonders feierli- 

che Vereidigung im Hof des Landesmu- 

seums. 

 



Am 30. August 1939 trat die Bundes- 

versammlung zu einer ausserordentlichen 

Sitzung zusammen. Noch war der Krieg 

nicht ausgebrochen. Aber die internationale 

Spannung war nach dem Abschluss des Hit- 

ler-Stalin-Paktes vom 23. August unerträg- 

lich geworden. Nur noch wenige wagten zu 

hoffen, es werde wieder wie ein Jahr zuvor in 

letzter Minute zu einem Arrangement kom- 

men. Die Schweiz wollte für alle Eventualitä- 

ten vorbereitet sein. Bereits am 28. August 

war der Grenzschutz aufgeboten und ein Tag 

später der Aktivdienstzustand erklärt wor- 

den. Nun wählte die Bundesversammlung 

am 30. August auch den General. Die beiden 

Räte bestimmten den Waadtländer Korps- 

kommandanten Henri Guisan zum Ober- 

befehlshaber. 

Am gleichen Tag wurde der Bundesrat 

vom Parlament zur Abgabe der Neutralitäts- 

erklärung ermächtigt. Die Landesregierung 

erhielt ausserordentliche Vollmachten, um 

Massnahmen zur Landesverteidigung und 

zur Sicherung der Versorgung anzuordnen. 

Diese weitreichenden Kompetenzen ermög- 

lichten es dem Bundesrat, in der Kriegszeit 

rasche Entschlüsse zu fassen, ohne den lang- 

wierigen Weg parlamentarischer Beratungen 

vorzuschalten. Als beratende Gremien stan- 

den der Exekutive die beiden Vollmachten- 

kommissionen von National- und Ständerat 

zur Seite. Sie waren während des Krieges 

wohl die wichtigsten parlamentarischen 

Kontrollorgane und hatten zentrale politi- 

sche Funktionen. 

Als am 1. September 1939 die deutschen 

Truppen in Polen einfielen und der Bundes- 

rat die Mobilmachung der schweizerischen 

Armee anordnete, erhielt die Stadt Zürich 

über Nacht ein neues Gesicht. Feldgrau (oder 

besser: Feldgrün) prägte das Strassenleben. 

Die Bahnhöfe waren überfüllt von einrücken- 

den Truppen, einige in alten, malerischen 

Uniformen. Auf öffentlichen Plätzen fanden 

Vereidigungen statt. Noch war die Rationie- 

rung nicht so weit vorbereitet, dass sofort mit 

der Abgabe von Marken und Zuteilungen be- 

 

gonnen werden konnte. Der Bezug wichtiger 

Bedarfsgüter wie Mehl, Zucker, Reis, Speise- 

fett usf. wurde vorsorglicherweise vorläufig 

für zwei Monate gesperrt. Der Mangel an 

Personal machte sich überall bemerkbar. Die 

Verkehrsbetriebe setzten einen Kriegsfahr- 

plan mit reduzierten Leistungen in Kraft. Die 

Schulen wurden vorläufig geschlossen. Pfad- 

finder halfen mit, die Milch auszutragen, die 

damals üblicherweise immer jeden Morgen 

frisch ins Haus geliefert wurde. 

Überall war jedoch der Wunsch spürbar, 

so rasch als möglich zum Alltag zurückzu- 

kehren. Der Krieg sollte verdrängt, vielleicht 

sogar vergessen werden und das zivile Leben 

seinen gewöhnlichen Gang gehen. Schon am 

5. September ging die Landi wieder auf; sie 

war nur dreieinhalb Tage geschlossen gewe- 

sen. In den nächsten zwei Monaten, in denen 

sie noch geöffnet war, erlebte sie einen 

Ansturm wie noch nie. Sie wurde zur Attrak- 

tion für Soldatenurlaube, eine willkommene 

Abwechslung im oft öden Trott des Mili- 

tärdienstes. Am 15. Oktober, einem Sonntag, 

gab es den Rekordbesuch von über 160’000 

Personen – die halbe Stadt Zürich war zu 

Gast bei der Landi. Kurz darauf erhielt sie 

auch den Besuch von General Guisan. Am 

29. Oktober wurde sie termingemäss ge- 

schlossen mit einer Feier, die in einem pathe- 

tischen Zeremoniell mit Fahneneinholen zu 

nächtlicher Stunde wie ein Gottesdienst zele- 

briert wurde. 

Aber auch in weniger festlichen Bereichen 

begann erneut der Alltag. Schon am 11. Sep- 

tember mussten die Schüler wieder zur Schu- 

le. Rasch waren Frauen und Aushilfen in die 

Lücken gesprungen, welche die in den Mili- 

tärdienst eingerückten Lehrer hinterlassen 

hatten. Mancherorts übernahmen ein Lehrer 

oder eine Lehrerin zwei Klassen. Der Wille, 

die Kinder nicht sich selbst zu überlassen, 

sondern sie zu beschäftigen, äusserte sich 

ebenso deutlich wie die Sorge um allzu 

grosse Ablenkungen durch das Kriegsge- 

schehen. An die Eltern erging die Mahnung: 

«Gestützt auf Wahrnehmungen der Schul- 

 

Die ersten 
Monate 
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Ein Pferd als Nothelfer des 

Autos im benzinknappen 

Winter 1939/40 

pfleger und der Lehrerschaft werden die El- 

tern aufgefordert, im Interesse ihrer Kinder 

die Hausaufgaben zu kontrollieren und für 

deren gewissenhafte Ausführung besorgt zu 

sein. Auch sollten die Eltern nicht dulden, 

dass die schulpflichtige Jugend bis spät in die 

Nacht hinein am Radio zuhört. Die heutige 

 

Zeit verlangt in der Schule konzentriertes Ar- 

beiten und grosse Aufmerksamkeit im Unter- 

richt.» 

Am 8. Oktober kehrten die Bahnen zum 

Normalfahrplan zurück. Auch im Zürcher 

Rathaus gab es kaum einen Unterbruch. Kan- 

tonsrat wie Zürcher Gemeinderat nahmen ih- 
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re Sitzungen rasch wieder auf und behandel- 

ten Routinegeschäfte wie etwa die Rechnung 

für 1938. Das Damenkleidergeschäft Grieder 

führte die Herbstmode vor. Im Corsotheater 

verbreiteten die populären Kabarettisten Ru- 

dolf Bernhard und Alfred Rasser mit einem 

Dialektschwank namens «s Verlägeheits- 

chind» Heiterkeit. Und in der Revue domi- 

nierte auf der gleichen Bühne später das hei- 

matlich-schmucke Feldgrau, das Sigfrit 

Steiner im «Traum-Schifflibach» auf die 

Bühne brachte, ein geschickt die Zeitstim- 

mung aufgreifendes Stück, das das Publi- 

kum, wie ein Rezensent schrieb, «in jene 

Phantasiesphären entführt, wo es keinen 

knietiefen Kot und keine eiskalten Füsse gibt; 

deshalb braucht man auf schillernde Farben 

nicht zu verzichten». Schliesslich wusste die 

lokale Chronik mit Bedauern zu vermelden, 

dass Ende September die beliebte Konditorei 

Hegetschweiler im Helmhaus, deren Inhaber 

zugleich ein allseits geschätzter Schauspieler 

war, ihre Tore für immer schliesse – Helm- 

haus und Wasserkirche mussten renoviert 

werden. 

Alltag also überall? Doch nicht ganz. Dass 

vieles anders geworden war und bald noch 

mehr ebenfalls anders werden würde, zeigte 

sich deutlich. Der Benzinpreis kletterte von 

42 auf 50 Rappen pro Liter – aber das war un- 

wichtig, denn viele Privatautos waren für mi- 

litärische Zwecke beschlagnahmt, und bald 

würde es ohnehin keinen Treibstoff mehr ge- 

ben; am 15. November wurde die definitive 

Rationierung des Benzins verfügt. Bedeutsa- 

mer war, dass den Bäckereien die Herstel- 

lung eines Einheitsbrotes vorgeschrieben 

wurde, ein erster Schritt in der Bewirtschaf- 

tung des wichtigsten Nahrungsmittels. 

Inzwischen hatte auch die Kriegswirt- 

schaft ihre Vorbereitungsarbeiten beendet 

und konnte die Ausgabe der Rationierungs- 

karten vornehmen. Eine Zentralstelle unter 

der Leitung von Willy Spühler wurde einge- 

richtet, ein Netz von Ausgabefilialen überzog 

die ganze Stadt. Auf den 1. November wurde 

die zwei Monate zuvor verfügte Bezugs- 

 

 

sperre aufgehoben. Pro Kopf der Bevölke- 

rung gab es im Monat 3 Pfund Zucker, 250 

Gramm Reis, 750 Gramm Teigwaren, 250 

Gramm Hülsenfrüchte, 750 Gramm Hafer 

oder Gerste, 5 Pfund Mehl oder Griess, 750 

Gramm Speisefett. Das war nicht überaus 

viel, aber es war zu ertragen. Alle andern Le- 

bensmittel waren frei, auch Textilien und 

Schuhe unterlagen im ersten Kriegswinter 

noch nicht der Rationierung. 

Nach zwei Monaten hatte sich eine Art 

Normalität im Abnormalen eingestellt. Der 

Verlauf der militärischen Ereignisse trug da- 

 

Zum Arbeitsdienst aufgebotene 

Arbeitslose, sehr oft ausländi- 

sche Flüchtlinge, besammeln 

sich im Kasernensaal. 
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Bei Kriegsbeginn mussten 

wegen Treibstoffmangels die 

Autos eingemottet werden. 

 

zu bei, diese Tendenz zu stärken. Zwar führ- 

ten die beiden grössten Nachbarstaaten der 

Schweiz, Deutschland und Frankreich, Krieg 

miteinander. Aber nach der Beendigung des 

Polenfeldzuges rührte sich an der Westfront 

nichts. Die Franzosen nannten das «drôle de 

guerre». Es war ein Scheinkrieg, aus dem es 

im Mai 1940 ein böses Erwachen gab. 

Den ganzen Winter über lagen sich die 

feindlichen Heere in den Befestigungen des 

Westwalls und der Maginotlinie fast tatenlos 

gegenüber. Die «drôle de guerre» liess die 

Frage aufkommen, wie ernst es den beiden 

kriegführenden Parteien überhaupt sei. 

Gerüchte jagten sich über einen baldigen 

Frieden oder ein plötzliches Aufflammen der 

kriegerischen Handlungen. Von Amtes 

wegen gab es ernsthafte Warnungen vor 

Gerüchtemacherei. Die von der Armee einge- 

richtete Pressezensur wachte über die 

Zeitungen und Zeitschriften und war mit 

 

Verwarnungen zur Hand, wenn sie die Neu- 

tralität tangiert oder die militärischen oder 

wirtschaftlichen Landesinteressen verletzt 

glaubte. Die Journalisten befleissigten sich 

einer immer stärkeren Zurückhaltung. Die 

damals beliebten Textinserate, so etwa die 

«Zeitung in der Zeitung» des von Nationalrat 

Gottlieb Duttweiler geleiteten Lebensmittel- 

Grossverteilers Migros, erschienen oft mit 

Zensurlücken. 

Um an den Ernst der Lage zu erinnern 

und die Wachsamkeit der Zivilbevölkerung 

nicht einschlafen zu lassen, ordnete die Ar- 

meeleitung Verdunkelungs- und Alarm- 

übungen an. Noch war es nur eine ferne Fik- 

tion, was da geprobt wurde, und die Übun- 

gen wurden nicht überall ernstgenommen. 

In der Nacht auf den 15. November hatte sich 

Zürich auf Befehl des Generals zusammen 

mit einer grossen Region der Ostschweiz völ- 

lig zu verdunkeln. Einige Wochen später, 
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Mitte Dezember, fand tagsüber eine Alarm- 

übung statt, bei der beim Ertönen der Sirenen 

jedermann die Strasse zu räumen und sich in 

die nächsten Luftschutzkeller zu begeben 

hatte. 

Beide Probealarme, die damals noch den 

Anflug des Neuen und Ungewöhnlichen hat- 

ten, stellten der Bevölkerung nicht das beste 

Zeugnis dafür aus, dass sie für die Gefahren 

eines Luftkrieges genügend vorbereitet war. 

In den Zeitungen erschienen spaltenlange 

Berichte von Beobachtungen der Reporter. Es 

gab Lob und Rügen. Einigermassen gut weg 

kam die Bevölkerung beim Luftschutzalarm, 

der an einem Freitagmorgen eine halbe Stun- 

de dauerte. Die Leute hätten sich diszipli- 

niert benommen. Alles sei im Eiltempo vom 

Schauplatz verschwunden, heisst es in 

einem Bericht. «Handkehrum war Zürich 

eine absolut stille Stadt, lärmlos, menschen- 

 

los, verlassen. Wo bei Alarmbeginn die Tram- 

wagen gerade fuhren, blieben sie stehen; die 

Passagiere sprangen heraus, der Bügel wur- 

de gesenkt, die Türen geschlossen. Alle 

Autos standen still, ebenso die Pferdefuhr- 

werke und Fahrräder . . . Rolläden wurden 

heruntergelassen, Haus- und Ladentüren ge- 

schlossen . .. Nichts lief mehr in der Stadt, 

kein Fuss, kein Pneu, kein Huf. Zwei Flieger 

überschwebten sie, Kontrolleure mit Luft- 

polizeiaugen; andere Visiteure taten Stras- 

sendienst mit Motorrad und Gasmaske . . .» 

Skeptischer beurteilt wurde die Verdun- 

kelungsübung. Das Städtische Luftschutzin- 

spektorat fand die Übungsergebnisse weni- 

ger befriedigend als bei früheren Tests. Ge- 

genüber 1938 habe sich die Zahl der Bean- 

standungen mit 1‘200 fast verdoppelt. Auch 

wenn es sich dabei meist nur um leichtere 

Nachlässigkeiten und verzeihliche Irrtümer 

 

Durch eine zu Kriegsbeginn 

erlassene Verordnung des Bun- 

desrates waren alle Schweizer 

arbeitsdienstpflichtig erklärt 

worden. Sie konnten zur 

Erstellung von Bauten von 

nationalem Interesse oder zur 

Hilfe in der Landwirtschaft 

aufgeboten werden. Die Ar- 

beitsdienstpflicht erstreckte 

sich auch auf Ausländer. 

Aufgeboten zum Arbeitsdienst 

wurden meist arbeitslose 

Schweizer oder ausländische 

Flüchtlinge, Emigranten und 

Refraktäre. Die Auswahl war 

oft willkürlich, und in der 

Öffentlichkeit regte sich Pro- 

test. 
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Auf seiner Vermittlungsmis- 

sion durch die europäischen 

Länder hielt sich der amerika- 

nische Unterstaatssekretär 

Sumner Welles im März 1940 

auch kurz in Zürich auf. 

gehandelt habe, so seien doch insgesamt 70 

Bussen verhängt worden. Jedenfalls wäre 

Zürich in jener Novembernacht nur ungenü- 

gend gegen einen feindlichen Angriff ge- 

schützt gewesen. Irgendwie nahm die Bevöl- 

kerung Zürichs den Luftkrieg, der bis dahin 

höchstens im fernen Polen und in Spanien 

seine mörderische Spur gezogen hatte, noch 

nicht tragisch. Das änderte sich auch später 

nur wenig, als die Verdunkelung zur Dauer- 

einrichtung und Alarme zur Alltäglichkeit 

wurden und sogar Bomben auf die Stadt 

fielen, die Todesopfer forderten. Für Zürich 

blieb der Luftkrieg – glücklicherweise – den 

ganzen Krieg über etwas Fernes und Unfass- 

bares. 

In die Düsternis dieses ersten Kriegswin- 

ters, der mit grauer Kälte auf der Stadt lager- 

te, kamen zu Weihnachten einige frohe Bot- 

schaften. Die Zufuhren nach der Schweiz 

hatten in den ersten Kriegsmonaten so weit 

gesichert werden können, dass genügend 

Nahrungsmittel da waren und die zentralen 

Lagerräume für neuen Nachschub freige- 

macht werden mussten. Der Bevölkerung 

wurde deshalb zur Anlegung weiterer Not- 

vorräte eine beschränkte Menge rationierter 

Lebensmittel abgegeben, verteilt auf die 

nächsten zwei Monate. 

Wichtiger war, dass auf den 20. Dezember 

1939 vom Bundesrat die neue Lohn- und Ver- 

dienstausfallsordnung für Wehrmänner in 

Kraft gesetzt wurde. Es war mehr als ein 

Weihnachtsgeschenk; es war ein wichtiger 

Schritt zur Sicherung der Existenz der Wehr- 

männer und ihrer Familien, zugleich eine die 

ganze spätere Gesetzgebung beeinflussende 

Etappe auf dem Weg zum sozialen Wohlfahrts-

staat. 

Gerade für eine grosse Stadt wie Zürich, 

wo sich politische und soziale Unzufrieden- 

heit am ehesten regen konnte, war es bedeut- 

sam, dass gleich zu Beginn des Krieges hier 

ein Netz gespannt wurde, das vor allem den 

ärmeren Bevölkerungsschichten Garantie für 

ihre materielle Sicherheit bot. Im September 

war es bei der Auszahlung der Wehrmänner- 

 

unterstützungen zu unschönen Szenen ge- 

kommen. Schon in den ersten Stunden der 

Kriegsmobilmachung hatte ein Ansturm un- 

terstützungsbegehrender Frauen beim Kreis- 

kommando eingesetzt. Noch war der ganze 

Verwaltungsapparat nicht aufgebaut, und 

die Leute, die Geld erwartet hatten, wurden 

damit abgespeist, dass ihnen Formulare aus- 

gehändigt wurden, auf denen sie ihre Gesu- 

che einreichen könnten. Das hatte zu lauten 

Protesten geführt. Nach einigen Wochen be- 

kam man aber die Sache in den Griff. 

Die Lohn- und Verdienstersatzordnung 

garantierte, dass solche Zwischenfälle nicht 

mehr vorkamen. Der Bundesratsbeschluss 

sah eine Entschädigung für jeden soldbe- 

rechtigten Aktivdiensttag vor und bestand 

aus einer Zuwendung pro Haushalt und 

einer Zulage pro Kind. Die Auszahlung der 

Lohnausfallentschädigung sollte nicht durch 

ein Amt, sondern durch den einzelnen Ar- 

beitgeber erfolgen. Die Entschädigung ging 

jedoch nicht allein zu dessen Lasten, sondern 

zur einen Hälfte zulasten der Gesamtheit al- 

ler Arbeitnehmer (auch Frauen und Auslän- 

der), zur andern Hälfte zulasten des Bundes 

und der Kantone. Die Leistungen von Arbeit- 

gebern und Arbeitnehmern zur Deckung der 

Kosten betrugen je 2 Prozent der Lohnsum- 

men. Die Ausführungsverordnung hielt aus- 

drücklich fest, dass sich der Ausdruck 

«Wehrmann» auch auf weibliche Personen 

beziehe, wenn es sich um den Dienst beim 

passiven Luftschutz, bei den Sanitätsforma- 

tionen des Roten Kreuzes oder einer Gattung 

des Hilfsdienstes handle. Bereits im ersten 

halben Jahr der Lohnersatzordnung wurden 

in der ganzen Schweiz über 106 Millionen 

Franken Entschädigungen ausbezahlt; die 

Beiträge von Bund und Kantonen bezifferten 

sich in dieser Zeitspanne auf fast 58 Millionen 

Franken. 

So endete das Jahr 1939 mit der Schaffung 

eines grossen sozialen Hilfswerkes, eine der 

bedeutsamsten und wichtigsten Leistungen 

zur Sicherung des inneren Friedens in den 

kommenden schweren Jahren. 
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Das Strassenbild Zürichs 

war seit Herbst 1939 

stark militärisch geprägt. 

Es gab viele Defilees und 

Truppenaufmärsche mit 

klingendem Spiel und 

Fahnen. Am 20. Oktober 

wird General Guisan von 

der Zürcher Regierung 

empfangen und von Re- 

gierungspräsident Briner 

feierlich ins Rathaus 

geleitet. 

 



 

Befestigungsbau in der Nähe Zürichs. 

Die erste Zeit des Aktivdienstes wurde 

dazu benützt, neue Verteidigungslinien 

anzulegen. Es war die Zeit der «drôle 

de guerre», als sich die deutschen und 

französischen Truppen hinter Westwall 

und Maginotlinie abwartend gegen- 

überlagen. 



Die entscheidende Wende, die für die 

Haltung der Schweiz in den Kriegsjahren 

bestimmend werden sollte, brachte der Som- 

mer 1940. Seit dem April war die deutsche 

Kriegsfurie losgelassen. Die Wehrmacht 

überfiel ein neutrales Land nach dem andern: 

zuerst Dänemark, dann Norwegen, einen 

Monat später Holland, Belgien und Luxem- 

burg. Der anschliessende Zusammenbruch 

Frankreichs, in diesem Ausmass von nie- 

mandem erwartet, selbst von den Deutschen 

nicht, wirkte in der Schweiz als Schock. Ihre 

Neutralität beruhte auf dem Funktionieren 

des europäischen Gleichgewichts. Nun war 

dieses gestört von einem immer deutlicher 

auf Weltherrschaft abzielenden unberechen- 

baren und hemmungslosen Aggressor. Der 

fast gleichzeitig mit dem Zusammenbruch 

Frankreichs erfolgende Kriegseintritt des 

beutelüsternen faschistischen Italien an der 

Seite Deutschlands vollendete die Einschlies- 

sung der Schweiz. Nur noch ein schmaler 

Korridor von Genf durch das unbesetzte 

Frankreich verband die Schweiz mit der nicht 

von den Achsenmächten beherrschten Aus- 

senwelt. Und auch dieses Schlupfloch wurde 

zwei Jahre später verschlossen. Die Schweiz 

befand sich in einer Situation, in der sie sich 

zuvor noch niemals befunden hatte. Sie war 

isoliert und auf sich selbst gestellt. Kein 

Mensch wusste, was die Zukunft bringen 

würde. Unsicherheit und Angst waren gross. 

Nicht jeder zog die gleichen Schlüsse, wie 

der neuen, drohender gewordenen Gefahr 

zu begegnen sei. Aber alle zusammen waren 

in den ersten Wochen nach der Kapitulation 

Frankreichs zunehmend vorsichtiger gewor- 

den. «Wer nicht schweigen kann, schadet der 

Heimat» – die Parole an den Plakatwänden 

als Warnung vor feindlichen Spionen und 

Agenten gedacht, wurde zum Verhaltensmu- 

ster, dem sich alle mehr oder minder bewusst 

unterzogen. Es war die Mentalität, die das 

Land bis zum Kriegsende und noch lange 

darüber hinaus prägen sollte, eine Art Atten- 

tismus (wie damals auch in Frankreich, wo es 

1940 noch kaum eine Résistance gegen den 

 

übermächtigen Sieger gab). Nachgeborene 

mögen aus sicherem Port und in Kenntnis 

des Späteren das als Kleinmut bezeichnen. 

Die meisten Menschen unseres Landes, die 

sich nach dem Debakel Frankreichs mit der 

neuen Lage konfrontiert sahen, dachten wie 

alle Menschen überall zunächst und vor 

allem ans Überleben. 

Das galt besonders auch für die Behörden, 

die die politische Verantwortung trugen. Ihre 

Aufgabe war es primär, das Land möglichst 

unversehrt durch die Katastrophe zu lenken, 

die ohne Zutun der Schweiz über Europa und 

die Welt hereingebrochen war. Die erste Sor- 

ge hatte der Sicherung der Lebensexistenz 

des Einzelnen und damit der Erhaltung des 

sozialen Friedens gegolten. Im April und Mai 

1940 drohte nun plötzlich in einer Weise wie 

kaum je im Ersten Weltkrieg der Einbruch 

des Kriegsgeschehens unmittelbar in unser 

Land. Auch wenn wir heute wissen, dass die- 

se Gefahr damals nur eine eingebildete war, 

für die Menschen des Jahres 1940 war sie eine 

Realität, und sie verhielten sich entsprechend. 

 

Die zivilen Sorgen traten in den Hinter- 

grund vor den militärischen. Im April erfolg- 

te unter dem Eindruck der Invasion Skandi- 

naviens der Erlass der Weisungen für ein Ver- 

halten bei einer Kriegsmobilmachung bei 

Überfall. Nach dem Einmarsch der Deut- 

schen in Holland und Belgien am 10. Mai 

wurde tags darauf die Armee, die während 

der «drôle de guerre» zu einem grossen Teil 

sukzessive wieder nach Hause entlassen 

worden war, zum zweitenmal voll mobili- 

siert. Die Szenenfolge war die gleiche wie im 

September 1939: Einschränkung des zivilen 

Lebens durch Kriegsfahrpläne der öffentli- 

chen Verkehrsbetriebe, Einstellung des 

Schulunterrichts – die älteren Schüler hatten 

sich zur Hilfe bei Bauern im Landdienst zu 

melden –, Einschränkungen auch im Postver- 

kehr, Aufrufe zum Haushalten und zu Beson- 

nenheit, Warnung vor Hamsterkäufen usw. 

Anders aber als acht Monate früher war 

der Krieg diesmal nicht mehr etwas, das sich 

 

Der grosse 
Schock 
von 1940 
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Bei der Wollishofer Werft legen 

Soldaten im Mai 1940 Stachel- 

drahtverhaue an. 

weit im Osten Europas abspielte. Er konnte 

jeden Tag auch die Schweiz treffen. Die Ner- 

vosität stieg vor allem in einer Stadt wie 

Zürich. Sie lag, das wusste auch die Bevölke- 

rung, in der Gefahrenzone. Zur Abwehr 

eines deutschen Einfalles war der Aufbau 

einer allgemeinen Verteidigungslinie längs 

der Limmat vorgesehen, das heisst quer 

durch die Stadt. Hätte Zürich verteidigt wer- 

den können? Tatsächlich beabsichtigte die 

 

Armeeleitung nicht, Zürich zur «offenen 

Stadt» zu erklären. Es sollte Kampfzone wer- 

den. Während des Westfeldzuges wies der 

Zürcher Regierungsrat in einem Schreiben an 

die Landesregierung darauf hin, dass die 

Zürcher Behörden der Armeeleitung nicht 

zumuteten, sie müsse auf die Verteidigung 

Zürichs verzichten. Es seien jedoch unge- 

nügende Schutzmassnahmen vorbereitet. 

Nur ein Bruchteil der Bevölkerung könnte 
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evakuiert werden. Die Stadtteile rechts der 

Limmat wären bei einem Einbezug in das 

Kampfgebiet von allen kommunalen Versor- 

gungseinrichtungen abgeschnitten, sogar 

vom Wasser. Die Regierung verlangte vom 

Bundesrat einen klaren Entscheid darüber, 

entweder Zürich zur Festung zu erklären und 

dann im Interesse von Truppen und Zivil- 

bevölkerung die notwendigen Evakuations- 

massnahmen zu treffen oder aber die Eva- 

kuation als unmöglich zu erklären und damit 

praktisch auf die Verteidigung der Stadt zu 

verzichten. 

Es ist dem Bundesrat erspart geblieben, 

diesen schwerwiegenden Entscheid fällen zu 

müssen – glücklicherweise. Tatsächlich war 

in dieser Hinsicht im Mai 1940 die Konfusion 

vollkommen. Zwar war in den Monaten der 

«drôle de guerre» immer wieder, auch im 

Ausland, von Evakuation der Zivilbevölke- 

rung gesprochen worden. Im Januar 1940 

hatten der Zürcher Regierungsrat und das 

Territorialkommando eine Evakuierungsver- 

ordnung erlassen, die davon ausging, dass 

im Kriegsfall die Zivilbevölkerung an ihren 

Wohnorten zu bleiben und nach Möglichkeit 

für die Aufrechterhaltung des normalen Be- 

triebes zu sorgen habe. Eine freiwillige Ab- 

wanderung vor Ausbruch von Feindseligkei- 

ten wurde jedoch ausdrücklich erwähnt, sie 

liege im Belieben des Einzelnen, geschehe 

auf eigene Verantwortung und sollte nach 

möglichst entfernten Landesteilen erfolgen. 

Als zweckmässig empfohlen wurde der früh- 

zeitige Abtransport von Kranken und andern 

marschunfähigen Personen. Eigentümer von 

Automobilen wurden darauf aufmerksam 

gemacht, dass ihre Wagen bei erhöhter 

Kriegsgefahr sofort militärisch beschlag- 

nahmt würden... Da im Kriegsfall unter 

Umständen im letzten Moment für einzelne 

Gemeinden aus militärischen Gründen die 

Evakuierung der Zivilbevölkerung befohlen 

werden könne, hätten sich die Einwohner so- 

wohl für das Verbleiben an ihrem Wohnsitz 

wie für die Evakuierung vorzubereiten. Noch 

am 19. April hatte der Bundesrat eine Ver- 

 

ordnung über die Evakuierung von Gütern er-

lassen. 

Als dann die deutsche Militärmaschine 

über Holland und Belgien wegzurollen be- 

gann, flohen in diesen Ländern die Men- 

schen vor der heranrückenden Heeressäule. 

Auch in den grösseren Städten der Nord- 

und der Ostschweiz machten sich im Mai die 

Menschen auf den Weg. Zur gleichen Zeit 

folgte ein Aufruf zur Bildung der Orts- 

wehren, erging die Anweisung an alle Besit- 

zer von Gewehren, ihre Waffen, sofern nicht 

benützt, «leihweise» der neuen Truppe zur 

Verfügung zu stellen. Es wurde eine Levée 

en masse vorbereitet, gleichzeitig aber folg- 

ten viele dem Prinzip des Rette-sich-wer- 

Kann, ohne dass behördlich Anweisungen 

zu einer Evakuation ergangen wären. Viele 

waren ehrlich der Meinung, damit das einzig 

Richtige zu tun, und tatsächlich war weder 

von ziviler noch von militärischer Seite die 

private Evakuation untersagt. Immer wieder 

war lediglich gesagt worden, sie solle recht- 

zeitig erfolgen und nicht in Kopflosigkeit aus-

arten. 

Der Exodus des Mai 1940 und die Erfah- 

rungen in den vom Krieg heimgesuchten 

westeuropäischen Ländern brachten aber 

rasch ein Umdenken. Am 30. Mai hatte der 

Armeestab in einer Verlautbarung den Ent- 

scheid zur Erteilung des Befehls der Evakua- 

tion in mehr oder minder allgemeinen 

Formulierungen sich selber vorbehalten. 

Immerhin wurde deutlich gesagt, es sei je 

nach den Umständen «für die Bevölkerung 

vorteilhafter, an ihren Wohnorten zu bleiben, 

als die Gefahren der feindlichen Einwirkung 

unterwegs auf sich zu nehmen». 

Am 12. Juni riet der Zürcher Stadtrat von 

der Evakuation ab: «Die Erfahrung hat ge- 

zeigt, dass nach Beginn eines Krieges die 

Evakuierung der Bevölkerung grosser Städte 

nicht nur schwer durchführbar, sondern 

auch wegen der Beschiessung von Flücht- 

lingskolonnen mit grossen Verlusten verbun- 

den ist und deshalb eher unterbleiben soll.» 

Im Kriegsfall sei ohnehin damit zu rechnen, 
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Das Dispositiv der Verteidi- 

gung in der ersten Phase des 

Krieges sah den Aufbau einer 

ersten grossen Verteidigungs- 

linie längs der Limmat vor. 

Diese Stellung, die vom 3. Ar- 

meekorps (AK) gehalten wur- 

de, lief mitten durch Zürich. 

Bei einem feindlichen Angriff 

hätte die Gefahr bestanden, 

dass die Stadt getrennt ivorden 

wäre. Die Zürcher Behörden 

wandten sich deshalb im Mai 

1940, als der grosse deutsche 

Angriff Holland und Belgien 

überrollte, an die Bundesbe- 

hörden, um sich zu erkundi- 

gen, ob die Stadt verteidigt 

oder evakuiert werden solle. 

Die Unklarheit der Situation 

veranlasste viele Bewohner, die 

Stadt zu verlassen. 

 

heisst es weiter, «dass Angriffe auf unsere 

Stadt vorab aus der Luft erfolgen, ohne dass 

vorher in nennenswertem Unifang Evakua- 

tionen erfolgt wären». Der Stadtrat erliess 

deshalb den Aufruf, den Bau von geeigneten 

Schutzräumen in Kellern voranzutreiben. 

«Die Schaffung von Luftschutzräumen 

ist. . .              so wichtig und dringlich, dass 

das ursprünglich vorgesehene etappenweise 

 

Vorgehen nicht genügt. . . Der Stadtrat 

nimmt daher in Aussicht, in allernächster 

Zeit das Obligatorium für die ganze Stadt 

vorzuschreiben.» Bund, Kanton und Stadt 

würden an solche Vorkehren Beiträge von 

zusammen 40 Prozent leisten. 

Am 21. Juni schliesslich kam die eindeu- 

tige Weisung des Generals an die Zivilbe- 

völkerung, unbedingt am Wohnort zu blei- 
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ben, wenn sie keinen Befehl zum Weggehen 

erhalten habe. Angesichts der in anderen 

Ländern gemachten Erfahrungen könnten 

die Evakuationen der Bevölkerung grössten- 

teils nicht durchgeführt werden, wie sie 

ursprünglich vorgesehen waren. Die bisheri- 

gen Massnahmen würden deshalb aufgeho- 

ben. Als diese Anordnung erging, war der 

Krieg in Frankreich praktisch beendet. Sechs 

turbulente Wochen waren seit dem schick- 

salshaften 10. Mai vergangen. Sie hatten 

nicht nur das Bild der Welt (scheinbar) verän- 

dert. An ihrem Anfang hatten Angst, aber 

auch trotzige Entschlossenheit gestanden, 

einem Angreifer – es konnte ja nur einer in 

Frage kommen – entgegenzutreten. Die 

Schweiz baute dabei auf die Unterstützung 

der Westmächte. Frankreichs Armee war 

noch immer verklärt vom Ruhm des Sieges 

von 1918 und galt als eine der besten der 

Welt. Die militärischen Vorbereitungen 

liefen auf Hochtouren. Wer nur ein Gewehr 

tragen konnte, sollte in Einsatz kommen. Der 

Luftschutz wurde bewaffnet. Die am 14. Mai 

verfügte Bildung von Ortswehren erging an 

ausgediente Wehrmänner, Jungschützen 

zwischen 16 und 20 Jahren, vorzeitig Ausge- 

musterte. In Zürich hatten sich Anwärter in 

den Kreisbüros zu melden (Schalterstunden 

8-11 und 14-17 Uhr). Als Abzeichen wurde 

die eidgenössische Armbinde abgegeben 

(wie sie seinerzeit im Sonderbundskrieg 

getragen wurde), dazu, soweit als möglich, 

Policemütze und Kaputt. Zur Bewaffnung 

der Ortswehr dienten Gewehre, die ihre Be- 

sitzer «leihweise und ohne Entschädigung» 

abgaben, weil sie sie selber nicht benötigten. 

Sie konnten sie in Zürich am 5., 6. und 7. Juni 

von 13.30 bis 20.00 Uhr im Eidgenössischen 

Zeughaus an der Kanonengasse abliefern. 

Die Ortswehr war vor allem als Abwehr 

gegen feindliche Fallschirm truppen gedacht, 

die, wie in Holland, hinter der Front lande- 

ten, aber auch gegen Saboteure. Am 25. Mai 

erliess der Bundesrat eine Weisung an die 

Zivilbevölkerung, wie sie sich zu verhalten 

habe, wenn sie solche subversiven Elemente 

 

entdecke: aufmerksame Beobachtung, Verfol-

gung, Meldung. Und vor allem: Ruhe und 

Kaltblütigkeit bewahren. 

Überall wurden feindliche Agenten ver- 

mutet, sah man die Fünfte Kolonne am Werk 

– ein Ausdruck, der aus dem Spanischen 

Bürgerkrieg stammte, als Francos Truppen in 

vier Kolonnen auf Madrid marschierten und 

der rebellische General sich damit brüstete, 

in der Hauptstadt arbeite für ihn eine weite- 

re, eine Fünfte Kolonne. Beunruhigende Ge- 

rüchte gingen um. Schon Ende April hatte 

eine Welle von Verdächtigungen und Mut- 

massungen die Schweiz überflutet. Sie war 

offensichtlich zielbewusst gesteuert aus dem 

Dritten Reich, das eben seinen propagandi- 

stischen Nervenkrieg gegen die Neutralen 

mit einer wütenden Presseagitation in eine 

neue Phase der Aktivität hineinsteigerte. Es 

handelte sich um die Begleitmusik zum be- 

reits erfolgten Überfall auf Norwegen und 

Dänemark und diente gleichzeitig der psycho-

logischen Vorbereitung der deutschen Bevöl-

kerung auf den bevorstehenden Angriff auf 

Holland und Belgien. 

Dass die Schweiz auch miteinbezogen 

wurde, war zwar nur ein Ablenkungsmanö- 

ver, aber das konnte damals niemand wissen. 

Das Ziel der Gerüchtewelle war durchsichtig. 

Das Vertrauen in die Widerstandskraft des 

Landes sollte untergraben werden, indem 

Behörden und Armeeführung pauschal ver- 

dächtigt wurden, sie wollten das Land nicht 

bis zum Äussersten verteidigen. Die Polizei 

ging scharf gegen Gerüchteverbreiter vor 

und nahm zahlreiche Personen fest, auch in 

Zürich. 

Andere Gerüchte, die später auftauchten 

und von Sabotageakten zu berichten 

wussten, beruhten zum Teil auf Wahrheit, da 

im Mai und Juni ja tatsächlich deutsche Sabo- 

teure in die Schweiz eingeschleust wurden 

und militärische Einrichtungen zu zerstören 

suchten, aber verhältnismässig bald un- 

schädlich gemacht werden konnten. Davon 

stand in den Zeitungen allerdings damals 

kaum etwas zu lesen. Die Zensur wachte dar- 
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über, dass die Neutralität nicht verletzt und 

keine militärisch wichtigen Dinge (oder was 

man damals dafür hielt) ausgeplaudert wur- 

den. Am 22. Mai wurden die «Neuen Zürcher 

Nachrichten», das Parteiorgan der Christ- 

lichsozialen, für zehn Tage verboten, weil sie 

über neue Kampfmethoden des Krieges 

berichtet hatten – Verletzung militärischer 

Geheimnisse. Und am 19. Juni traf der Bann- 

strahl die Tageszeitung «Die Tat», weil sie das 

Bild eines entwaffneten französischen Solda- 

ten publizierte, der angeblich bei Genf über 

die Grenze gekommen und rasch wieder zu- 

rückgeschickt worden war – neutralitäts- 

widrig, weil die auf Schweizer Gebiet überge- 

tretenen fremden Soldaten nach Haager Kon- 

vention sofort interniert werden mussten . . . 

Die eigene Stärke sollte in diesen Tagen 

eindrücklich demonstriert werden. Zwi- 

schen dem 21. und dem 23. Mai fanden im 

Raum Zürich, am unteren Seebecken und 

längs der Limmat, nächtliche militärische 

Übungen statt, bei denen blind geschossen 

wurde. Viele Quartiere der Stadt waren in 

diesen Nächten verdunkelt. Am 3. Juni, als 

die Einkreisungsschlacht in Flandern zu En- 

de ging und die Deutsche Armee sich an- 

schickte, nach Süden ins Herz Frankreichs 

einzubrechen, erliess General Guisan seinen 

berühmten Tagesbefehl: «Die Parole ist 

einfach: Durchhalten!» Noch hielt die Span- 

nung an, und die Nervosität schien sich er- 

neut zu steigern. Die Grenzverletzungen 

durch deutsche Flugzeuge häuften sich; über 

dem Jura kam es zu Luftkämpfen. Anfang 

Juni hatte in Zürich ein Sturm auf die Ver- 

kaufsstellen von Luftschutzmaterial und 

Gasmasken eingesetzt, eine neue Form der 

Hamsterei im Zeichen des modernen 

Krieges. Und am 5. Juni erliessen die kanto- 

nale Polizeidirektion und das Territorial- 

kommando 6 einen Aufruf, es sei im Inter- 

esse der Landesverteidigung nötig, dass 

sämtliche vorhandenen Motorfahrzeuge 

sofort fahrbereit zur Verfügung stünden. «Im 

Kanton Zürich befinden sich einige tausend 

Fahrzeuge äusser Verkehr. Besitzer solcher 

 

Fahrzeuge haben diese unverzüglich in fahr- 

bereiten Stand zu setzen (Ladung der Batte- 

rie, Instandstellung der Pneus etc.).» 

So erstaunlich es klingt, aber auch in 

dieser Atmosphäre der Hektik ging das nor- 

male Leben weiter. Zwar war für den 2. Mai, 

den Auffahrtstag, vom traditionellen Berg- 

gang auf den Üetliberg abgeraten worden, 

weil sich dort militärische Sperrzonen befän- 

den, die nicht betreten werden dürften. 

Jedenfalls würden die Posten nach einmali- 

gem erfolglosem Anrufen von der Waffe Ge- 

brauch machen. In der Stadt selber aber 

bewegte sich zu Himmelfahrt wie seit Jahr- 

zehnten der Umzug der Heilsarmee durch 

die Strassen, die dieses Mal nicht mehr auf 

ihr gewohntes Festzelt auf dem Alten Tonhal- 

leplatz pilgerte (wie der Sechseläutenplatz 

damals noch hiess), sondern nach dem neu- 

en Kongresshaus. Und am Tag zuvor hatte 

unter gewitterschwerer Bewölkung die Mai- 

feier der Sozialdemokraten ebenfalls in 

gewohnter Form stattgefunden. Allerdings 

war nur dieser eine Umzug gestattet, den 

Kommunisten waren für die Zeit vom 

30. April bis zum 2. Mai alle Umzüge verbo- 

ten worden. Die erste Kriegsmaifeier stand, 

wie die «NZZ» zu berichten wusste, «unter 

dem Zwiespalt zwischen internationaler Ver- 

gangenheit und einem immer stärker wer- 

denden Nationalbewusstsein». Die Metall- 

arbeiter an der Spitze des Zuges trugen eine 

Schweizer Fahne. Und auf dem Münsterhof 

sprach Nationalrat Robert Grimm, einst einer 

der Anführer des Landesstreiks von 1918, 

jetzt angesehenes Mitglied des Parlaments 

und bald Chef des wichtigen Kriegsamtes für 

Kraft und Wärme, das für die Energieversor- 

gung des Landes zuständig war. 

Wenige Tage später hatte sich mit der Ent- 

fesselung des Krieges im Westen die Szene 

verwandelt. Der deutsche Überfall auf 

Holland und Belgien erfolgte am Freitag vor 

Pfingsten. Über das Wochenende gab es kei- 

nen Ausflugsverkehr in den Bahnhöfen und 

an den Schifflandestegen. Militär prägte 

wieder das Bild der Stadt. Aber bereits am 

 
27 



Mittwoch darauf tagte im Rathaus wie immer 

und auch heute noch um 17 Uhr der Gemein- 

derat. Es war ein reines Routinegeschäft, die 

Bestellung des Büros mit dem Präsidenten 

und Vizepräsidenten des Stadtparlaments. 

Im Schauspielhaus, wo die Emigranten am 

meisten um ihr Schicksal zittern mussten, 

weil ein Übergreifen des Krieges auf unser 

Land ihre Existenz und ihr Leben am un- 

mittelbarsten bedrohte, wurde weiter ge- 

spielt. Premiere folgte auf Premiere, am 

eindrucksvollsten war jene von Faust II. .. 

Und im Corso-Theater, jetzt auch ein Kino, 

lief der Schweizer Film «Gilberte de Courge- 

nay» mit Anne-Marie Blanc in der Hauptrolle 

an. Er passte vorzüglich in den Geist der Zeit. 

Grosses Aufsehen erregte in diesen Tagen 

ein anderes Programm des Corso, ein Kon- 

zert, dirigiert von Teddy Stauffer. «Eine Mati- 

nee in sweet and hot» – wie die Lokalpresse 

feststellte. Aber es war ein überwältigender 

Erfolg. «Waren wir einst berühmt für unse- 

ren Kuhreihen», hiess es in einer Rezen- 

sion, «so werden wir bald berühmt sein für 

die meisterliche Jazzmusik, für die jene aber- 

hundert Mädchen schwärmten, die das 

Corso-Theater bis auf den letzten Platz füllen 

halfen und die wir Teddy Stauffer zu ver- 

danken haben, der Prominenz unter den 

schweizerischen Jazzdirigenten...» Aller- 

dings hatte auch dieser Anlass dem Geist der 

Zeit Tribut zu leisten; es war eine Wohltätig- 

keitsveranstaltung zugunsten der «Schwei- 

zer Nationalspende» für die Soldaten, ihre 

Familien und das Schweizerische Rote 

Kreuz. Wenige Tage später trat Stauffer auch 

im Kursaal auf, während im Corso Willo Dol- 

lar gastierte, eine weitere Jazzgrösse. Auch 

die Sportveranstaltungen liefen weiter, ledig- 

lich die geplante Kriegsregatte auf dem 

Zürichsee musste wegen der im Militärdienst 

weilenden Teilnehmer ausfallen. Und am 

16. Juni fand eine kantonale Volksab- 

stimmung statt, in der alle Vorlagen, meist 

kriegsbedingte, mit grossen Mehrheiten gut- 

geheissen wurden, am deutlichsten ein 

Kredit von 3,5 Millionen Franken, der Bei- 

 

träge an zusätzliche Gemeindeleistungen für 

Wehrmänner vorsah: 63‘750 Ja gegen 7‘200 

Nein. 

Zwei Tage vorher waren die deutschen 

Truppen in Paris einmarschiert. Auf dem 

Eiffelturm war die Hakenkreuzfahne aufge- 

zogen worden, und kurz danach kostete 

Hitler im Wald von Compiègne, wo 1918 die 

Deutschen vor der siegreichen Entente kapi- 

tuliert hatten, den Sieg über Frankreich aus. 

Er stand auf dem Höhepunkt seiner Erfolge, 

der ganze europäische Kontinent westlich 

der sowjetischen Grenzen war ihm botmäs- 

sig. Die britische Armee war in Dünkirchen 

entscheidend geschlagen worden und hatte 

sich ohne Waffen und Material mit knapper 

Not auf die Insel hinübergerettet. England 

stand allein. Zwar war seit dem 10. Mai der 

unbeugsame Winston Churchill Premier- 

minister. Aber hatte er nicht seinem Volk nur 

Blut, Schweiss und Tränen versprechen 

können? Würde er dem Druck der vielen 

Appeaser aus den Zeiten Chamberlains 

standhalten? Ein Arrangement mit Hitler 

hätten die Briten, wenn sie es wirklich woll- 

ten, damals wohl leicht erreichen können, 

sofern sie bereit gewesen wären, dem Sieger 

seine Eroberungen zu lassen. Auch für die im 

Innern des nazistisch gewordenen Europa 

eingeschlossene Schweiz war die Haltung 

Englands, das die Sache der Demokratie 

gegen den Totalitarismus verfocht, eine Exi- 

stenzfrage. Von der Beurteilung des Willens 

und der Fähigkeiten Grossbritanniens zum 

Widerstand hingen nach der grossen Erschüt-

terung, die die Niederlage Frankreichs ausge-

löst hatte, die Entscheide ab, die in der 

Schweizer Politik im Sommer und Herbst 

1940 gefällt wurden. 
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Zürich hinter Stacheldraht. Im Mai 

1940 wurde stündlich mit einem 

Angriff der deutschen Wehrmacht 

gerechnet. 

 



 
 

Zumindest äusserlich schien Zürich für 

eine Verteidigung gerüstet. Die im 

Winter 1939/40 angelegten zahlreichen 

Verteidigungsstellungen wurden lau- 

fend inspiziert und verstärkt. Mit der 

Truppe wurden zahlreiche Manöver- 

übungen durchgeführt. Optisch wirkte 

die Stadt in den Frühjahrswochen 1940 

wie eine belagerte Festung. Der Wille 

zur Verteidigung war da, aber hätte das 

ausgereicht, die Übermacht der sieges- 

gewissen deutschen Armeen auf- 

zuhalten? 

Die Feuerprobe blieb damals unserem 

Land und der Stadt Zürich glücklicher- 

weise erspart. 



 



In der Unsicherheit, die sich nach der Nie- 

derlage Frankreichs der Gemüter in der 

Schweiz bemächtigt hatte, zeichnen sich drei 

Bereiche ab. Die einen – recht wenige, die 

schon den Frontenfrühling getragen hatten – 

triumphierten im Bewusstsein, nun doch ge- 

genüber der grossen Mehrheit des Volkes, 

die Hitler und sein Regime ablehnte, recht 

bekommen zu haben. Andere setzten nach 

dem ersten betäubenden Schlag der neuen 

Lage ein trotziges Dennoch entgegen. So- 

lange England nicht aufgab, solange das Bri- 

tische Reich mit seinen weltweiten Verbin- 

dungen, den unermesslichen Ressourcen 

seines Imperiums standhielt und auf die 

Rückendeckung durch die zwar isolationi- 

stisch gesinnten, aber vom entschlossenen 

Hitler-Gegner Franklin Roosevelt geführten 

Vereinigten Staaten von Amerika hoffen 

konnten, war noch nichts verloren. Und auch 

das Verhältnis zwischen Hitler und Stalin 

war trotz dem Pakt von 1939 ein labiles ge- 

blieben. Sollte sich der bisher auf Europa be- 

grenzte Konflikt global ausweiten, standen 

für Hitler die Chancen schlecht. 

Zwischen diesen beiden extremen Polen 

bewegte sich die grosse Mehrzahl der Bevöl- 

kerung. Die Polarisierung in «Anpassung 

oder Widerstand» für die damalige Zeit mag 

eine griffige und einprägsame Formel sein. 

Die Wirklichkeit war komplizierter. Nach der 

kurzen Blüte des Frontenfrühlings von 1933 

hatten die rechtsextremen, sich am Beispiel 

Deutschlands orientierenden Gruppierun- 

gen in allen Wahlen deutliche Niederlagen 

erlitten. Bei Kriegsbeginn waren sie, übri- 

gens auch die Kommunisten, aus den Parla- 

menten entweder ganz verschwunden oder 

auf unbedeutende Marginalpositionen zu- 

rückgedrängt worden. Durch den Sieg Hit- 

lers änderte sich die Grundstimmung in der 

Schweiz gewiss nicht. Aber die Erfolge des 

Dritten Reiches hinterliessen Eindruck. 

«Dem Mann gelingt einfach alles» – in die Ab- 

lehnung mischte sich ein gewisser Respekt. 

Das bot im Sommer 1940 Ansatzpunkte für 

deutschfreundliche Neigungen, die bis weit 

 

in die Behörden und die wirtschaftlichen 

Kreise hineinreichten – letztere waren ohne- 

hin an der Aufrechterhaltung ihrer Finanz- 

und Handelsbeziehungen interessiert und 

sahen sich damit nun stärker als je auf das 

Wohlwollen Deutschlands angewiesen. Auch 

die Arbeiterschaft blieb von Anfechtungen 

nicht verschont. 

Die Schweiz befand sich in einer Zwangs- 

lage, in der jeder Einzelne anders reagierte. 

Dass an die in politischer Verantwortlichkeit 

Stehenden grössere Anforderungen gestellt 

wurden als an andere – und auch in der histo- 

rischen Bewertung heute noch aus dem 

Rückblick gestellt werden müssen –, ist 

selbstverständlich. Es war deshalb verhäng- 

nisvoll, dass der damalige Bundespräsident, 

der Waadtländer Marcel Pilet-Golaz, in völli- 

ger Verkennung der Möglichkeiten Grossbri- 

tanniens schon am Tag, da der Waffenstill- 

stand zwischen Deutschland und Frankreich 

in Kraft trat, eine Rede hielt, die zwar als Zei- 

chen landesväterlicher Besorgtheit gedacht 

war, in ihren Formulierungen aber verhee- 

rendste defätistische Wirkung hatte. Und es 

war gut, dass ein anderer Waadtländer, der 

Armeeoberbefehlshaber Henri Guisan, einen 

Monat später im Rütli-Rapport den Gegenak- 

zent setzte. Die Verwirrung war aber zu die- 

sem Zeitpunkt schon weit gediehen. 

Am Samstag, dem 6. Juli, erfolgte eine 

Teildemobilmachung der Schweizer Armee. 

Der Bundesrat erliess einen Aufruf mit dem 

Dank an die Truppe und der Mitteilung, sie 

sei «auf Pikett entlassen». Die ganze Armee 

heimzuschicken, wie es von allzu eifrigen 

Anpassern und auch von einigen hohen Mili- 

tärs gefordert wurde, wäre zum damaligen 

Zeitpunkt ein unverzeihlicher Fehler gewe- 

sen. Es hätte die Illusion, der Friede sei einge- 

kehrt, noch weiter verstärkt. 

Wie weit die Ungewissheit verbreitet war, 

ob der Krieg nun tatsächlich schon vorüber 

sei und man sich bereits auf eine Nachkriegs- 

zeit (vielleicht auch nur eine Zwischenkriegs- 

periode) mit allen ihren Unsicherheiten 

einzustellen habe, zeigte sich in der Sitzung 

 

Zwischen 
Krieg 
und faulem 
Frieden 
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Hitlers triumphaler Einzug in 

Berlin nach dem Sieg über 

Frankreich im Juli 1940 

des Zürcher Gemeinderates vom 3. Juli 1940, 

deren Hauptthema die Arbeitsbeschaffung 

nach der Demobilmachung war. Während 

des ganzen Krieges wurde befürchtet, dass 

ein Waffenstillstand wieder, wie zwei Jahr- 

zehnte zuvor, mit dem Ende der kriegsbe- 

dingten Konjunktur und der Rückkehr der 

Armeeangehörigen in den Wirtschaftspro- 

zess zu einer Krise und zu Arbeitslosigkeit 

führen könnte. Der sozialdemokratische 

Stadtpräsident Emil Klöti, gewiss ein auf- 

rechter Demokrat, bei dem keine Spur von 

Zuneigung zu nationalsozialistischen oder 

 

faschistischen Gedankengängen vermutet 

werden kann, erklärte vor dem Gemeinde- 

parlament, das Thema Nachkriegs-Arbeits- 

beschaffung scheine angesichts der interna- 

tionalen Ereignisse «beinahe über Nacht zur 

Tatsache» geworden zu sein. Gleichzeitig 

verwies er auf die engen Grenzen, die einer 

Gemeinde, selbst einer von der Grösse 

Zürichs, im Hinblick auf die Finanzierung 

solcher Massnahmen gezogen seien. Dass 

Zürich mit diesen Sorgen in jenen Tagen 

nicht allein stand, zeigte auf Bundesebene 

die Einsetzung einer von Nationalrat Grimm 
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präsidierten Eidgenössischen Arbeitsbeschaf-

fungskommission durch das Volkswirtschafts-

departement. Und noch am 22. September war 

Arbeitsbeschaffung ein wichtiges Thema einer 

von allen Zürcher Parteien gemeinsam einbe-

rufenen Volkskundgebung auf dem Münster-

hof. 

Es war ein Glück, dass der Schock der Nie- 

derlage Frankreichs gerade unmittelbar vor 

Beginn der Sommerpause erfolgte, in der in 

unserem Lande auch im Krieg das politische 

Leben eine gemächlichere Gangart ein- 

schlug. So gab es genügend Zeit, die neue 

Lage zu überdenken. Die Stille wurde über- 

brückt durch eine Reihe demonstrativ patrio- 

tischer Anlässe. Da war zunächst das Geden- 

ken an den 50. Todestag von Gottfried Keller, 

das eindrucksvoll zelebriert wurde, in den 

Schulen, in den Parlamenten und öffentlich 

mit einer Versammlung auf dem Münsterhof. 

Am letzten Julitag, am Vorabend der Bundes- 

feier, fand im Kino Rex an der Zürcher Bahn- 

hofstrasse (gleichzeitig mit einer ähnlichen 

Veranstaltung in Bern, zu der zahlreiche Ver- 

treter der obersten Behörden sich eingefun- 

den hatten) die Erstaufführung des Landi- 

Films «Durch den Willen des Volkes» statt. 

Mit dem abendfüllenden Dokumentarstrei- 

fen sollte nochmals der faszinierende Geist 

der Ausstellung des Vorjahres beschworen 

werden; tatsächlich hielt der Film sich in Zü- 

rich drei Wochen auf dem Spielplan. Gleich- 

zeitig mit dem Landi-Film kam die erste 

Schweizer Film-Wochenschau in die Kinos. 

Sie war vorerst nur 100 Meter lang und wurde 

als noch reichlich unzulänglich beklagt. Aber 

sie brachte erstmals ein – wenn auch noch 

schwaches – schweizerisches Gegengewicht 

zu der mit raffiniertem Gespür für Agitation 

und Propaganda gestalteten Deutschen Wo- 

chenschau, die den staunenden Zuschauern, 

untermalt mit Marschmusik, Fanfarenklän- 

gen und heulenden Stuka-Sirenen, die Per- 

fektion und Unüberwindlichkeit der deut- 

schen Kriegsmaschine einhämmern sollte. 

Über die Schweiz brach nach der Nieder- 

lage Frankreichs fast ungehemmt die Flut 

 

deutscher Propaganda herein. Eine neue 

Vierzehntageszeitschrift, speziell für die Be- 

dürfnisse des nicht deutschen Auslandes 

konzipiert und in zahlreiche Sprachen über- 

setzt, provokativ «Signal» genannt, wurde 

zu einem Spottpreis verkauft und dominierte 

mit ihrer Massenauflage auch an den Schwei- 

zer Kiosken. Bislang verbotene Parteizeitun- 

gen der Nazis wie der «Völkische Beobach- 

ter» wurden in der Schweiz wieder zuge- 

lassen, selbstverständlich ohne dass das deut-

sche Regime den seit Jahren im Dritten Reich 

verbotenen schweizerischen Zeitungen ein Ge-

genrecht gewährt hätte. 

Aber auch die schweizerischen Nazis und 

Sympathisanten regten sich wieder. Noch 

war es kaum ein halbes Jahr her, dass die 

Nationale Front sich im März 1940, mögli- 

cherweise nicht ohne Hintergedanken, selbst 

aufgelöst hatte. Nun tauchten bereits Ersatz- 

organisationen auf, wie die Eidgenössische 

Sammlung, bei der sich der prominente Zür- 

cher Frontenführer Robert Tobler engagierte, 

oder schliesslich eine als eine Art Dachver- 

band projektierte Gruppe, die sich Nationale 

Bewegung der Schweiz (NBS) nannte. Sie er- 

hielt sogar das Privileg, eine Delegation zum 

höchsten Repräsentanten des Landes, dem 

Bundespräsidenten Pilet, entsenden zu 

dürfen. Diese unwürdige Begegnung vom 

10. September 1940 markierte den Höhe- 

punkt einer Politik nicht nur der Leisetrete- 

rei, sondern geradezu des Hofierens vor den 

Rechtsextremisten, das durch keinerlei aus- 

senpolitische Rücksichtnahme begründet 

werden konnte. Mit dieser Begegnung dis- 

kreditierte Pilet sich wesentlich mehr als mit 

der Rede vom 25. Juni, die ja schliesslich eine 

Äusserung des Gesamtbundesrates gewesen 

war. Trotzdem vermochte sich der freisinnige 

Magistrat, wenn auch immer schärfer von 

den andern Parteien attackiert, bis fast ans 

Kriegsende auf seinem Posten zu halten. 

Zum Zeitpunkt, als diese Audienz im 

Bundeshaus stattfand, hatte die weltpoliti- 

sche Situation sich gegenüber dem Juni be- 

reits stark verändert. Es war klar, dass Eng- 
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Die Truppe feiert den 

1. August 1940. 

land nicht klein beigeben und dass der Krieg 

weitergehen würde. Das Schwergewicht 

hatte sich auf den Luftkrieg verlagert. Zum 

erstenmal stiess die Deutsche Wehrmacht 

nun an die Grenzen ihrer Möglichkeiten. Sie 

musste die Luftschlacht um England abbre- 

chen, ohne den Gegner bezwungen zu ha- 

ben . Im Gegenteil: Die Royal Air Force erwies 

sich als stark genug, nicht nur Schläge abzu- 

wehren, sondern auch auszuteilen. Sie ging 

in die Offensive, sowohl gegen Deutschland 

wie gegen den als schwachen Punkt georte- 

ten Achsenpartner Italien. Am 16. August 

1940 ertönte in Zürich erstmals ein Flieger- 

alarm, der nicht nur Simulation und Auftakt 

zu einer Luftschutz- oder Militärübung war. 

Britische Bomber flogen über die Schweiz. 

Ziel waren Industrieanlagen im nördlichen 

 

 

Italien. Es war der erste Alarm von vielen, die 

sich im Laufe der nächsten Monate und Jahre 

häuften und schliesslich zur Alltäglichkeit 

werden sollten. Die Stadt merkte aus eige- 

nem Erleben, dass der Krieg keineswegs zu 

Ende war, und wer das nötige Gespür besass, 

mochte ahnen, dass der Weg zum Frieden noch 

sehr lang sein würde. 

Damit aber stellten sich die alten Proble- 

me der Versorgung unseres Landes neu, und 

dieses Mal in schärferer Form als früher. Die 

Zufahrtswege waren seit dem Zusammen- 

bruch Frankreichs unsicherer geworden, die 

Gefahr einer Verknappung der wichtigsten 

Bedarfsgüter gestiegen. Behördliche Mah- 

nungen zu Sparsamkeit und Vorratshaltung 

häuften sich mit dem Herannahen des Win- 

ters. Es gab Veranstaltungen, an denen Tips 

für den Umgang mit Brennholz gegeben wur- 

den, das im Gegensatz zu Kohle und dem 

damals allerdings als Brennstoff noch keines- 

wegs eine überragende Rolle spielenden 

Heizöl frei erhältlich war. Die kalte Jahres- 

zeit kündigte sich aber auch noch auf andere 

Weise an. Am 11. und 12. Oktober wurden 

in Zürich und auch in andern Schweizer 

Städten die Milchläden belagert. Man wollte 

aus Furcht vor einer nahe bevorstehenden 

Rationierung (die dann allerdings erst zwei 

Jahre später kam) rechtzeitig Buttervorräte 

einkaufen und einlagern. Die Hamsterwelle 

pflanzte sich in den nächsten Tagen fort und 

griff fast wahllos auf andere Bedarfsartikel 

über. Ein eigentlicher Sturm setzte auf die 

Warenhäuser und Spezialgeschäfte für Woll- 

waren ein. Das nächste begehrte Objekt 

waren Schuhe. Was im September 1939 im 

Gegensatz zum Sommer 1914 unterblieben 

war, die Hamsterei, wurde nun ein gutes Jahr 

später nachgeholt. Vergeblich riefen die Be- 

hörden und die Frauenvereine dazu auf, die 

unnötigen Angstkäufe einzustellen. Der 

Drang, noch etwas zu ergattern, ehe die Ra- 

tionierung kam, war grösser als der Appell 

an die Vernunft. Zur Furcht vor der Verknap- 

pung kam die Furcht vor der Teuerung, da 

der Lebenshaltungsindex in den Monaten 
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zuvor merklich gestiegen war. Jeder hoffte, 

sich noch etwas kostengünstig zu verschaffen, 

ehe die Preise anzogen. 

In Zürich ging in den ersten Morgenstun- 

den des 30./31. Oktober die Nachricht von 

einer bevorstehenden Wollwarenrationie- 

rung wie ein Lauffeuer von Mund zu Mund. 

Die Hausfrauen eilten in die Läden, in denen 

schon, wie ein Augenzeuge schilderte, in 

den ersten Mittagsstunden ein Ameisenge- 

wimmel entstand, das gegen Abend in 

einzelnen Geschäften geradezu beängstigen- 

de Formen annahm. Da und dort mussten die 

Türen geschlossen werden, nicht nur der 

heftig drängenden Käufer wegen. Mancher- 

orts war die begehrte Ware ausverkauft. 

Viele Frauen mochten sich sagen, dass sie 

schon vor dem Kriege und auch später immer 

wieder aufgefordert worden waren, rechtzei- 

tig Notvorräte anzulegen. Viele suchten in 

diesen Tagen auch nur den normalen Bedarf 

für den bevorstehenden Winter zu decken. 

«Der bekannte Herr mit den sieben Anzügen, 

fünf Mänteln und dreissig Paar Socken und 

die Dame mit den zehn Paar Schuhen, den 

sieben Jackenkleidern und den fünfzig Me- 

tern Wollstoffen», so heisst es in einer Leser- 

zuschrift an eine Zeitung, seien Übertrei- 

bung und gehörten in das Reich der Phanta- 

sie. 

Auf die Hamsterwelle folgten die behörd- 

lichen Massnahmen Schlag auf Schlag. Am 

31. Oktober wurde eine Bezugssperre für 

Wollwaren verhängt, am nächsten Tag eine 

für Baumwolle, Luxuswaren, Schuhe, Seife 

und Waschmittel. Das Volkswirtschafts- 

departement verfügte ferner, es sei verboten, 

mit Inseraten, auf Plakaten oder in Briefen 

Werbung zu betreiben, die Hinweise auf die 

Verknappung, Verteuerung oder Verschlech- 

terung des Warenangebotes enthielte. Fehl- 

baren wurde die Schliessung ihrer Geschäfte 

angedroht. 

Auch die Brotversorgung wurde in diesen 

Tagen eingeschänkt, wenn auch nur indirekt. 

Vom 4. November an durften Backwaren frü- 

hestens am zweiten Tag nach ihrer Herstel- 

 

lung verkauft werden. Die Gemeinden wur- 

den angehalten, jenen Bäckern, die nicht 

über genügend Räumlichkeiten zur Aufbe- 

wahrung des Brotes verfügten, geeignete Lo- 

kale gegen eine mässige Entschädigung ab- 

zugeben. Schon am 25. Oktober war eine vier-

zehn Tage andauernde Bezugssperre für 

Schweinefleisch angeordnet worden. 

Auch in einem anderen Bereich griff in 

diesen Tagen der Krieg ins Alltagsleben ein. 

Im Oktober war es immer häufiger zur Über- 

fliegung des schweizerischen Territoriums 

gekommen, nachdem es im September zu- 

nächst verhältnismässig ruhig geblieben war, 

weil Luftwaffe und Royal Air Force in der 

Schlacht um England gebunden waren. Die 

meisten Luftraumverletzungen geschahen 

durch britische Flugzeuge. Proteste in Lon- 

don fruchteten nichts. Ab Ende Oktober setz- 

ten auch in Zürich die Fliegeralarme nach sie- 

benwöchiger Unterbrechung wieder ein, in 

der ersten Nacht gleich zweimal. Von jetzt an 

häuften sie sich so, dass sie öffentlich 

schliesslich nicht mehr besonders registriert 

wurden. Am 6. November verfügte das Ar- 

meekommando die allgemeine Verdunke- 

lung in der ganzen Schweiz, beginnend um 

22 Uhr und andauernd zunächst bis zur Mor- 

gendämmerung. Am 26. November wurde 

die Verdunkelung gelockert; sie sollte nur 

noch bis 6 Uhr morgens dauern. 

Vielleicht war für eine Stadt wie Zürich 

die Verdunkelung, die fast vier Jahre bis zum 

September 1944 dauern sollte, das sinnlich 

am eindrucksvollsten wahrzunehmende Zei- 

chen dafür, dass die Welt nicht mehr in Ord- 

nung war und Krieg herrschte. Die Lichter 

der Grossstadt waren ein Symbol der techni- 

schen Zivilisation und des materiellen Fort- 

schrittes gewesen. Nun hatte der Krieg sie 

gewaltsam zum Erlöschen gebracht. Das 

Dunkel der Nacht, das sich nun jeden Abend 

in die Städte und Dörfer Europas und auch 

über der neutralen Schweiz senkte, signali- 

sierte deutlicher als jedes andere Zeichen die 

Katastrophe, die über die Welt hereinzubre- 

chen begann. 

Sturm auf die Schuh- und 

Textilgeschäfte im Herbst 

1940, eine Hamsterwelle kurz 

vor der Rationierung dieser 

wichtigen Bedarfsgüter. 
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Der Beginn des Winters 1940/41 eröffnete 

nicht nur eine neue Phase des militärischen 

Konfliktes, sondern den eigentlichen Krieg 

überhaupt. Frankreichs Niederlage war nicht 

das Ende des Krieges, sondern nur das Ende 

von dessen Anfang gewesen. Die neue 

«drôle de guerre» (in der auf dem europäi- 

schen Kontinent nur im äussersten Süd- 

osten, in Griechenland, gekämpft wurde) 

konnte niemanden darüber hinwegtäu- 

schen, dass die Auseinandersetzung zwi- 

schen der Achse und Grossbritannien im Be- 

griff war, globale Ausmasse anzunehmen. 

Immer häufiger wurde vom Zweiten Welt- 

krieg gesprochen, der 1941 mit dem Überfall 

Hitlers auf die Sowjetunion und dem Kriegs- 

eintritt der USA und Japans auch Tatsache 

wurde. 

In der Schweiz galt es nun, sich auf einen 

langen Krieg einzurichten. Drängender als je 

stellte sich wieder das Versorgungsproblem, 

besonders akzentuiert in einer grossen Stadt 

wie Zürich. Der letzte Quadratmeter Bodens 

sollte landwirtschaftlich genutzt werden. Die 

Idee der «Anbauschlacht» wurde geboren. 

Die Rationierung, bisher zum Teil noch recht 

rudimentär, musste auf immer weitere Be- 

darfsgüter ausgedehnt werden; sie wurde 

gleichzeitig aber auch verfeinert und da- 

durch differenzierter in den Zuteilungen an 

die einzelnen Bevölkerungsgruppen. Haupt- 

sorge war dabei die Sicherung der Zufuhren, 

bei denen man nun fast auf Gedeih oder Ver- 

derb dem guten Willen der Achsenmächte, 

das heisst Deutschlands, ausgeliefert war. 

Diese Tatsachen bestimmten auch das politi- 

sche Denken und Handeln weitgehend. 

Das militärische Dispositiv wurde geän- 

dert. Die Armee räumte die Hauptstellungen 

im Mittelland und zog sich ins Reduit zurück. 

Die Streitkräfte igelten sich ein, noch bevor 

es zu Kampfhandlungen kam, und sie de- 

monstrierten damit nicht nur den festen Wil- 

len zur Verteidigung, sondern übten sich in 

eine Kampfform ein, wie sie später vor allem 

im Russlandfeldzug und in den Partisa- 

nenkämpfen zum Abwehrsystem wurde. 

Auf den Luftkrieg, der als Drohung per- 

manent über der Schweiz schwebte, auch 

ohne dass sie selber direkt in terrestrische 

Kampfhandlungen verwickelt worden wäre, 

suchte das Land sich vorzubereiten durch 

den beschleunigten Ausbau von Flugwaffe 

und Fliegerabwehr. Von den zivilen Behör- 

den wurde der passive Luftschutz durch Bau 

von geeigneten bombensicheren Unterstän- 

den und Ausbildung der Bevölkerung ener- 

gisch vorangetrieben, vor allem in den durch 

Luftangriffe am meisten bedrohten grossen 

Städten. 

Nach aussen igelte sich die Schweiz ein. 

Die Innenpolitik stand im Zeichen des Burg- 

friedens zwischen den grossen Parteien, der 

bis weit ins Jahr 1943 hinein anhielt. Bewe- 

gungsfreiheit demonstrierten im wesentli- 

chen Randgruppen. Am lärmigsten gebärde- 

ten sich nach dem Debakel Frankreichs noch 

einige Monate lang die Extremisten – Nazis 

und Kommunisten waren bis zu Beginn des 

Russlandkrieges in einer eigentümlichen 

Zwangsfreundschaft verbunden, was den 

Behörden das Verhängen von Verboten er- 

leichterte. Angesichts der Kriegslage drohte 

aber die Gefahr in diesem Augenblick vor 

allem von rechts. Das Schreckgespenst des 

Kommunismus geisterte auf bürgerlicher 

Seite zwar noch weiter. Aber selbst enragier- 

te Bolschewistenfresser – sofern sie (was es 

auch gab) wirklich Demokraten waren – 

konnten nicht darüber hinwegsehen, dass 

die Kommunisten unseres Landes, sieht man 

vielleicht vom Sonderfall Nicole in Genf ab, 

sich durch den deutsch-russischen Pakt 

selbst ausmanövriert sahen und dass Stalin 

fern und Hitler nah war. 

Der Verlauf des Kriegsgeschehens hat die 

politische Haltung selbstverständlich mitbe- 

einflusst. Der Angst von 1940/41, unter die 

Botmässigkeit Hitlers zu fallen, wich nach 

dem Kriegseintritt der Vereinigten Staaten 

der Hoffnung auf den Sieg der Demokratien. 

Als aber die immer wieder versprochene 

zweite Front in Europa nicht entstand und 

die Sowjetunion weiterhin während Jahren 

 

Das Ende 
vom Anfang 
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Rütlirapport vom 25. Juli 

1940 
die Hauptlast des Krieges gegen Hitler zu tra- 

gen hatte, wuchs der Respekt, vielleicht so- 

gar die Bewunderung für die Leistungen der 

erbittert den Aggressor bekämpfenden Roten 

Armee. Beim Überfall auf Russland im Juni 

1941 hatte sich die Schweiz den verlockenden 

Werbungen für eine Beteiligung am Kreuz- 

zug gegen den Bolschewismus zu entziehen 

verstanden. Nur gerade eine Ärztemission 

unter dem rauhbeinigen Deutschen-Freund 

Eugen Bircher war nach einigem Hin und Her 

an die Ostfront entsandt worden. Überwie- 

gend war das Gefühl der Erleichterung, dass 

der Krieg sich nun von der Schweiz weg ver- 

lagert hatte und die deutsche Wehrmacht 

sich in den Weiten Russlands verlor. Die Zeit 

des Blitzkrieges und der Blitzsiege war vor- 

 

bei. Je länger der Krieg dauerte, um so stärker 

wurde die Gewöhnung an das Ungewöhnliche. 

 

Im Vergleich zu den unmittelbar am Kon- 

flikt beteiligten Ländern führte die Schweiz 

ein verhältnismässig friedliches und freies 

Dasein. Die zivilen Behörden sahen ihre 

Hauptaufgabe in der Erhaltung des sozialen 

Friedens. Dafür mussten aber vor allem die 

Güter des täglichen Bedarfs dem Einzelnen 

so gerecht als möglich zugeteilt, mussten 

Wohnungsnot und Preissteigerungen in Gren-

zen gehalten werden. Die Kriegswirtschaft 

rückte in den Mittelpunkt eidgenössischer, 

kantonaler und kommunaler Verwaltung und 

Politik, gerade in einer grossen Stadt wie Zü-

rich. 
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Nach der Niederlage Frankreichs 

kämpft England weiter. Der Krieg wei- 

tet sich aus. Im Sommer 1941 überfällt 

die deutsche Wehrmacht die Sowjet- 

union. Im Dezember 1941 bombardieren 

die Japaner Pearl Harbour. Der euro- 

päische Konflikt wird zum Weltkrieg. 

Inzwischen überflutet deutsche Propa- 

ganda die Schweiz. An den Kiosken ist 

die illustrierte Halbmonatsschrift 

«Signal» zu einem Spottpreis zu haben. 

Eine Schweizer Ärztemission unter Di- 

visionär Eugen Bircher geht an die 

deutsche Ostfront. 

Die Schweizer Armee hat sich ins Re- 

duit zurückgezogen. Die Truppe bleibt 

mobilisiert. Ein lockerer Ablösungs- 

rhythmus soll das Ertragen der er- 

zwungenen Wartestellung erleichtern. 

 



Die innenpolitischen Auseinanderset- 

zungen ruhten im Krieg zwar nicht völlig, 

aber sie wurden meist mit gedämpfterer 

Stimme ausgetragen als in Friedenszeiten. 

Das gilt vor allem für die grossen politischen 

Parteien, die auf kommunaler und kantona- 

ler Ebene in den Exekutiven vertreten waren. 

Zwar gab es zwischen ihnen keine formelle 

Übereinkunft des Stillehaltens, aber sie 

übten doch Selbstdisziplin. Schon wenige 

Wochen nach Kriegsausbruch musste der 

Nationalrat neu bestellt werden. In Zürich er- 

gab sich eine Bestätigung der parteipoliti- 

schen Zusammensetzung (vgl. Tabelle). 

Auch in den Ständerat wurden, wie bisher, 

ein sozialdemokratischer Vertreter, Stadtprä- 

sident Emil Klöti, und ein Bürgerlicher, Prof. 

Bernhard von der Bauernpartei, abgeordnet, 

letzterer allerdings erst im zweiten Wahl- 

gang. Vier Jahre später ergab sich ein ähnli- 

ches Bild. Nach der Volkszählung von 1941 

waren dem Stand Zürich drei Mandate neu 

zugefallen. Sie gingen an die SP und die EVP, 

während die andern Parteien praktisch 

gleich stark blieben. In den Ständerat wurde 

wiederum Emil Klöti entsandt, ihn begleitete 

der zur Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei 

gehörige Dr. Friedrich Traugott Wahlen, der 

sich durch die Anbauschlacht eine grosse Po- 

pularität verschafft hatte und Ende Mai 1942 

erstmals in die kleine Kammer nach Bern ent- 

sandt worden war. Allerdings signalisier- 

ten diese Wahlen auf eidgenössischer Ebene 

Ende Oktober 1943 den damals sich abzeich- 

nenden Trend nach links. Die Sozialdemo- 

kraten errangen im Nationalrat insgesamt 56 

Mandate, eine Höchstzahl, die sie seit der 

Einführung des Proporzes von 1919 bis heute 

nie mehr erreicht haben. 

Höher als bei den kantonalen und natio- 

nalen Wahlen schlugen die Wellen bei 

den Stadtzürcher Kommunalwahlen vom 

22. März 1942. In der Exekutive – dem neun- 

köpfigen Stadtrat – kam es zu einer eigentli- 

chen Wachablösung, indem fünf neue Ver- 

treter gewählt wurden. Bedeutung erhielt 

diese «Blutauffrischung» vor allem deshalb, 

 

weil Stadtpräsident Klöti nach 35jähriger Zu- 

gehörigkeit zum Stadrat (davon 14 Präsidial- 

jahren) sein Amt niederlegte. Zu seinem 

Nachfolger wurde der damalige Regierungs- 

rat Ernst Nobs gewählt, der allerdings sein 

Amt nur während anderthalb Jahren aus- 

üben sollte. Schon Ende 1943 wählte ihn die 

Bundesversammlung in die Landesregie- 

rung. Nobs war der erste sozialdemokrati- 

sche Bundesrat. Diese Wahl beschloss eine 

seit 1929 geführte heftige Auseinanderset- 

zung um die Beteiligung der Sozialdemo- 

kraten in der obersten Bundesbehörde. Dass 

es nun endlich dazu kam, war ein weiteres 

Zeichen für den Burgfrieden zwischen den 

grossen Parteien. 

Nach Nobs' Weggang blieb die parteipo- 

litische Zusammensetzung der Stadtzürcher 

Exekutive unverändert. An seine Stelle trat 

Oberrichter Adolf Lüchinger als neuer Stadt- 

präsident. Während des ganzen Krieges 

setzte sich der Stadtrat aus fünf Sozialde- 

mokraten und vier Angehörigen anderer Par- 

teien zusammen. 

Tiefgreifender war die politische Um- 

strukturierung im Parlament, dem Gemein- 

derat. Hier gelang es dem Landesring der 

Unabhängigen, der Partei des Migros-Chefs 

Gottlieb Duttweiler, einen eigentlichen Erd- 

rutsch auszulösen. Vier Jahre zuvor waren 

die Unabhängigen erstmals aufgetreten und 

hatten auf Anhieb 20 Sitze im 125 Mann star- 

ken Rat gewonnen. Nun setzte die Partei 

oder, wie sie sich damals auch nannte, «Be- 

wegung» die Erfolgsserie fort und erhöhte 

die Fraktion auf 37 Abgeordnete. Der Lan- 

desring wurde damit hinter den auf 48 Man- 

date zusammengeschrumpften Sozialdemo- 

kraten zur zweitstärksten Fraktion im Par- 

lament. Mit die Zeche bezahlten auch die Frei-

sinnigen, die 6 Sitze einbüssten (vgl. Tabelle). 

 

Die Wahlen hatten ein weiteres Nach- 

spiel, weil durch das Hinüberwechseln von 

Ernst Nobs ins Zürcher Stadtpräsidium ein 

Regierungsratssessel frei geworden war. Um 

diesen bewarben sich drei Anwärter. Erfolg 
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Emil Klöti 

Stadtpräsident 1928-42 

hatte wiederum der Landesring, der seinen 

Kandidaten Heinrich Schnyder im zweiten 

Wahlgang durchzusetzen vermochte und da- 

mit auch in der kantonalen Exekutive Einsitz 

nahm. 

Durfte sich der Landesring bei den Wah- 

len 1942 in Zürich als unbestrittener Sieger 

betrachten, so erhielt er schon ein Jahr darauf 

einen starken Dämpfer. Bei den kantonalen 

Wahlen vom 11. April 1943 legte er zwar im 

Parlament mit 14 Sitzgewinnen auf Kosten 

 

von SP und FP wiederum mächtig zu. Gleich- 

zeitig aber wurde nach kaum zehnmonatiger 

Amtsdauer Heinrich Schnyder wieder aus 

dem Regierungsrat weggewählt und einem 

bürgerlichen Vertreter, dem BGB-Angehöri- 

gen Jakob Heusser, der Vorzug gegeben. Die 

Sozialdemokraten vermochten den von Ernst 

Nobs geräumten Sitz trotz grosser Anstren- 

gungen nicht wieder zurückzuerobern. Sie 

blieben gegenüber den fünf Bürgerlichen mit 

nur zwei Mann im Regierungsrat vertreten. 
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Im Krieg vermochten Wahlen die Schwei- 

zer Stimmbürger weniger zu bewegen als in 

Friedenszeiten. Die Menschen hatten andere 

Sorgen, und die Wahlbeteiligung blieb mit 

weniger als 70 Prozent nach damaligen Mass- 

stäben äusserst gering, in der Stadt Zürich 

verzeichnete man 1942 die schwächste Betei- 

ligung seit der Einführung des Proporzes 

dreissig Jahre vorher. 

Bewegung in die Szene brachten einige 

Randgruppen, vor allem der Landesring, der 

im Krieg zu einer später nie mehr erreichten 

Stärke anwuchs. Er verdankte das vor allem 

der dynamischen Persönlichkeit seines 

Gründers und Führers, Gottlieb Duttweiler. 

Als Ghef einer Partei wie auch als Leiter des 

Lebensmittelgrossverteilers Migros ent- 

wickelte Duttweiler im Krieg eine ungeheu- 

re, gelegentlich überbordende Aktivität. In 

der Handhabung dessen, was wir heute Pu- 

blicity nennen (damals sagte man Propagan- 

da), war er kaum zu übertreffen. 

Er war schon früh mit unorthodoxen 

Ideen für eine ausreichende Versorgung des 

Landes aufgetreten, von denen bis heute um- 

stritten ist, ob es sinnvoll gewesen wäre, sie 

in grossem Massstab zu realisieren. Zu ihnen 

gehört etwa die Vorratslagerung in monu- 

mentalen Tanks auf dem Grund unserer 

Seen. Duttweilers Anregungen fanden je- 

doch bei einem breiten Publikum Anklang. 

Er verstand sie auch mit spektakulären Ge- 

sten zu verbinden, besonders mit der Um- 

wandlung der Migros AG in eine Genossen- 

schaft – im Juni 1940 werbewirksam als «Ge- 

schenk» an die Konsumenten angekündigt. 

Aufsehen erregte auch seine Beteiligung an 

einer Schiffahrtslinie, der Maritime Suisse, 

die während des Krieges über noch offene 

Häfen Güter nach der eingeschlossenen 

Schweiz transportieren sollte. 

Duttweiler pflegte seine Vorstösse in der 

Presse oder im Parlament in impulsiver Wei- 

se vorzutragen und sparte auch nicht mit hef- 

tigen persönlichen Angriffen, wenn er auf 

Widerspruch stiess. So balgte er sich den 

ganzen Krieg über mit dem sozialdemokrati- 

 

schen Nationalrat Robert Grimm herum, den 

er als Leiter der Sektion Kraft und Wärme des 

Kriegs-, Industrie- und Arbeitsamtes aufs 

Korn nahm. Er focht einen ständigen Klein- 

krieg gegen das Kriegsernährungsamt aus, 

und seine Gegner warfen ihm vor, er verwi- 

sche bewusst die Grenzen zwischen Politik 

und Geschäft. Manches an der Kritik Dutt- 

weilers war berechtigt, anderes aber oft zü- 

gellos vorgetragen und übertrieben. Zu 

einem Eklat kam es im Herbst 1940 in der 

Vollmachtenkommission des Nationalrates, 

als Duttweiler angeblich geheimes Material 

weiterreichte, wobei er bereits damals den 

Rücktritt des durch den Frontistenempfang 

diskreditierten Bundespräsidenten Pilet- 

Golaz forderte. Duttweiler wurde aus der 

Kommission ausgeschlossen und verzichtete 

schliesslich zornig auf sein Nationalrats- 

mandat. 

Damit entfesselte er einen wahren Orkan. 

Er rief in Zürich eine Protestversammlung ins 

Kongresshaus, die von über dreitausend Per- 

sonen besucht wurde und die den in Bern 

Hinausgeworfenen stürmisch feierte. 

Zur gleichen Zeit hatte einer der jüngeren 

Landesring-Leute, der 1939 in den National- 

rat gewählte St. Galier Turn- und Schreibleh- 

rer Otto Pfändler, eine Initiative gestartet, die 

eine Reform des Nationalrates anstrebte und 

unter anderem eine Amtszeitbeschränkung 

auf zwölf Jahre forderte. Die Initiative war 

von grossem propagandistischem Tamtam 

begleitet. Als besonders zugkräftig wurde 

unter der Parole «So sieht es aus im Natio- 

nalrat» eine Photographie verwendet, die 

einen fast leeren Plenarsaal in Bern zeigte. 

Das Bild war eine Verfälschung; es stellte sich 

bald heraus, dass es gar nicht während einer 

Sitzung, sondern wahrscheinlich in einer 

Pause aufgenommen worden war. Nun war 

die Entrüstung vollständig. Über Pfändler, 

der mit persönlichen Angriffen ebenfalls 

nicht haushälterisch umging, brach ein 

Sturm der Empörung herein. Er wurde zum 

Fälscher gestempelt, und die Initiative, die 

seinen Namen trug, verwarfen die Schweizer 
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Stimmberechtigten am 3. Mai 1942 im Ver- 

hältnis von 2:1 recht deutlich. Weniger de- 

monstrativ waren die Ergebnisse in Zürich. 

Im Kanton brachte es die Initiative bei 70’000 

Nein immerhin auf 51’000 Ja-Stimmen, und 

in der Stadt Zürich hielten Befürworter und 

Gegner sich fast die Waage: 27‘300 Nein gegen 

26‘600 Ja. 

Folgenschwerer für den Landesring war 

es, dass Pfändler sich im April 1943 an den 

Zürcher Regierungsratswahlen beteiligt und 

eine schwere Niederlage erlitten hatte. In 

diese wurde auch sein Parteifreund Schny- 

der verwickelt, der seine Nichtwiederwahl 

nun vor allem Pfändler anlastete. Im Landes- 

ring kam es zu einem handfesten Krach. Er 

verschärfte sich im Sommer 1943, als Dutt- 

weiler seinen Willen kundtat, im Oktober er- 

neut für den Nationalrat zu kandidieren. Die 

ganze Landesring-Fraktion wehrte sich dage- 

gen. Es kam zur Aufstellung einer eigenen 

dissidenten Liste. Das Ergebnis vom 31. Ok- 

tober war einigermassen verblüffend. Zu- 

sammen erhielten die beiden Listen gleich- 

viele Sitze wie vier Jahre zuvor, aber die Dis- 

sidenten brachten nur einen Mann ins Parla- 

ment, der offizielle Landesring hingegen de- 

ren vier. Duttweiler jedenfalls war wiederge- 

wählt und kehrte triumphierend unter die 

Bundeskuppel zurück. Seine vielen Verstrik- 

kungen hatten ihm kaum geschadet, sogar 

die undurchsichtigen Geschäfte eines Mitar- 

beiters der von Duttweiler geförderten Mari- 

time Suisse blieben ohne Folgen, ebenso ein 

Techtelmechtel mit dem Genfer Kommuni- 

stenführer Léon Nicole. 

In der sonst äusserlich ruhigen politi- 

schen Landschaft der Schweiz sorgte in den 

Kriegsjahren eine so bunte und schillernde 

Aktivität entfaltende Persönlichkeit wie 

Gottlieb Duttweiler für Abwechslung. Indem 

die grossen, etablierten Parteien vernunftbe- 

dingte Zurückhaltung übten und ihre Pläne 

für die Nachkriegszeit entwickelten, liessen 

sie einen Leerraum entstehen, in den Gott- 

lieb Duttweilers agiles Temperament ge- 

schickt hineinzustossen verstand. Von Zü- 

 

rich aus erhielt so das stille politische Leben 

der Eidgenossenschaft einige Akzente, die 

mindestens für Gesprächsstoff sorgten. 

Ähnlich angriffig wie die Unabhängigen, 

aber mit einem anderen, eingeschränkteren 

Ziel betätigte sich eine lockere Vereinigung, 

die im März 1939 in Zürich entstanden war, 

der Bund der Subventionslosen, despektier- 

lich auch «Elefantenklub» genannt. Sein 

Feindbild waren die Beamten, gegen die er 

unter dem Symbol des gutmütigen, aber star- 

ken Elefanten mit zum Teil demagogischen 

Attacken loszog. Die Geldmittel der Gruppe 

waren beträchtlich. Sie setzte ihre Agitation 

zum erstenmal im Dezember 1939 ein, als 

eine eidgenössische Vorlage über die Pen- 

sionskassen der Bundesbeamten zur Abstim- 

mung kam. Mit ihrem Schlagwort von den 

angeblich für die Beamten verschleuderten 

Milliarden halfen die Subventionslosen kräf- 

tig mit, die Initiative zu bodigen. Auch bei 

kommunalen Urnengängen gelang es den 

Subventionslosen, die jeweils gezielt auf die 

Abstimmung hin ihre Inseratenkampagne zu 

eröffnen pflegten, Erfolge zu erzielen. Gro- 

tesk war die Intervention des «Elefanten- 

klubs» bei den Gemeindewahlen vom März 

1942 in Zürich, als er, ungeachtet persönli- 

cher Eignung und Verdienste, einfach die 

Streichung aller öffentlichen Funktionäre 

empfahl. Die «Neue Zürcher Zeitung» be- 

zeichnete diese krassen Auswüchse als 

«Triumph der Prinzipienlosigkeit». Tatsäch- 

lich waren vor allem freisinnige Mandatsträ- 

ger und Kandidaten Opfer des Elefanten ge- 

worden, obwohl gerade aus ihren Reihen der 

Klub verhätschelt und dotiert worden war 

und die «NZZ» in ihrem Anzeigenteil die 

Kampagne der Subventionslosen mitgetra- 

gen hatte. . . 

Eine unmittelbare Folge der Niederlage 

Frankreichs war die Gründung des Gotthard- 

Bundes. Zu ihr kam es Anfang Juli 1940 in 

Zürich. Einige führende Leute der «Subven- 

tionslosen» wareii ebenfalls Gründungs- 

mitglieder, der geistige Anstoss war jedoch 

von der welschen Schweiz ausgegangen, von 
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Gonzague de Reynold etwa oder Denis de 

Rougemont. Die heterogene Zusammenset- 

zung der Bundesleitung, die stets an patrioti- 

sche Gefühle appellierenden, vielfach ver- 

schwommenen Manifestationen der Neu- 

gruppierung machten es den etablierten Par- 

teien schwer, den Gotthard-Bund einzuord- 

nen. Die Sozialdemokraten witterten hinter 

der starke konservative Züge tragenden Ver- 

einigung eine faschistische Tarnorganisa- 

tion. Die bürgerlichen Parteien befürchteten 

vom Gotthard-Bund, dessen Argumentation 

sie zum Teil mit Sympathie aufnahmen, zu- 

mindest eine Konkurrenz und reagierten zu- 

rückhaltend. Von vielen wurde die Gruppe, 

deren Denkmodelle stark von Intellektuellen 

und Akademikern geprägt waren, auch 

schlicht als überflüssig empfunden. Tatsäch- 

lich bewegten sich die Vorstellungen des 

Bundes sehr oft in Allgemeinheiten. Der Ge- 

danke sei ursprünglich gewesen, «unter dem 

ewigen Symbol des Gotthards weite Volks- 

kreise im entschlossenen Willen zur unbe- 

dingten Verteidigung unserer Unabhängig- 

keit zusammenzuschliessen». Über einen en- 

gen Zirkel hinaus hatte der Gotthard-Bund, 

dessen Bestrebungen sicher ehrenwert und 

vom besten Willen getragen waren, kaum ein 

Echo gefunden. Die eindrucksvollste Publi- 

kation des Bundes war wohl der von Denis de 

Rougemont 1940 verfasste Aufruf zur Einig- 

keit des Schweizervolkes. Später aber ver- 

flachten diese Appelle. Zu den Parlaments- 

wahlen von 1943 steuerte der Bund den 

Wahlspruch bei: «Was eint, ist recht, was 

trennt, ist schlecht!» Konkrete Fragen behan- 

delten Broschüren zur Familienpolitik und 

bei Kriegsende zu den Problemen der Teue- 

rung und der Vollbeschäftigung. Die Spuren 

des Gotthard-Bundes lassen sich bis Ende 

der vierziger Jahre verfolgen. Ein Traktat 

vom Januar 1949 befasst sich mit Gedanken 

zur Getränkesteuer. 

Es ist bezeichnend, dass die besonderen 

Umstände der Kriegsjahre, die Ungewissheit 

der Zukunft wie die Abgeschlossenheit des 

Landes, sich teilweise auch lähmend auf das 

 

politische Leben auswirkten. Es war nicht die 

Zeit, grosse Entwürfe zu wagen, vor allem 

nicht vor 1943. Die einzige eidgenössische 

Vorlage, die langfristig institutionsverän- 

dernde Ziele anvisierte, die sozialdemokrati- 

sche Initiative für eine Volkswahl des Bun- 

desrates und die Erhöhung von dessen Mit- 

gliederzahl auf neun, stammte noch aus der 

Vorkriegszeit. Das Begehren wurde am 

25. Januar 1942 mit 524’000 gegen 252’000 

Stimmen abgelehnt. Auch Zürich votierte 

überwiegend mit Nein. Keine Gnade fanden 

auch der Versuch einer Revision der Alkohol- 

gesetzgebung (Reval-Initiative) und die Ein-

führung des obligatorischen Vorunterrichts 

auf eidgenössischer Ebene. 

Maifeier während des Krieges. 

Im Zug die Schweizer Fahne 

als Zeichen des inneren Burg- 

friedens und des Bekenntnisses 

der Sozialdemokratie zur Lan- 

desverteidigung. 
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Wahlen 
in Zürich 

Nationalratswahlen, Sitzverteilung 

Partei 1939 
194

3 
SP 10 12 

FP 4 4 

LdU 5 4 

CVP 2 2 

Dem 2 2 

EVP 0 1 

Andere 0 1 

1943 war ein dissidenter LdU-Angehö-
riger gewählt worden 

Die Mandatverteilung im Gemeinderat 

Partei 1938 1942 
194

6 
SP 60 48 38 

FP 29 23 25 

LdU 20 37 21 

CVP 10 13 14 

Dem 4 3 4 

EVP 0 0 0 

BGB 0 - 4 

Kom/PdA 2 - 19 

Andere 0 1* 0 

* 1942 war ein Freiwirt-

schafter 

im Rat 
 

Die Parteistär-

ken in Prozenten 

 

Partei 1938 1942 194

6 
SP 41,6 36,5 29,1 

FP 15,8 15,7 15,0 

LdU 16,0 28,6 17,3 

CVP 7,5 9,2 9,5 

Dem 5,3 5,4 4,3 

EVP 1,3 1,7 1,9 

BGB 2,9 - 4,9 

Kom/PdA 4,3 - 15,3 

1938 

1942 

1946 

Beteiligung an den Zürcher Gemeindewahlen 

80,6% 

68,3% 

77,8% 

Gottlieb Duttweiler 

 

Kantonsratswahlen, Sitzverteilung 

Partei 1939 1943 

SP 66 58 

FP 31 25 

LdU 15 29 

CVP 14 11 

Dem 16 17 

EVP 2 2 

BGB 33 32 

Kom 1 0 

Die Stadträte in Zürich 1933 bis 1946 

1938 Emil Klöti (soz), Jean Briner (soz), 

Willy Kaufmann (soz), Jakob 

Baumann (soz), Jakob Peter (soz), 

Joachim Hefti (fr), Erwin Stirnemann 

(fr), Robert Kunz (dem), Anton Higi 

(ehr) 

1942  Ernst Nobs (soz), Willy Spühler 

(soz), August Ziegler (soz), Jakob 

Baumann (soz), Jakob Peter (soz), 

Erwin Stirnemann (fr), Emil Landolt 

(fr), Heinrich Oetiker (LdU), Anton 

Higi (ehr) 

1946  Adolf Lüchinger (soz), Willy Spühler 

(soz), August Ziegler (soz), Jakob 

Baumann (soz), Jakob Peter (soz), 

Albert Sieber (fr), Emil Landolt (fr), 

Heinrich Oetiker (LdU), Edgar Woog 

(PdA) 

Stadtpräsidenten: 

Emil Klöti 1928-1942 

Ernst Nobs 1942-1943 

Adolf Lüchinger 1944-1949 
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Im Gegensatz zum Ersten Weltkrieg war 

der Zweite nicht nur ein Machtkampf, son- 

dern auch eine ideologische Auseinanderset- 

zung. An den Flügeln des demokratischen 

Parteienspektrums hatten sich die extremi- 

stischen Gruppen etabliert, und sie ver- 

schärften schon in den Krisenjahren vor dem 

Krieg das politische Klima in der Schweiz. 

Seit der Spaltung der Arbeiterbewegung in 

den frühen zwanziger Jahren agitierten die 

auf Moskau ausgerichteten Kommunisten 

linksaussen und führten ihren Kampf gegen 

die demokratischen Strukturen, grotesker- 

weise vor allem gegen die als «Sozialfaschi- 

sten» verlästerten Sozialdemokraten. Mit der 

Machtergreifung Hitlers entstanden am rech- 

ten Rand des politischen Spektrums in der 

Schweiz die Frontenbewegungen, die lärmig 

Erneuerung verkündeten und im nördlichen 

Nachbarn das grosse Vorbild sahen. Die 

schweizerische föderalistische Demokratie 

bot diesen Aussenseitern nur wenig Chan- 

cen. Lediglich in den grossen Städten, so 

auch in Zürich, verfügten sie über eine An- 

hängerschaft, die ausreichte, um sie in die 

Parlamente zu bringen. Bei Kriegsausbruch 

aber waren sowohl Kommunisten wie Frönt- 

ler, was ihre zahlenmässige Stärke betraf, po- 

litisch bedeutungslos geworden. Die Fronten 

waren sogar aus den meisten Parlamenten 

wieder verschwunden. Der Hitler-Stalin- 

Pakt, wenige Tage vor Kriegsausbruch abge- 

schlossen, diskreditierte die Extremisten 

vollends. Aus der Perspektive jener Tage 

mussten beide Gruppen gleicherweise als 

Feinde des schweizerischen Staatsgedankens 

erscheinen. Die Nationale Front löste sich im 

März 1940 selber auf, die Kommunistische 

Partei wurde im November des gleichen Jah- 

res vom Bundesrat verboten. Beiden totali- 

tären Bewegungen, wie man sie damals 

nannte, dem Kommunismus und dem Natio- 

nalsozialismus, stand die Mehrzahl der 

Schweizer skeptisch bis feindlich gegenüber, 

auch wenn es Nuancen in der Abwehr- 

haltung gab. Im Bürgertum war der Bolsche- 

wistenschreck von 1918 noch weit verbreitet, 

 

und Stalins blutige Säuberungen der dreissi- 

ger Jahre verstärkten ihn zusätzlich. Viele, 

die einst Mussolini gelobt hatten, weil er die 

Züge in Italien wieder pünktlich fahren liess 

und das Ausspucken auf den Trottoirs ahn- 

dete, waren geneigt, Hitler seine Übeltaten 

nachzusehen, wenn er sie nur vor dem Bol- 

schewismus schützen würde – eine Fehlrech- 

nung, wie sich bald zeigen sollte. 

Die behördlichen Massnahmen, gerecht- 

fertigt durch die besondere Situation des 

Krieges, trieben Kommunisten wie Fröntier 

ins Abseits und in die Illegalität. Die Regie- 

rung habe ein wachsames Auge auf sie, und 

zwar sowohl rechts wie links, erklärte Poli- 

zeidirektor Briner im Dezember 1940 in der 

Antwort auf eine Interpellation im Kantons- 

rat. Das war zu einem Zeitpunkt, als in der 

Schweiz der Schock der französischen 

Niederlage noch nicht überwunden war, 

England noch immer allein dem übermächti- 

gen Hitler gegenüberstand und Kleinmütige 

in der Eingabe der 200 die Unabhängigkeit 

der Schweiz durch verstärkte Anpassung 

retten zu wollen vorgaben. Hitlers politische 

Erfolge hatten einst die Frontenbewegungen 

zum Aufblühen gebracht, nun führten seine 

militärischen Triumphe zu einer Art Renais- 

sance des schweizerischen Rechtsextremis- 

mus. Nachfolgeorganisationen entstanden, 

so die Nationale Bewegung der Schweiz, 

deren Repräsentanten wie erwähnt die un- 

verdiente Ehrung eines Empfangs durch den 

amtierenden Bundespräsidenten Pilet-Golaz 

erfuhren, die Eidgenössische Sammlung, die 

Gesellschaft der Freunde einer autoritären 

Demokratie und andere Splittergrüppchen. 

Der zweite Frontenfrühling war aber 

rasch vorbei. Die Regierung untersagte 

öffentliche Versammlungen der frontisti- 

schen Nachfolgeorganisationen, als sie sich 

in Zürich allzu aggressiv aufzuführen began- 

nen. Die Nationale Bewegung wurde im No- 

vember 1940 verboten. Im Jahre 1941 wurden 

in Zürich und anderen Städten bei verschie- 

denen Polizeiaktionen Ansätze zur Bildung 

rechtsextremistischer Vereinigungen zer- 

 

Abwarten, 
Anpassung 
und 
Widerstand 

Bundesrat Marcel Pilet-Golaz 
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Angehörige der diplomatischen 

und konsularischen Vertretun- 

gen des Dritten Reiches in der 

Schweiz während eines Anlas- 

ses der deutschen Kolonie auf 

einem Zürcher Sportplatz. 

schlagen. Das geschah in einer Zeit, da in der 

Schweiz nach dem Überfall Hitlers auf die So- 

wjetunion eifrig für einen Kreuzzug gegen 

den Bolschewismus geworben wurde. Das 

Schlagwort fand zwar bis weit in rechtsbür- 

gerliche Kreise hinein ein positives Echo, es 

stiess aber auch auf kritische Ablehnung. 

Verschiedene Zeitungen sprachen ironisch 

von einem Hakenkreuzzug. Zu einer Wieder- 

belebung des Frontismus als einer grösseren 

 

Bewegung, die in breitere Volksschichten 

eindrang, kam es jedenfalls nicht. Viele der 

führenden Rechtsextremisten zogen es ohne- 

hin vor, die Schweiz zu verlassen und Unter- 

schlupf in Deutschland zu suchen, als die 

Landesverräterprozesse begannen und To- 

desurteile ausgesprochen wurden. 

Der Kommunismus auf der linken Seite 

hatte einen andern Stellenwert. Im Gegen- 

satz zu den Fröntlern, die auf ihren Nationa- 
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lismus pochten, betonten die Kommunisten 

ihren Internationalismus. Das liess sie lange 

als viel gefährlicher erscheinen, als sie tat- 

sächlich waren. Ihre sklavische Abhängigkeit 

von Stalin, den sie in byzantinischer Unter- 

würfigkeit lobpriesen und für dessen Schur- 

kenstreiche sie stets entschuldigende Er- 

klärungen fanden, war in gleicher Weise ab- 

stossend wie die Glorifizierung Hitlers durch 

die «gläubigen» Nazis. Dass schliesslich die 

Rechtsextremisten in viel stärkerem Masse 

als die extreme Linke zu einer tatsächlichen 

Bedrohung wurden, lag an Hitler, der in seiner 

Unberechenbarkeit jeden Tag über unser 

Land herfallen konnte. Seine Satrapen hatten 

ja längst mit höhnischen Worten angekündigt, 

das europäische Kleinstaatengerümpel werde 

nächstens verschwinden. 

Der brutale Überfall von 1941, die un- 

menschliche Kriegführung der Deutschen in 

Russland und der heldenmütige Widerstand 

der Russen, die damit die Schweiz unmittel- 

bar vom Druck Hitlers entlasteten, liess in 

der zweiten Hälfte des Krieges die Kommuni- 

sten in milderem Licht erscheinen als 1939. 

Die sowjetischen Siege schufen den Boden 

für ein Wiedererstarken der Kommunisti- 

schen Partei in unserem Land. 

Schweres Unbehagen verbreitete in 

Zürich die deutsche Kolonie. 1939 lebten in 

Zürich rund 15’000 deutsche Staatsangehö- 

rige. Ihre Zahl war seit dem Ersten Weltkrieg 

ständig zurückgegangen. Sie stellten aber 

noch immer mehr als die Hälfte der in der 

Stadt wohnenden 28’000 Landesfremden. 

Die Deutschen waren, wie andere Ausländer 

auch, in privaten Vereinigungen zusammen- 

geschlossen. Nach Hitlers Machtergreifung 

hatte die NSDAP begonnen, ihre Emissäre 

nach der Schweiz zu entsenden. Die deut- 

sche Kolonie wurde systematisch gleich- 

geschaltet, ihr Publikationsorgan, «Der 

Reichsdeutsche», auf die Parteilinie ausge- 

richtet. Offiziell waren Landesleitung und 

Kreisleitungen der Landesgruppe Schweiz 

der NSDAP seit 1936 verboten, aber unter 

dem Deckmantel diplomatischer Immunität 

 

agitierte ein Landesleiter weiter. Je mächtiger 

das Reich wurde und sein Druck auf der 

Schweiz lastete, um so vorsichtiger verhiel- 

ten sich die schweizerischen Amtsstellen. 

Aus Furcht vor dem unberechenbaren Nach- 

barn im Norden liess man die deutschen 

Organisationen in der Schweiz gewähren 

und drückte gegenüber ihren Umtrieben ein 

Auge zu, als handelte es sich bei ihnen um 

harmlose Vereine patriotischer Ausländer. 

Mit den deutschen militärischen Erfolgen 

wurden die in der Schweiz ansässigen Deut- 

schen immer hochfahrender und rücksichts- 

loser gegenüber dem Empfinden der 

Schweiz. Sie spürten die Furcht der Behör- 

den und nützten das weidlich aus. Im Okto- 

ber 1942 feierten sie im zehntausend Perso- 

nen fassenden Zürcher Hallenstadion mit 

Erlaubnis der Schweizer Amtsstellen das 

Erntedankfest. Als Redner trat Gauleiter 

Bohle auf, der Chef der Auslandorganisation 

der NSDAP. Das war eine bewusste und ge- 

zielte Provokation. Die Entrüstung war 

gross, vor allem bei den Sozialdemokraten, 

die eine Interpellation im Kantonsrat 

einreichten. Verärgerung über das dreiste 

Auftreten der deutschen Kolonie und die 

Willfährigkeit der Schweizer Behörden reich- 

te aber bis weit in die bürgerlichen Reihen 

hinein. Die Antwort der Regierung im 

Kantonsrat fiel schwächlich aus. Sie ver- 

steckte sich hinter den Weisungen aus Bern 

und behauptete, es habe sich um eine 

geschlossene Veranstaltung gehandelt. Das 

alles vermochte das Gefühl nicht zu beseiti- 

gen, dass hier am falschen Ort Nachsicht 

gezeigt worden sei. Immerhin war damit der 

Höhepunkt der Aktivität der deutschen 

Kolonie überschritten. Die Behörden beug- 

ten sich der öffentlichen Meinung und unter- 

sagten künftig ähnliche Massenveranstaltun- 

gen mit aus dem Ausland herangereisten 

parteipolitischen Rednern. Die Abrechnung 

mit der deutschen Kolonie erfolgte freilich 

erst nach Kriegsende, als die totale Nieder- 

lage des Dritten Reiches feststand und der 

Nazispuk verschwunden war. 

Professor Karl Meyer 
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Aufmarsch bei einer deutschen 

Veranstaltung 
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«Wer nicht schweigen kann, schadet der 

Heimat» – ein Slogan, der im Krieg 

zum geflügelten Wort wird. Die Ein- 

gabe der 200, die im November 1940 

die Anpassung der Schweiz an das von 

Hitler beherrschte Europa fordert, deu- 

tet diesen Spruch in eigener Weise, in- 

dem ein Maulkorb für die Presse ver- 

langt wird. Die Eingabe bleibt zunächst 

der Öffentlichkeit vorenthalten. Als sie 

im Jahre 1946 bekannt wird, löst sie 

einen Sturm der Entrüstung aus. 



Zu Beginn des Zweiten Weltkrieges er- 

schienen in Zürich fünf Tageszeitungen, die 

meisten zur politischen Meinungspresse 

gehörend. Die älteste war die «Neue Zürcher 

Zeitung», eng verbunden mit der Freisin- 

nigen Partei, daneben das «Volksrecht», das 

Organ der Sozialdemokraten, und die 

«Neuen Zürcher Nachrichten» der Christ- 

lichsozialen. Die jüngste einer politischen 

Gruppe nahestehende Tageszeitung war 

«Die Tat» mit ihrem Herausgeber Gottlieb 

Duttweiler, die in den ersten Kriegswochen 

zu erscheinen begann. Parteipolitisch unab- 

hängig war der «Tages-Anzeiger». Er war 

Ende des 19. Jahrhunderts gegründet wor- 

den, startete mit einer hohen Auflage und 

war auch 1939 noch immer die auflagenstärk- 

ste der fünf Tageszeitungen. Seine Leser- 

schaft fand der «Tages-Anzeiger» hauptsäch- 

lich beim politisch ungebundenen mittleren 

und kleinen Bürgertum. 

Die andern vier aber waren kämpferisch 

für ihr Parteicredo engagierte Zeitungen. 

Alle wurden von politisch profilierten 

Persönlichkeiten geleitet. Der «NZZ» stand 

als Chefredaktor Willy Bretscher vor, dem 

«Volksrecht» Paul Meierhans, Nationalrat 

und später Regierungsrat, den «Neuen Zür- 

cher Nachrichten» Hermann Odermatt, auch 

er im lokalpolitischen Leben aktiv. Bei der 

«Tat» war Duttweiler nicht nur nomineller 

Herausgeber, sondern er gab dem Blatt auch 

politisch sein Profil. 

Aussenpolitisch standen alle Zeitungen 

zumindest generell auf der gleichen Linie; sie 

führten sowohl gegen die Sowjetunion wie 

gegen das nationalsozialistische Deutsch- 

land eine scharfe Sprache, wenn auch mit 

Nuancierungen. Innenpolitisch waren die 

Stellungnahmen noch deutlicher. Weder 

Kommunisten noch Fröntier, deren Zeitun- 

gen «Der Kämpfer» bzw. «Die Front» 1939 in 

Zürich kaum mehr eine Rolle spielten, hatten 

bei den grossen Zeitungen Zürichs Sympa- 

thien. Auch das «Volksrecht», das recht un- 

verblümt schrieb, sparte nicht mit scharfen 

Attacken auf die Kommunisten, die «Spalter» 

 

der Arbeiterbewegung, die ihrerseits über 

die «Sozialfaschisten» der Sozialdemokratie 

herzogen. Selbst die «NZZ» gab in innenpoli- 

tischen Auseinandersetzungen dem Zwei- 

händer den Vorzug vor dem Florett. Das 

«Blatt der Hochfinanz», wie das «Volksrecht» 

die Zeitung zu titulieren pflegte, krempelte 

in Wahlen und Abstimmungen die Ärmel 

hoch und schlug unverdrossen auf den Gegner 

ein. 

An Wochenzeitungen, sieht man von den 

illustrierten Blättern ab, dominierten in 

Zürich zwei: die 1933 gegründete, von Karl 

von Schumacher und Manuel Gasser gelei- 

tete «Weltwoche», die sich an ein intellek- 

tuell anspruchsvolles Publikum wandte, und 

die vom Jean-Frey-Verlag herausgegebene 

«Schweizer Wochenzeitung», ein weitver- 

breitetes, dank ihrer Koppelung mit Versi- 

cherungspolicen recht ertragsreiches Blatt, 

das gezielt Geschmack und Niveau der klei- 

nen Leute ansprach. 

Über Nacht fiel nun der Schatten der Zen- 

sur auf die Presse. Rechtliche Grundlage war 

ein Bundesratsbeschluss vom 8. September 

1939 über das Nachrichten- und Presse- 

wesen. Er beruhte auf dem Gedanken der 

Zusammenarbeit zwischen Zensur und 

Presse. Das war einfach gesagt, aber schwie- 

rig zu verwirklichen. Die Zensur, bürokra- 

tisch-offiziell Abteilung Presse und Funk- 

spruch (APF) genannt, war zunächst dem Ar- 

meekommando unterstellt. Praktisch ausge- 

übt wurde sie von den einzelnen Territorial- 

kommandos, in Zürich also durch das Terri- 

torialkommando 6. Über die Art und Weise, 

wie im Ernstfall die Zensur gehandhabt wer- 

den sollte, bestanden bei den von der Armee 

ernannten Zensoren die unterschiedlichsten 

Vorstellungen. Sie waren nur zum ganz ge- 

ringen Teil Fachleute. Meist wurden Juristen 

oder Kaufleute mit der Aufgabe betraut. Bei 

diesen Voraussetzungen war es nur natür- 

lich, dass es am Anfang zu Reibereien kam. 

Einzelne Zensoren wollten ihre neue Aufga- 

be so direkt als möglich ausüben und hätten 

sich am liebsten in den Vorzimmern der Re- 

 

Presse 
unter Zensur 
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Der Leiter der Abteilung 

Presse und Funkspruch 

(APF), Oberst Lind, Chef 

der Zensur in Zürich 

daktoren installiert, um ihnen besser auf die 

Finger sehen zu können. 

Solche Versuche wurden von Redaktoren 

wie Verlegern jedoch meist rasch unter- 

bunden. Trotzdem belastete zu Beginn des 

Krieges während Monaten eine gelegentlich 

unerträglich werdende Spannung die Bezie- 

hungen zwischen Zensur und Presse. Es kam 

zu unerfreulichen Zusammenstössen wie 

dem Eclat um das vom Bundesrat ausgespro- 

chene Verbot des im Zürcher Europa-Verlag 

erschienenen Rauschning-Buches «Gesprä- 

che mit Hitler». Einen eigentlichen Skandal 

gab es auch im Zusammenhang mit einem 

Artikel der in Zürich erscheinenden «Han- 

delszeitung», in der ein Redaktor sich die von 

den Deutschen eifrig kolportierte und in der 

Schweiz mancherorts übernommene These 

von der Mitschuld der Presse bei einem even- 

tuellen Angriff Deutschlands auf die Schweiz 

zu eigen machte. Es stellte sich heraus, dass 

der Redaktor genötigt worden war, den Arti- 

kel zu schreiben. Das Blatt erhielt von der 

APF eine Verwarnung. 

 

Diese «Blutschuldthese» war im Krieg 

während Jahren Gegenstand heftigen Strei- 

tes. Praktisch widerlegt wurde sie aber schon 

im Mai 1940, als die Deutschen Holland über- 

fielen. Noch kurz zuvor war von Schweizer 

Amtsstellen unter Hinweis auf angeblich 

gewichtige Informationen aus offiziellen 

Kreisen Deutschlands behauptet worden, 

die Haltung der holländischen Presse unter- 

scheide sich vorteilhaft von jener der schwei- 

zerischen. Jedenfalls müsse in Berlin über die 

Holländer nie geklagt werden. Trotzdem 

wurde Holland von den Deutschen überfal- 

len und nicht die Schweiz. Die Meinung, Hit- 

lers Entschlüsse seien von der Schreibweise 

einiger Schweizer Zeitungen beeinflusst, war 

damit als Legende entlarvt. Das verhinderte 

allerdings nicht, dass sie noch jahrelang in 

einigen Köpfen herumgeisterte. 

Im Sommer 1940 kristallisierte sich ein 

einigermassen funktionierendes (wenn auch 

von den Redaktionen meist nur zähne- 

knirschend akzeptiertes) System der Nach- 

zensur heraus, das Sanktionsmöglichkeiten 

in der Stufenfolge Verwarnung – Beschlag- 

nahmung – Verbot einschloss. Ergänzt wur- 

de die Zensur damals durch eine im Hinter- 

grund wirkende Presselenkung, indem die 

APF an die Redaktionen Richtlinien heraus- 

gab, wie einzelne Ereignisse zu werten und 

zu kommentieren seien. So etwa nach dem 

Zusammenbruch Frankreichs: «Ruhig und 

zurückhaltend bleiben, keine Seitenhiebe 

gegen England und die USA», oder als am 

wichtigsten: «Keine Rückschlüsse ziehen be- 

treffend Rückwirkungen auf die Situation der 

Schweiz.» 

Die Pressezensur blieb aber, als sich nun 

ein labiles Gleichgewicht und eine beider- 

seitige Angewöhnung einzustellen begann, 

während des ganzen Krieges umstritten, 

auch als im Januar 1942 die Oberaufsicht vom 

Armeekommando auf den Bundesrat, das 

heisst auf das Justiz- und Polizeideparte- 

ment, überging. Im Nationalrat kam es im Fe- 

bruar 1940, im Juni 1942 und schliesslich noch 

einmal im März 1944 zu längeren Ausspra- 
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chen, in denen die Parlamentarier das Sün- 

denregister der Zensoren Revue passieren 

liessen. Wie ängstlich zu Anfang die Zensur 

war, lässt sich daran ermessen, dass im 

Februar 1940 allen Ernstes beantragt wurde, 

das Stenogrammprotokoll der öffentlich ge- 

führten Nationalratsdebatte über die Presse- 

zensur nicht im Druck erscheinen zu lassen, 

aus Furcht vor unwirschen Reaktionen des 

nördlichen Nachbarn. Das passte in das 

Gedankenschema jener Leute der APF, die 

gelegentlich so argumentierten: «Die Frage, 

ob die in der Presse erhobenen Anschuldi- 

gungen gegen eine Kriegspartei objektiv 

richtig seien, ist völlig gleichgültig; es kommt 

einzig darauf an, wie dieselben jenseits der 

Grenze aufgefasst und empfunden werden.» 

Die Sorge, in Berlin Anstoss zu erregen, 

dominierte in der Zeit der deutschen Siege 

die Flaltung der Zensoren auch beim Territo- 

rialkommando 6. Die Grundhaltung der Zei- 

tungen sei im Allgemeinen deutschfeindlich, 

wurde erklärt. Die Zensoren machten zum 

Teil abwegige Vorschläge, wie dem abzuhel- 

fen sei, etwa durch Aufträge an bestimmte 

Publizisten, deutschfreundliche Artikel zu 

verfassen. Auch wenn die Presse solche 

Übergriffe im Allgemeinen abwehren konnte, 

so hat der Druck, der auf sie ausgeübt wurde, 

doch Spuren hinterlassen. Man wird heute 

die Kommentare der Zeitungen und Zeit- 

schriften, die Auswahl der Meldungen, die 

Aufmachung, die Titelgebung, überhaupt 

die ganze Gestaltung während der Kriegs- 

jahre unter dem Blickpunkt betrachten 

müssen, dass die Pressefreiheit einge- 

schränkt war. Viele schrieben nicht das, was 

sie dachten, oder hielten sich zumindest im 

sprachlichen Ausdruck je nach Temperament 

mehr oder minder stark zurück. Wenn sich 

Verleger und Redaktoren fast täglich in ir- 

gendeiner Form gedanklich oder verbal mit 

der Zensur herumplagen mussten, so hatte 

das Folgen, die sich auch in der Zeitung 

selbst niederschlugen. Eine Klimaänderung 

setzte erst ein, als Journalisten und Redakto- 

ren zur Pressekontrolle beigezogen wurden. 

Ihre Stimme wirkte entschärfend und übte 

auf die Entscheide der Zensur ausgleichen- 

den und mässigenden Einfluss aus. 

Ein Zwischenfall im Herbst 1941 zeigte, 

dass die Frage, wie die Grenzen der Presse- 

freiheit zu ziehen seien, noch immer ver- 

schieden beantwortet werden konnte. 

Damals war die Weisung ergangen, die Er- 

schiessung von Geiseln durch die Deutschen 

dürfe nur als nackte Tatsache gemeldet 

werden; Kommentare und rechtliche Erwä- 

gungen hätten zu unterbleiben. Arthur Frey, 

Redaktor des Evangelischen Pressedienstes 

in Zürich und selbst Mitglied der Pressekon- 

trolle, protestierte in einem Brief an das Terri- 

torialkommando 6 gegen diese Zumutung: 

«Wenn nicht mehr gesagt werden darf», 

schrieb Frey, «dass die Erschiessung von 

Geiseln die Aufhebung jedes Rechts und aller 

christlichen Kultur bedeutet, dann wird 

nichts weniger als der Tatbestand der Gewis- 

senslenkung erfüllt. Nachdem die Abteilung 

Presse und Funkspruch und auch ihre Pres- 

sestelle sich dazu hergeben, diese unerhörte 

Weisung durchzugeben, ist es mir nicht mehr 

länger möglich, in ihrem Dienst zu stehen.» 

Von den zürcherischen Tageszeitungen 

war es vor allem die «Tat», die als jüngster 

Spross im Blätterwald sich gelegentlich recht 

ungebärdig zeigte. Sie erhielt auch mehrere 

Verwarnungen, zum Teil im Zusammenhang 

mit den Kampagnen, welche die Migros ge- 

gen die Kriegswirtschaft führte. Auch die 

«Weltwoche» erlebte Verwarnungen und 

Beschlagnahmungen, ebenso die «Neuen 

Zürcher Nachrichten». Der «NZZ» wurde ein 

Bild zum Verhängnis, das im Mittagblatt des 

16. April 1941 auf der Frontseite publiziert 

wurde und einen deutschen Panzer beim 

Durchfahren einer Tanksperre auf dem Bal-

kan zeigte. Anstoss erregte die Legende, in der 

nach Auffassung der APF die Nützlichkeit von 

Panzerhindernissen bezweifelt wurde. 

 

Eher ins Lächerliche gehören die Mah- 

nungen der Zensur gegen Kommentare von 

Blättern in der Zürcher Landschaft. Eine Zei- 
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tung erhielt eine Verwarnung, weil sie im Juli 

1943 die Landung der Alliierten auf Sizilien 

mit dem saloppen Spruch begleitet hatte: 

«Jetzt kommt der grosse Moment, wo der Aff 

ins Wasser rennt.» Und der «Weinländer» 

musste eine Verwarnung einstecken, weil er 

zum Abgang Mussolinis 1943 geschrieben 

hatte: «Einer der Tyrannen ist gestürzt wor- 

den.» Das Blatt legte Rekurs ein und erhielt 

recht, weil Mussolini zum Zeitpunkt des 

Kommentars nicht mehr Regierungschef Ita- 

liens gewesen sei und damit nicht den Schutz 

einer offiziellen Persönlichkeit in Anspruch 

nehmen könne. Der andere Tyrann hingegen 

genoss noch anderthalb Jahre lang diesen 

Schutz. .. 

Während des Krieges ist die Zürcher Pres- 

selandschaft für kurze Zeit um ein Produkt 

bereichert worden, das sich in der damaligen 

helvetischen Zeitungswelt seltsam exotisch 

ausnahm: die «Actualis», täglich erschei- 

 

nend, knallig aufgemacht, reich illustriert, 

das erste schweizerische Boulevardblatt. 

An sich war die Neugründung von Zei- 

tungen im Krieg bewilligungspflichtig. Nor- 

malerweise hätte die «Actualis» kaum eine 

Chance gehabt, zugelassen zu werden. Die 

Konzession war jedoch bereits vor Kriegs- 

beginn erteilt, vom Verlag aber nicht ausge- 

nützt worden. Nun glaubte er, die Zeitläufe 

seien günstig. Die Gemischte Pressepoliti- 

sche Kommission (eine Vereinigung von Ver- 

legern und Journalisten) war dagegen. Die 

Abteilung Presse und Funkspruch hingegen 

erklärte in einer vom Eidgenössischen Justiz- 

und Polizeidepartement angeforderten Stel- 

lungnahme, die neue Zeitung müsse unter 

dem Aspekt der gegenwärtigen ausländi- 

schen Propaganda in der Schweiz beurteilt 

werden. Diese habe heute Formen und Um- 

fang angenommen, dass es erwünscht sei, 

schweizerische Blätter zu fördern, die dieser 

 

Ein von der Zensur in der 

«NZZ» vom 16. April 1941 

beanstandetes Bild vom Vor- 

marsch der Deutschen in 

Nordgriechenland. Begrün- 

dung: Die Legende, in der 

stand, die Tanksperren hätten 

«nicht mehr die Bedeutung, 

die man ihnen zu Beginn des 

Krieges beimass», könnte fal- 

sche Vorstellungen über die 

Abwehrkraft der eigenen 

schweizerischen Verteidigungs- 

anlagen erwecken. Die Ausga- 

be wurde beschlagnahmt.  
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fremden Beeinflussung entgegenzuwirken 

suchten. Eine Zeitung wie die «Actualis», die 

das Bild als wirksames Mittel der Publizistik 

in den Mittelpunkt rücke, könnte hier gute 

Dienste leisten. 

Das Erscheinen der «Actualis» wurde be- 

willigt. Sie erschien erstmals am 14. Dezem- 

ber 1940. Obwohl der Chefredaktor, Theodor 

Rimli, ein erfahrener Journalist war, hatte das 

Blatt von Anfang an mit Schwierigkeiten zu 

kämpfen, nicht nur in finanzieller, sondern 

auch in redaktioneller Hinsicht. Es war ein 

Versuch, den Boulevardjournalismus in der 

Schweiz zu etablieren. Die Akzeptanz war 

nicht gross. Jeder hatte andere Sorgen, als 

sich um die aufgebauschten Nichtigkeiten zu 

kümmern, die üblicherweise das tägliche 

Brot einer Boulevardzeitung sind. Ein Bei- 

spiel gesuchter, in die Zeit passender Sensa- 

tionshascherei der «Actualis»: «In Basel wim- 

melt es von Spionen», hiess eine Überschrift, 

attraktiv besonders in Kriegszeiten. Mit den 

Spionen waren aber nicht fremde Agenten 

gemeint, sondern die Spiegel, die damals in 

Basel an vielen alten Häusern angebracht 

waren, damit man sehen konnte, wer draus- 

sen stand. Das alles mutet reichlich ama- 

teurhaft und dilettantisch an. Das triste, 

schwächliche Grau des Druckes und des Zei- 

tungskopfes mochte in die Zeit passen, war 

aber nicht dazu angetan, Käufer anzulocken. 

Schliesslich blieb im März 1941 die «Actua- 

lis» auch in den Fussangeln der Zensur 

hängen, als sie eine nicht als solche deklarier- 

te Agenturmeldung gewissermassen als eige-

nen redaktionellen Beitrag publizierte. In der 

Meldung wurde behauptet, deutsche Soldaten 

hätten während des Westfeldzuges französi-

sche Kriegsgefangene als Kugelfang vor ihren 

Panzern hergetrieben. Das Verdikt lautete auf 

zehn Tage Verbot, ein harter Schlag für eine 

um Absatz kämpfende Zeitung. 

 

Die «Actualis» hat es nicht einmal auf 

ganz 120 Nummern gebracht. Am 31. Mai 

1941 stellte sie nach knapp halbjähriger 

Lebensdauer ihr Erscheinen ein. Eine in letz- 

 

ter Stunde vorgenommene Änderung in der 

Leitung des Blattes hatte das Schicksal nicht 

abzuwenden vermocht. In einem Schluss- 

artikel stellten die Herausgeber fest, es seien 

Fehler gemacht und das Ziel, «vom Boule- 

vardblatt zur fesselnden Schweizer Tagesillu- 

strierten zu werden», sei nicht erreicht 

worden. Es sollte noch fast zwanzig Jahre 

dauern, ehe, ebenfalls von Zürich aus, der 

«Blick» gestartet wurde, die erste nach vielen 

Anfangsschwierigkeiten schliesslich den 

Durchbruch erzielende und zum Erfolg wer-

dende schweizerische Boulevardzeitung. 

 

Zensurlücken in der Zeitung 

waren eher selten, da keine 

Vorzensur stattfand. Dem 

«Nebelspalter» bot die Zensur 

manche Angriffsflächen, aber 

auch er musste sich oft einer 

nur zähneknirschend ertrage- 

nen Zurückhaltung befleissi- 

gen. Im Herbst 1940 wurde in 

Zürich das Erscheinen einer 

neuen Zeitung bewilligt, der 

«Actualis». Die Zensur- 

behörde glaubte, mit diesem 

ersten Boulevardblatt werde 

ein Gegenmittel gegen die 

deutsche Propagandawelle ge- 

schaffen. Die Zeitung wurde 

nur etwa ein halbes Jahr alt 

und ging, nachdem sie einmal 

sogar für ein paar Tage verbo- 

ten war, Ende Mai 1941 wie- 

der ein. 
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Als Anfang November 1940 in der 

Schweiz durch den General die allgemeine 

Verdunkelung angeordnet wurde, hatte der 

Luftkrieg über Europa noch kaum begonnen. 

Die Schweiz musste verdunkeln, um nicht als 

helle Insel in der Mitte des Kontinents zum 

Leuchtfeuer zu werden, das den Flugzeugen 

der Kriegführenden den Weg wies. Die Ver- 

dunkelung war eine Konzession an die Ach- 

senmächte Deutschland und Italien, gleich- 

zeitig aber auch eine Demonstration gegen 

Grossbritannien, dessen Geschwader auf 

ihren Raids nach Oberitalien unbekümmert 

den schweizerischen Luftraum verletzten. 

Im Nachhinein ist es fast rührend zu 

sehen, was für Sorgen die Leute in Zürich in 

den ersten Tagen der Verdunkelung hatten. 

Selbstverständlich wurde von vielen genau 

registriert, welcher Nachbar die Vorschriften 

genau einhielt und welcher sie larger hand- 

habte. Besonders Eifrige mahnten übers Tele- 

fon die Säumigen, andere erstatteten sogar 

Meldung. Mit Befremden wurde bemerkt, 

dass einige öffentliche Strassenlaternen nicht 

erst um 22 Uhr erloschen, sondern überhaupt 

nicht angezündet wurden – das geschah, wie 

das Elektrizitätswerk mitteilte, aus techni- 

schen Gründen; 1‘300 Schaltuhren von 

Einzellampen mussten nach Beginn der Ver- 

dunkelung umgestellt werden. Den Fussgän- 

gern wurde empfohlen, sich den Gewohn- 

heiten des rollenden Verkehrs anzupassen 

und auf den Trottoirs ebenfalls die rechte 

Seite zu benützen, um nicht mit entgegen- 

kommenden Passanten zusammenzustos- 

sen. Originell war die Anregung, die zahlrei- 

chen Verkehrszeichen in der Stadt, die sich 

«stellenweise zu wahren Alleen verdichtet» 

hatten (so wörtlich in einem Zeitungsbericht 

von 1940), für die Nacht besser kenntlich zu 

machen, indem man die Stangen weiss an- 

strich .(Und ganz besonders wurde vor den 

entlang den Gehsteigen da und dort montier- 

ten niedrigen Veloständern gewarnt, die für 

die Passanten zu wahren Fussangeln werden 

könnten . . . 

Doch das waren nur Details. Bald ge- 

 

wöhnte sich die Bevölkerung daran, dass sie 

nachts im Dunkeln den Heimweg zu suchen 

hatte, die Trams, die Fahrräder und die we- 

nigen Autos mit abgeschirmten blauen Lam- 

pen verkehrten und zu Hause die dichten 

schwarzen Vorhänge zugezogen oder die 

Lampen gelöscht werden mussten. Die Ver- 

dunkelung war nur eine Teilmassnahme in- 

nerhalb des Luftschutzes, und dieser war der 

Zivilbevölkerung längst vor dem Krieg in 

Aufklärungskampagnen und gelegentlichen 

Übungen immer wieder nahegebracht wor- 

den. In Zürich hatten bereits 1937 und 1938 

Verdunkelungsübungen stattgefunden, letz- 

tere mitten in der Sudetenkrise, als der Ent- 

scheid zwischen Krieg und Frieden auf des 

Messers Schneide stand. 

Die Vorbereitungen für den Luftschutz, 

dessen generelle Richtlinien vom Bund fest- 

gelegt, dessen Durchführungsmassnahmen 

aber den Gemeinden übertragen wurden, be- 

trafen vor allem zwei Bereiche: bauliche 

Massnahmen und die Ausbildung der Bevöl- 

kerung. Im November 1938 hatte der Stadtrat 

Kredite von ein paar hunderttausend Fran- 

ken zur Erstellung von Schutzräumen für 

den Bereitschaftsdienst der städtischen Wer- 

ke unter dem Hof des Amtshauses II und für 

die Luftschutztruppen in der Spiegelgasse/ 

Leuengasse beantragt. Ebenfalls noch vor 

dem Krieg wurden weitere öffentliche 

Schutzräume geplant: unter dem Marktplatz 

in Oerlikon, unter dem Lindenhof und dem 

Helvetiaplatz. Nun gingen die Kosten bereits 

in die Millionen. 

Nach Kriegsausbruch wurde der Bau von 

Luftschutzräumen forciert. Gewicht gelegt 

wurde schon früh auf die Errichtung von 

Schutzräumen in Schulhäusern (im Oktober 

1939 erfolgte die Bewilligung eines Kredits 

von 255’000 Franken), auf den Bau von Bereit- 

schaftsräumen für die Luftschutztruppen 

und von Sanitätshilfsstellen. Ein Obligato- 

rium zur Erstellung privater Schutzräume 

wurde stufenweise vorbereitet. Im August 

1940 wurde es vom Bundesrat für alle Ort- 

schaften mit über 20‘000 Einwohnern als 

 

Bomber, 
Bomben und 
Verdunkelung 
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Ein gelandeter US-Bomber – 

Magnet für ungezählte Neu- 

gierige 

verbindlich erklärt. Zürich war hier bereits 

vorangegangen und hatte am 6. Juli das Obli- 

gatorium verfügt, nachdem schon im Februar 

ein solches für «meistgefährdete Zonen» er- 

lassen worden war. Im März 1941 wurde als 

selbständige provisorische Dienstabteilung 

beim Bauamt II das Büro für Luftschutzbau 

geschaffen, das für die Erstellung von mög- 

lichst vielen Schutzräumen innert möglichst 

kurzer Zeit sorgen sollte. Als kühnes Ziel 

 

visierte das Büro 25’000 Schutzräume für die 

ganze Stadt an; pro Jahr sollten 7’000 bis 

8'000 gebaut werden – im Frühling 1941 gab 

es in Zürich erst deren 3’000. Das war ein 

recht ehrgeiziges Unterfangen. Es konnte bis 

Kriegsende nicht verwirklicht werden, obwohl 

mit der Intensivierung des Luftkrieges auch 

die Anstrengungen für den passiven Luft-

schutz verstärkt wurden. 

Bei den Privathäusern beschränkten sich 

 

61 



 
  

 die baulichen Luftschutzmassnahmen sehr 

oft auf das Einziehen schwererer Decken- 

stützen in den Kellern. Als Paradestück eines 

öffentlichen Schutzraumes wurde im Okto- 

ber 1943 der «Bunker» am Central dem Publi- 

kum gezeigt, der 1‘500 bis 2’000 Personen auf- 

nehmen konnte und als der modernste und 

bestgerüstete der Stadt galt. Im September 

1944, als der Krieg sich bereits dem Ende nä- 

herte, wurde nochmals eine Million Franken 

für die Errichtung öffentlicher Luftschutz- 

räume bereitgestellt. Damals stand man vor 

dem Ende der dritten Bauetappe: Auf dem 

Gebiet der Stadt gab es, abgesehen vom Cen- 

tral-Bunker, etwa 140 öffentliche Schutzräu- 

me mit einem Fassungsvermögen von rund 

9‘500 Personen. Das Parlament hiess den Kre- 

dit gut. Der Kommissionssprecher hatte resi- 

gniert festgestellt, der Bestand an vorgesehe- 

nen Schutzräumen sei ungenügend, aber es 

sei unmöglich, alle Bedürfnisse zu decken. 

Und die Kommission empfahl dem Stadtrat, 

vom Millionenkredit vorsichtigen Gebrauch 

zu machen .. . 

Ebenso grosse Probleme wie im baulichen 

Bereich gab es bei der Ausbildung und dem 

Einsatz von Truppen und ziviler Bevölke- 

rung. Hier hatten Militär und städtische Be- 

hörden zusammenzuarbeiten. Fast zwangs- 

läufig entstanden viele Reibungsflächen. 

Unter der Anleitung von Luftschutzoffizie- 

ren wurden zivile Hausfeuerwehren in der 

Brandbekämpfung ausgebildet. Bis Kriegs- 

ende haben über 140’000 Zürcher solche In- 

struktionskurse besucht, also fast die Hälfte 

der Stadteinwohner. Die grosse Zahl sagt 

allerdings nichts aus über die Einsatzbereit- 

schaft in einem Ernstfall. 

Das Schicksal hat der Zürcher Luftschutz- 

organisation die härtesten Belastungen er- 

spart, wie sie ein Bombenkrieg mit sich ge- 

bracht hätte. Trotzdem blieb auch Zürich von 

Luftangriffen nicht völlig verschont. Es kam 

zweimal zu Bombenabwürfen, die zwar – ge- 

messen an dem, was zur gleichen Zeit über 

andere Städte Europas hereinbrach – nur ver- 

hältnismässig geringen Schaden anrichteten. 

Beide Male handelte es sich um Missver- 

ständnisse, nicht um gezielte Aktion en. Zü- 

rich ist im Zweiten Weltkrieg irrtümlicher- 

weise bombardiert worden. Der erste Bom- 

benabwurf erfolgte durch britische Flugzeu- 

ge am 22. Dezember 1940. Die Bevölkerung 

wurde völlig überrascht, die Bomben fielen, 

kurz nachdem die Sirenen gewarnt hatten, 

etwa um 21 Uhr – die Stadt war noch nicht 

verdunkelt. Zuerst gingen längs der Bahn- 

linie von Zürich nach Altstetten Leuchtbom- 

ben nieder, dann folgte eine Reihe von 

Spreng- und Brandbomben. Ein Haus in 

Höngg wurde vollständig zertrümmert, an 

der Josef- und Heinrichstrasse erlitten meh- 

rere Gebäude schwere Schäden. Elf Personen 

wurden verletzt, die meisten nur leicht. Ein 

paar Stunden nach dem Angriff fand man un- 

ter den Trümmern eines Hauses eine tote 

Frau. Sie war alleinstehend und im Durchein- 

ander nach dem Bombardement zunächst 

nicht vermisst worden. Zahlreiche Brand- 

bomben fielen verstreut in der weiteren Um- 

gebung nieder, ohne grössere Schäden anzu- 

richten. Kurz nach Mitternacht explodierte in 

der Nähe des Güterbahnhofes ein Blind- 

gänger und beschädigte den Wipkinger 

Bahnviadukt. Die Fahrleitung wurde herun- 

tergerissen, der Zugsverkehr zwischen 

Hauptbahnhof und Oerlikon unterbrochen. 

Zum zweitenmal fielen Bomben auf Zü- 

rich am 4. März 1945. Diesmal waren ameri- 

kanische Flugzeuge die Angreifer. Es war 

wiederum ein Sonntag, und es geschah am 

hellichten Tage. 20 Minuten nach 10 Uhr ex- 

plodierten abgeworfene Bomben in Häusern 

in der Nähe des Strickhofes an der Frohburg- 

strasse und In der Hub. Erneut waren es so- 

wohl Spreng- als auch Brandbomben, die auf 

dieses von allen industriellen oder militäri- 

schen Einrichtungen weit entfernte Wohn- 

quartier fielen. Es waren fünf Todesopfer zu 

beklagen, zahlreiche weitere Personen wur- 

den verletzt. 

Die Bombenabwürfe vom 4. März 1945 

hatten noch ein parlamentarisches Nach- 

spiel. In einer Interpellation wurde im Stadt- 

 

 

Die Zürcher Fliegerabwehr 

« – und gällezi Frau Meier, 

Sie säged dann niemerem, dass 

mir villicht eventuell ander 

Umschtände etnal wettid es 

Maschinegwehr da ufe 

schtelle.» 

«Chönzitänke Herr Hauptme, 

dass ich söttigi falschi Griicht 

verbreite.» 

Text und Bild aus dem «Nebel- 

spalter» 
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Parlament behauptet, dass der Luftangriff 

schwere Mängel beim Zürcher Luftschutz 

aufgedeckt habe. Von der Unterbringung der 

Bombengeschädigten bis zur Sanität und 

Verpflegung habe nichts geklappt. Die Bevöl- 

kerung bringe es auf die einfache Formel, der 

Luftschutz habe versagt. Jedenfalls seien die 

Luftschutzeinheiten viel zu spät an der Un- 

glücksstätte eingetroffen. Die Fahrzeuge seien 

nicht einsatzbereit gewesen, auch habe es an 

Benzin gefehlt und so fort. 

Der Stadtpräsident bestritt zwar generell 

die Vorwürfe, gab aber im Einzelnen indirekt 

zu, dass die Beanstandungen zu Recht erfolg- 

ten. Er unterstrich, dass der Luftschutz dem 

Militärdepartement unterstehe und nicht der 

Stadt. Zu Verspätungen sei es gekommen, 

weil die zur Verfügung stehenden Autos alt 

und nicht fahrtüchtig gewesen seien. Wegen 

der zu geringen Benzinzuteilung werde bei 

den zuständigen Stellen vorgesprochen, da- 

mit endlich grössere Rationen bewilligt wür- 

den. 

Die Sitzung des Gemeinderates, in der 

diese Mängel des Luftschutzes diskutiert 

wurden, stand unter dem Eindruck einer Ka- 

tastrophe, die sich am Vortag, am 25. April 

1945, ereignet hatte. Bei einer Übung der 

Hausfeuerwehrjm Hof des Wengi-Schulhau- 

ses war im Erdgeschoss einer Baracke plötz- 

lich Feuer ausgebrochen. Das geschah im 

gleichen Moment, als im Stockwerk darüber 

eine Gruppe der Hausfeuerwehr einen vor- 

sätzlich gelegten Brand löschen sollte. Es 

kam zu einer Panik. Von den 17 Angehörigen 

der Übungsgruppe konnten sich nur zehn 

aus dem brennenden Holzgebäude ins Freje 

retten. Sieben kamen in den Flammen um . Es 

war eine bittere Ironie, das^^èÜeiner LuFt- 

schutzübung in Zürich mehr Menschen zu 

Tode kamen als bei den beiden Bombar- 

dierungen zusammen – und das nur wenige 

Tage vor Kriegsende.^ 

Der Luftkrieg hatte für die Zürcher noch 

einen andern Aspekt. Mit dem Auftauchen 

der amerikanischen Air Force auf dem euro- 

päischen Kriegsschauplatz nahmen die Flie- 

 

gerangriffe zu. Hitlers «Festung Europa» hat- 

te kein Dach. Die deutsche Luftwaffe hatte 

ihre Kraft in den Blitzfeldzügen der Jahre 

1939-41 aufgebraucht. Sie war nicht entfernt 

in der Lage, den Alliierten und ihren Bom- 

bergeschwadern die Stirn zu bieten. Briti- 

sche und amerikanische Geschwader ope- 

rierten bald nach Belieben über Deutschland, 

griffen militärische, industrielle, aber auch 

zivile Ziele an und legten schliesslich syste- 

matisch eine deutsche Stadt nach der andern 

in Schutt und Asche. 

Die Neutralität des schweizerischen Luft- 

raumes wurde nicht mehr respektiert. Hatte 

die Schweiz sich noch empört gezeigt, als 

1940 die Briten hie und da zu ihren Einsätzen 

über Italien ungefragt unser Land überflo- 

gen, so musste sie bald zur Kenntnis neh- 

men, dass die Amerikaner es nicht anders 

hielten. Sie hatten mit den Briten abgespro- 

chen, dass sie die Tagesangriffe, die Englän- 

der die Nachtraids führten. Ganze Bomber- 

schwärme zogen von nun an fast ununter- 

brochen Tag für Tag über den schweizeri- 

schen Himmel dahin. Flugwaffe und Flieger- 

abwehr traten in Aktion, gelegentlich wurde 

ein Flugzeug abgeschossen. Viele Flugzeuge 

wurden zur Landung gezwungen. Immer 

häufiger benützten vor allem die Amerikaner 

mehr oder minder freiwillig die Schweiz als 

Ausweichlandeplatz für ihre Bomber, wenn 

sie in Schwierigkeiten gerieten. Eines der 

Lieblingsziele der viermotorigen schweren 

«Liberators» und der «Fliegenden Festungen» 

war der Militärflugplatz Dübendorf. Fast hun-

dert Maschinen landeten hier vom August 

1943 bis Kriegsende. 

Ein Höhepunkt wurde am 18, März 1944 

erreicht, als in Dübendorf innerhalb kurzer 

Zeit zwölf US-Bomber niedergingen. Es war 

ein Samstag nachmittag, und eine grosse 

Schar von Neugierigen hatte sich aus der 

Stadt nach dem nahen Flugplatz im Glattal 

aufgemacht, um die Maschinen zu bestau- 

nen, die nach einem Augenzeugenbericht 

«sich wie Giganten neben unseren kleinen 

Jagdflugzeugen ausnehmen». 
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An diesem Tag kamen die Schaulustigen 

voll auf ihre Rechnung. Gleichzeitig erhielten 

sie jedoch eine Lektion über die Gefährlich- 

keit ihres Unterfangens. An sich war es vor- 

geschrieben, bei Fliegeralarm Luftschutzräu- 

me aufzusuchen. Aber kaum jemand hielt 

sich an diese Weisung. Zu spannend war es, 

die Flugzeuge am blauen Himmel zu beob- 

achten und das Herniederfliegen der Radar- 

störstreifen zu verfolgen, die wie Silberbän- 

der vom Himmel schwebten. An diesem 18. 

März 1944 ereignete sich bei den Landungen 

ein schwerer Unglücksfall. Ein Bomber riss 

eine Starkstromleitung herunter. Sie traf ei-

nen Sekundarschüler und tötete ihn. Zwei an-

dere Schaulustige wurden schwer verletzt. 

Die Schweiz legte weiter ihre Proteste in 

London und Washington ein, die aber prak- 

tisch ohne Folgen blieben. Nach der Bombar- 

dierung von Schaffhausen am 1. April 1944, 

die 35 Todesopfer forderte und schwere Schä- 

den anrichtete, drängten die Schweizer mehr 

als zuvor darauf, dass ihre Neutralität nicht 

dauernd verletzt werde. Aber erst nach den 

Bombenabwürfen auf Zürich vom 4. März 

1945 – am gleichen Tag war auch Basel bom- 

bardiert worden – kam am 7. März der ameri- 

kanische Fliegergeneral Spaatz in geheimer 

Mission nach Bern. Er gab Zusicherungen ab, 

dass die Neutralität der Schweiz besser re- 

spektiert werde. Die amerikanischen Besat- 

zungen erhielten Befehl, dass innerhalb 

einer Zone von 50 Meilen Tiefe längs der 

Schweizer Nordgrenze nur dann Bomben ab- 

geworfen werden dürften, wenn einwand- 

frei festgestellt sei, dass sich das Zielobjekt 

nicht auf schweizerischem Gebiet befinde. 

Innerhalb einer Zone von 10 Meilen dürften 

längs der Schweizer Grenze Bombardierun- 

gen und Eingriffe in den Erdkampf nur auf 

Spezialbefehl hin nach gründlicher Vorberei- 

tung und durch auserlesene Besatzungen erfol-

gen. 

Als Spaatz diese Zusicherung abgab, war 

der Krieg jedoch fast zu Ende. In jenen Tagen 

waren die Alliierten dabei, das Dritte Reich 

endgültig zu besiegen. Im Vorfeld ihrer Of- 

 

fensive, die sie im März und April bis an die 

Elbe und nach Thüringen bringen sollte, 

bombten Amerikaner und Briten Deutsch- 

land erbarmungslos zusammen. Viereinhalb 

Jahre zuvor hatte der siegesgewisse «Führer» 

im Berliner Sportpalast seinen Gegnern ge- 

droht, er werde ihre Städte ausradieren. Jetzt 

wurde ihm mit gleicher Münze heimgezahlt. 

Über die völkerrechtlichen Ansprüche, auf 

die die kleine neutrale Schweiz gepocht hat- 

te, als sie gegen die dauernde Verletzung ih- 

res Luftraumes protestierte, war der Krieg 

hinweggegangen. Wenn die Waffen sprachen, 

hatten Recht und Menschlichkeit zu schwei-

gen. 

Die ausgebrannte Holzbaracke 

des Wengi-Schulhauses. 

Hier kamen bei einer Übung 

der Hausfeuerwehr Ende April 

1945 sieben Menschen ums 

Leben. 
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Augenzeugenberichte 

Die erste Bombardierung Zürichs 

22. Dezember 1940 

 

«Als um 20 Uhr 52 in Zürich plötzlich Flieger- 

alarm gegeben wurde, fluteten die Passanten in 

Hausgänge oder Luftschutzräume; der Verkehr 

stoppte brüsk ab. Überall begegneten wir leeren 

Tramwagen oder Trolleybussen, die auf der 

Strecke standen. In der Ferne waren einige schwa- 

che Detonationen zu hören . . . Wir strebten der 

Hardbrücke zu, den flammenden kleinen Bränden 

nach, die uns deutlich den Weg nach der Turbinen- 

strasse wiesen. Überall züngelten kleine Flammen 

aus dem gefrorenen Schnee und erhellten die Ge- 

gend auf Minuten hinaus taghell. Zivilisten und 

Leute von der Ortswehr versuchten, die entstan- 

denen Brände zu löschen. Das Areal, auf dem die 

Lagerschuppen des Lebensmittelvereins Zürich 

stehen, war in Mitleidenschaft gezogen worden. 

Eine Scheiterbeige brannte lichterloh und wurde 

durch einen beherzten Jüngling auseinandergeris- 

sen. Eine Brandbombe war auf einen kleinen Heu- 

schober, in dem Kleinvieh untergebracht war, 

gefallen und hatte das Heu entzündet. Rasch her- 

beigeschaffte Wasserschläuche der nächsten An- 

wohner und der Ortswehr, die tatkräftig Hand an- 

legte, vermochten die Brände zu löschen, ehe sie 

grössere Ausmasse anzunehmen vermochten. 

Eine weitere Bombe war auf ein im Freien la- 

gerndes Kohlenlager gefallen, hatte sich fast zwei 

Meter tief in die schwarzen Brocken hineingefres- 

sen, was sich in einer starken beissenden Rauch- 

entwicklung kundtat. Mit Harken und Schau- 

feln trachteten ein paar Helfer danach, durch Aus- 

einanderreissen der Kohle die Bomben unschäd-

lich zu machen . . . 

An der Limmattalstrasse bot sich ein Haus un- 

seren Blicken nur noch als Trümmerhaufen dar. 

Das oberste Stockwerk und der Dachstuhl waren 

verschwunden, die Ostseite des Hauses vollstän- 

dig auseinandergerissen. Wirr lag Mauerwerk mit 

entwurzelten Baumstrünken zerstreut; darin er- 

blickte man kurz- und kleingeschlagene Möbel- 

stücke, Bettzeug und verbogenes Gitterwerk zu 

mehreren Knäueln ineinandergeflochten. Links, 

seitwärts des Hauses, klaffte ein breiter Trichter, 

mitten im Trümmerhaufen ein zweiter, etwas 

 

grösser, herstammend von zwei Sprengbomben, 

die ihre verheerende Wirkung getan hatten. Über 

allem lagen eine gefällte Telegrafenstange, zerstör- 

te Tische, Koffer, Bettstellen, ein demolierter Ra- 

dioapparat ragte weiter aus den Trümmern her- 

vor. » 

Bomberlandungen in Dübendorf 

18. März 1944 

«Um 14 Uhr ertönte in Dübendorf Alarm. Am 

Himmel hatte man zwei Flieger beobachtet, die 

von den Leuten auf der Strasse mit dem Feldste- 

cher verfolgt wurden. Man sah, dass die beiden 

fremden Bomber mehrere Male über Dübendorf 

kreisten, immer eskortiert von schweizerischen 

Fliegern, die den fremden Bombern den Weg nach 

Dübendorf zeigten. Die beiden Bomber landeten 

schliesslich glatt auf dem Militärflugplatz. Unter- 

dessen erschienen über dem Gebiet von Dübendorf 

drei weitere fremde Bomber, die sich sogleich zur 

Landung anschickten. Einer der Flieger dieser 

zweiten Gruppe streifte die Starkstromleitung 

zwischen Dübendorf und Schwerzenbach beim 

Bahnübergang im «Schörli». Sie wurde herabge- 

rissen, und dabei ereignete sich leider ein schwe- 

rer, tödlicher Unglücksfall. Es handelte sich um 

einen Sekundarschüler aus Wallisellen. Ferner 

wurden zwei weitere Zuschauer schwer verletzt, 

darunter ein Schüler aus Dübendorf. Immer wie- 

der erschienen neue Flieger über Dübendorf. 

Schliesslich waren zwölf Maschinen gelandet, die 

alle den Flugplatz gleichmässig bedeckten. 

Drei Maschinen sind leicht havariert, eine hat 

einen Vorderradbruch, auch jene, die die Stark- 

stromleitung mitgerissen hat, erlitt einen Rad- 

bruch^Die Strasse nach Uster ist abgesperrt, weil 

eine Maschine dicht neben der Strasse gelamjet ist 

und mit einem Flügel die Strasse blockiert fDer 

ganze Fährverkehr ist unterbrochen. Dieietzte 

Maschine flog sehr niedrig und musste noch 

einmal Vollgas geben, ehe sie zur Landung an- 

setzen konnte. Bei den gelandeten Maschinen han- 

delt es sich um neun Liberator-Bomber und drei 

fliegende Festungen. Immer wenn ein Flugzeug 

gelandet war, stieg sogleich die Besatzung aus, die 
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bei jeder Maschine aus zehn Mann bestand. Zwei 

Lastautos fuhren vor dem Fliegerkasino Düben- 

dorf vor, die mit fremden Piloten und Bordschützen 

besetzt waren.»  

 
Die zweite Bombardierung Zürichs 

4. März 1945 

«Es war ungefähr um 10 Uhr 20, als ich am Him- 

mel einen weissen Streifen sah, der mit grosser 

Geschwindigkeit der Erde zuschoss. Es gab eine 

Detonation, der verschiedene andere folgten. Ich 

eilte der Ungliicksstelle zu. Kaum 300 Meter von 

unserem Haus entfernt, im Acker der Landwirt- 

schaftlichen Schule Strickhof, bemerkte ich einen 

Bombentrichter mit einem Durchmesser von etwa 

sechs Metern. 

Das Haus Frohburgstrasse 186 lag vollständig 

in Trümmern, das benachbarte Haus Frohburg- 

strasse 184 war zur Hälfte zerstört, und auch die 

nähere Umgebung hatte grösseren Schaden zu ver- 

zeichnen. Überall fehlten die Fensterscheiben, und 

die Dächer waren teilweise durchlöchert. Eine der 

Sprengbomben schlug hart an der Hauswand des 

Hauses 186 ein, das zusammenstürzte. Der an- 

dere Bombentrichter liegt vor der beschädigten 

Hausecke von Nr. 184. Als ich bei der Unglücks- 

stelle anlangte, waren schon Leute der Landwirt- 

schaftlichen Schule mit dem Ausgraben der Ver- 

schütteten beschäftigt. Nachdem wir die ersten 

Trümmer weggeräumt hatten, stiessen wir auf den 

Sohn von Lehrer Hans Kindlimann, der in den 

Trümmern eingeklemmt war. Aus dem Innern des 

Schutthaufens hörte man das Stöhnen weiterer 

Personen. Während wir mit dem Ausgraben des 

Sohnes beschäftigt waren, traf die Feuerwehr so- 

wie die Polizei ein, die uns sofort ablösten. Schon 

stellten sich die ersten Neugierigen ein, und die 

Unglücksstätte wurde in grossem Umkreis von 

der Luftschutztruppe abgesperrt.»  
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Die erste Bombardierung 

Zürichs erfolgte am 22. De- 

zember 1940 durch britische 

Flugzeuge. Schäden wurden 

vor allem im Industriequartier 

angerichtet. Es gab ein Todes- 

opfer. 
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Zum zweiten Mal zimrde Zürich am 

4. März 1945 aus der Luft angegriffen. 

Diesmal waren es amerikanische Flug- 

zeuge, die ihre Bombenlast über dem 

Irchelcjuartier abwarfen. Es gab fünf 

Tote und zahlreiche Verletzte. Die 

Hilfsaktionen liefen nur schwerfällig 

an. Der Luftschutz wurde in der Presse 

und im städtischen Parlament scharf 

kritisiert. 



 



Kaum etwas hat den Alltag der Bevölke- 

rung im Krieg stärker geprägt als die Ratio- 

nierung. Sie war stets gegenwärtig: im Haus- 

halt, im Büro, in der Fabrik, auf dem Weg zur 

Arbeit, im Restaurant und im Ladengeschäft. 

Neun Jahre lang blieb sie ein Thema, um das 

die Gedanken unablässig kreisten, denn sie 

hörte mit dem Waffenstillstand nicht auf, 

sondern musste nach dem Mai 1945 weiterge- 

führt und konnte nur allmählich gelockert 

werden. Erst Ende Juni 1948 war mit der Be- 

wirtschaftung endgültig Schluss. 

Es war ein unerschöpfliches Gesprächs- 

thema: Zuteilungen, Punkte, Marken, Ratio- 

nen in Gramm und Dezilitern, Freigabe blin- 

der Coupons auf den Kartenabschnitten – 

das waren damals für jeden gängige Begriffe. 

Der Tauschhandel blühte. Wer vegetarisch 

ass, gab seine Fleischmarken für Eier oder 

Schokolade. Wer mit Schuhen gut eingedeckt 

war, suchte sich mit seinen Bezugsscheinen 

Textilpunkte zu verschaffen. Wie seither nie 

mehr bei uns musste bis ins kleinste kalku- 

liert und eingeteilt werden. Heute, fünfzig 

Jahre später, wird versucht, in einer Wohl- 

standsgesellschaft, der das Wegwerfen zur 

gedankenlosen Gewohnheit geworden ist, 

mit mühsamen Mahnungen und Appellen 

den Sinn für das Sparen und die Wiederver- 

wertung zu wecken. Im Krieg war das alles 

bittere Notwendigkeit im Kampf um Existenz 

und Überleben. Auch das Zivilleben wurde 

zwangsweise diszipliniert. 

Der Aufbau der Infrastruktur für die 

Kriegswirtschaft in der Stadt Zürich war eine 

Aufgabe, die nicht nur organisatorisches 

Können erforderte, sondern auch psycholo- 

gisches Fingerspitzengefühl. Reibungsflächen 

gab es viele und Fehlgriffe auch, vor allem am 

Anfang. Im Ganzen aber ist diese immense Ar-

beit korrekt und souverän bewältigt worden. 

Da die ersten Massnahmen schon vor Kriegs-

beginn angeordnet worden waren, erfolgte der 

Übergang von der freien zur gelenkten Güter-

verteilung im Herbst 1939 praktisch ohne 

grössere Schwierigkeiten. 

Die ersten beiden Kriegsmonate, in denen 

der Verkauf der rationierten Lebensmittel 

gesperrt war, dienten dazu, sich die Basis- 

information für die Errichtung eines gut 

funktionierenden Zuteilungssystems zu ver- 

schaffen. Die Zentralstelle für Kriegswirt- 

schaft der Stadt Zürich legte ein Register der 

Bezugsberechtigten an. An die «Haushalt- 

vorstände» (so nannte man das damals) 

wurden Erhebungsformulare verteilt, auf 

welchen die zum Haushalt gehörenden Per- 

sonen einzeln aufzuführen waren: Familien- 

angehörige, Hausangestellte, Pensionäre, 

Zimmermieter usw. Auch vorübergehend 

Abwesende, die sich etwa im Militärdienst 

oder im Spital befanden, mussten genannt 

werden. Diese Formulare hatten die Haus- 

haltvorstände bis zum 16. Oktober 1939 dem 

Rationierungsbüro der Zentralstelle für 

Kriegswirtschaft einzureichen, das sich im 

Amtshaus I befand, dem alten Waisenhaus 

bei der Urania. Auf Grund der ausgestellten 

Fragebogen erhielt jeder Haushaltvorstand 

einen amtlichen Ausweis, der beim Abholen 

der Rationierungskarten jedesmal vorgewie- 

sen werden musste. Nur dieser Ausweis be-

rechtigte zum Bezug der Lebensmittelkarten. 

Auf ihm mussten auch alle Änderungen im 

Personenbestand des Haushaltes eingetragen 

werden. 

Von heute aus betrachtet, mutet das Ra- 

tionierungssystem von 1939 recht patriarcha- 

lisch an. Nicht das Individuum, sondern der 

Pater familias wurde angesprochen, wobei 

mancher dieser Haushaltsvorstände wegen 

Abwesenheit im Militärdienst zu jener Zeit 

gar nicht in der Lage war, die Formulare aus- 

zufüllen, so dass die ganze Arbeit auf den 

Frauen lastete. Die Ausweise wurden den 

einzelnen Haushaltungen zugestellt. Ab 24. 

Oktober 1939 konnten die ersten Rationie- 

rungskarten bezogen werden. In der Stadt Zü-

rich wurden, quartierweise aufgeschlüsselt, 

28 Verteilstellen eingerichtet. 

Es war eine ungeheuer aufwendige Vor- 

bereitungsarbeit, die hier geleistet werden 

musste. Insgesamt gab es in Zürich damals 

 

Rationie-
rung 
des Mangels 
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Buntmetallsammlung auf 

der Strasse. Am Kreuzplatz 

stapeln sich Berge von Kupfer 

und Zinn. 

105’000 Haushaltungen. An sie alle wurden 

Formulare verschickt, die Briefumschläge 

mussten einzeln beschriftet werden. Erschwe-

rend wirkte sich aus, dass die Anlaufzeit ge-

rade auf einen Umzugstermin fiel, den 1. Ok-

tober, an dem es viele Mutationen gab. 

Die Grundstruktur der 1939 geschaffenen 

Verteilungsorganisation für die Rationie- 

rungskarten konnte den ganzen Krieg über 

mehr oder weniger unverändert beibehalten 

werden. Die Ausgabe der Karten erfolgte 

jeweils in der zweiten Monatshälfte; die 

bezogenen Karten waren für den ganzen fol- 

genden Monat gültig. Um die Rationierung 

flexibel handhaben zu können, gab es auf je- 

der Karte sogenannte «blinde Coupons» (meist 

mit Grossbuchstaben A, B, C usw. versehen), 

die im Laufe des Bezugsmonats kurzfristig für 

bestimmte Waren freigegeben werden konn-

ten. 
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Die Höhe der Zuteilung wurde für die 

ganze Schweiz einheitlich von den Kriegs- 

wirtschaftsbehörden des Bundes festgelegt. 

Die Gemeinden hatten, äusser bei der Milch, 

lediglich für die Durchführung der Bestim- 

mungen zu sorgen. Zu Anfang des Krieges 

gab es eine einheitliche, für die gesamte 

Schweiz gültige ganze Karte. Für Kinder 

unter sechs Jahren wurde eine halbe Karte 

abgegeben. Wer sich im Militärdienst befand 

und dort verpflegt wurde, erhielt zunächst 

keine Karte; bei Urlaub von drei bis fünfzehn 

Tagen innerhalb eines Monats wurde eine 

halbe Karte abgegeben. Später erhielt jeder 

im Aktivdienst stehende Soldat, ob im Militär 

oder im Urlaub, eine halbe Karte. 

Im Sommer 1942 begann die abgestufte 

Rationierung, die verstärkt auf die individu- 

ellen Bedürfnisse des Bezugsberechtigten 

einzugehen suchte. Es wurden Unterschiede 

nach Altersklassen gemacht, es gab Sonder- 

zuteilungen für Kranke, für Schwerarbeiter 

und so fort. Ein kompliziertes System ent- 

stand, das beispielsweise auch für Selbstver- 

sorger oder wissenschaftliche Institute und 

ähnliches spezielle Regelungen vorsah. So- 

gar die Imker wurden nicht vergessen; sie er- 

hielten zur Bienenfütterung beträchtliche 

Zusatzcoupons an Zucker. Bereits im April 

1941 war eine Mahlzeitenkarte eingeführt 

worden. Sie enthielt vierzig blaue Coupons 

und berechtigte zum Bezug von Mahlzeiten 

in Gaststätten. Für ein Menü mussten zwei 

Coupons abgegeben werden. Wer eine ganze 

Mahlzeitenkarte wünschte, konnte diese an- 

stelle seiner Monatsrationierungskarte bezie- 

hen. Auch das Halbieren der Karten war 

möglich, der Bezug einer halben Mahlzeiten- 

karte zu zwanzig Coupons zusammen mit 

einer halben Rationierungskarte. Im Gegen- 

satz zu den jeweils auf die Dauer eines Mo- 

nats befristeten Rationierungskarten waren 

die Mahlzeitencoupons unbeschränkt gültig. 

Das Abholen der Karten an den Ausgabe- 

stellen war für die Bezüger mit viel Zeitauf- 

wand verbunden. Wer es wünschte, konnte 

sich die Karte auch per Post zuschicken 

 

lassen, musste aber dafür einen Zuschlag 

von 3 Franken bezahlen. Diese Erleichterung 

wurde im Herbst 1940, als erstmals neben 

den Lebensmitteln auch Textilkarten ausge- 

geben wurden, aufgehoben. Das führte im 

Bezugslokal in den «Kaufleuten» zu einigen 

Zwischenfällen eher harmloserer Art, die 

aber doch in der Stadt Aufsehen erregten. 

Viele Postbezüger machten ihrer Missstim- 

mung laut Luft und redeten sich in regel- 

rechte Empörung hinein. In Leserbriefen an 

die Zeitungen wurde verlangt, dass die Be- 

hörden künftig die Bevölkerung besser über 

ihre Massnahmen informierten, gleichzeitig 

wurde aber auch den Kritikern zu bedenken 

gegeben: «Läge es nicht auch im Interesse der 

Betroffenen, einen Moment daran zu den- 

ken, dass es Länder gibt, in denen der 

Einzelne nicht nur im Kartenausgabelokal 

geduldig zu warten hat, bis die Reihe an ihm 

ist, sondern, einmal im Besitz der Karte, vor 

dem Ladenlokal oft noch einmal Schlange 

stehen muss?» 

Die Behörden zogen ihre Konsequenzen. 

Die Postzustellung wurde weitergeführt. 

Auch die Information konnte verbessert wer- 

den. Die Kriegswirtschaftsstelle begann im 

Mai 1941 mit der Abgabe einer kleinen ge- 

druckten Publikation in Tabloidformat, den 

«Mitteilungen über die Kriegswirtschaft», in 

denen die Bevölkerung über die Rationie- 

rungsmassnahmen orientiert wurde und 

Tips über Vorratshaltung, Einmachen von 

Früchten und Gemüsen und ähnliches gege- 

ben wurden. Von diesen «gelben Blättern» 

erschienen bis 1948 fast achtzig Nummern. 

Die Rationierung hat im Laufe des Krieges 

verschiedene Etappen durchlaufen. Sie be- 

schränkte sich am Anfang auf einige Grund- 

nahrungsmittel wie Zerealien, Zucker, Spei- 

seöle und Speisefette, eingesottene Butter 

sowie auf Brennstoffe. Die Kohlerationie- 

rung wurde auf den 15. November 1939 

verfügt, sie betraf zunächst nur die qualitativ 

hochwertige Importkohle. Lignit- und Bal- 

kankohle blieben noch zwei Jahre frei, 

einheimisches Brennholz noch ein Jahr.  
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Haussatnmlungen 

 

Ein zweiter Rationierungsschub kam im 

Herbst 1940, als sich die im Sommer erfolgte 

Einschliessung der Schweiz durch die Ach- 

senmächte in der Versorgung spürbar aus- 

wirkte. Auf Bezugssperren folgte die Ratio- 

nierung von Textilien, Schuhen, Seife und 

Waschmitteln. Auch die Butter musste ratio- 

niert werden. Im Februar 1941 setzte etap- 

penweise die Bewirtschaftung der Veloreifen 

ein. Kaffee und Schokolade folgten im Juni 

1941, Fleisch im März 1942, Brot und Milch im 

Oktober 1942. Damit stand der Umfang der 

rationierten Bedarfsgüter einigermassen fest. 

Der Bezug von Obst und Gemüse blieb den 

ganzen Krieg über frei, ebenso, im Gegensatz 

zum Ersten Weltkrieg, der Verkauf von Kar-

toffeln. 

Einen speziellen Bereich innerhalb der 

Rationierungsmassnahmen bildete die 

Milch. Hier ging es um die Frage der Vertei- 

lung. Zu Kriegsbeginn wurden 80 Prozent 

der bezogenen Milch den Konsumenten 

direkt in Haus geliefert. Die Milchhändler 

waren schon damals weitgehend motorisiert. 

Mit dem durch den Militärdienst bedingten 

Mangel an Arbeitskräften, der Bewirtschaf- 

tung von Benzin, der knappen Zuteilung von 

Pneus erwies sich das als immer schwieriger 

und auch unrationeller. Am 1. September 

1940 verfügte der Stadtrat die Aufteilung 

Zürichs in 33 Milchbezirke. Jede zur Hauslie- 

ferung berechtigte Milchhandelsfirma wurde 

auf denjenigen Bezirk beschränkt, in dem 

bisher der Schwerpunkt ihres Verkaufsgebie- 

tes gelegen hatte. Das war zwar rationell ge- 

dacht, führte aber zu heftigen Diskussionen 

mit den Hausfrauen, die auf ihren ange- 

stammten Milchlieferanten nicht verzichten 

wollten. 

Die mit der Durchführung der Rationie- 

rung in der Stadt Zürich beauftragte Zentral- 

stelle für Kriegswirtschaft stand unter der 

Leitung von Dr. Willy Spühler, der vom 

Arbeitsamt herübergewechselt hatte. Er war 

die treibende Kraft und blieb es auch nach 

seiner Wahl in den Stadtrat im März 1942. Zu 

Beginn umfasste die Zentralstelle vier Abtei- 

 

lungen: die Lebensmittelabteilung, die 

Brennstoffabteilung, den Arbeitseinsatz und 

die Preiskontrolle. Im Herbst 1940 wurde sie 

um eine Textilabteilung und das Büro zur 

Sanierung des Milchbetriebs erweitert. Kurz 

darauf kam die Abteilung für Mehranbau 

dazu sowie die Abteilung für Altstoff- und 

Abfallsammlung. 1941 wurde ein Überwa- 

chungsdienst eingerichtet sowie ein Büro für 

Kriegsnothilfe und als eine Art Beratungs- 

stelle die Hauswirtschaftszentrale. Schliess- 

lich folgten noch an der Wende 1941/42 das 

Mietamt und Ende August 1942 das Lohn- 

ermittlungsbüro. 

Ein imponierendes bürokratisches Ge- 

bäude war so unter dem Druck der Kriegs- 

ereignisse innerhalb von knapp drei Jahren 

entstanden. Die Zentralstelle für Kriegswirt- 

schaft unterstand im Rahmen der städtischen 

Verwaltung dem Gesundheitsamt, dessen 

Vorsteher nach seiner Wahl zum Stadtrat 

Willy Spühler wurde. Zur Lenkung der ver- 

zweigten Organisation wurde eine Dreier- 

geschäftsleitung bestellt. Mit dem wachsen- 

den Aufgabenbereich war auch der Personal- 

bestand gewachsen. Von 86 im Jahr 1939 stieg 

er auf fast 700 zu Ende 1944. Die jährlichen 

Durchschnittskosten der Kriegswirtschaft 

der Stadt Zürich bewegten sich von rund 6 

Millionen Franken in den Jahren 1942 und 

1943 bis zum Höhepunkt von 9,5 Millionen 

Franken im Jahre 1945. Insgesamt haben die 

Aufwendungen für die Kriegswirtschaft in 

Zürich in den neun Jahren zwischen 1939 und 

1948 rund 50 Millionen Franken betragen. 

Aber nicht nur in der Verteilung von Be- 

darfsgütern war die Stadt Zürich im Krieg 

aktiv. Sie hatte schon im Frühjahr 1939 in 

Zusammenarbeit mit verschiedenen Gross- 

verteilfirmen mit dem Anlegen von Vorräten 

begonnen. Damit sollte für jene materiell 

weniger bemittelten Bevölkerungskreise ge- 

sorgt werden, die aus finanziellen Gründen 

nicht in der Lage waren, die empfohlenen 

Notvorräte anzulegen. Gleichzeitig waren 

die städtischen Vorräte als Reserve gedacht, 

für den Fall einer durch Bombardierungs- 
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schaden oder andere Kriegseinwirkungen 

etwa notwendig werdenden Gemeinschaftsver-

pflegung. 

Im Herbst 1939 wurden von der Stadt 

2‘900 Tonnen Getreide im Zollfreilager einge-

lagert und von dort später auf zwei Mühlen auf 

Stadtgebiet weitergeleitet. Ebenfalls im Frei- 

lager befanden sich 225 Tonnen «städtischen 

Kaffees». Im Frühjahr 1940 füllte sich der 

Keller unter der Kirche Wollishofen mit 

Hunderttausenden von Dosen; Fleisch- 

konserven, Fett und Öl waren hier eingela- 

gert. Auch über Brennholz verfügte die 

Stadt, es stapelte sich auf dem Landi-Areal 

beim Tunnel Wollishofen, beim Giesshübel, 

auf der Spielwiese des Blattergutes im 

Zürichhorn, in der Herdern und der Hardau. 

Die Vorräte, unter denen sich auch viel Dörr- 

gemüse befand, wurden laufend vom Lebens-

mittelinspektor, dem Stadttierarzt und dem 

Stadtchemiker kontrolliert und rechtzeitig vor 

dem Verderben zum freien Verkauf in den 

Handel gebracht. 

Besondere Aufmerksamkeit galt im Krieg 

der Verwertung von Altstoff und von Ab- 

fällen. Laufend wurde gesammelt, um ja 

nichts noch einigermassen für irgend etwas 

Verwendbares verrotten oder verderben zu 

lassen. Recycling war als Begriff – zumindest 

in der englischen Form – zwar nicht bekannt, 

wurde aber praktisch geübt. Die Vorschriften 

waren streng. «Dem Buchstaben nach war es 

eine Widerhandlung», schrieb die Kriegs- 

wirtschaftsstelle in ihrem abschliessenden 

Bericht nach dem Kriege^wenn ein Gastwirt 

dem Hund eines Stammgastes einen Kno- 

chen spendierte oder wenn die Hausfrau 

Salatblätter, Kartoffelschalen oder Knochen 

in den Kehrichteimer warf oder alte Zei- 

tungen zum Heizen verwendete^TjDas alles 

war natürlich nur schwer zu kontrollieren. 

Deshalb wurde immer wieder in Radiovor- 

trägen, Pressemitteilungen und Veranstal- 

tungen auf freiwillige Disziplin im Sparen 

gedrängt. Im Mai 1941 fand im Kongresshaus 

eine Ausstellung über Wiederverwendung 

unter dem Titel «Sie und Er» statt. 1942 

 

wurde ein Büro für Altstoffwirtschaft errich- 

tet. Das Abfuhrwesen sammelte unverwes- 

liche Abfälle. Eine grosse Sonderaktion war 

die mit viel propagandistischem Aufwand 

auf Strassen und Plätzen in Szene gesetzte 

Buntmetallspende, die vom 22. April bis 31. 

Mai 1942 dauerte. Sie stand in Zürich unter 

dem Schlagwort «Für Arbeit und Brot» und 

ergab hier ein Rekordergebnis von 228‘500 Ki- 

logramm Kupfer, Messing, Zinn und Zink, 

das an den Sammelstellen abgeliefert wurde. 

Zürich brachte damit fast ein Drittel des in 

der ganzen Schweiz damals gesammelten 

Buntmetalles auf. Manche hatten ihre Sachen 

auch allzu voreilig weggeworfen. Das Lan- 

desmuseum entdeckte etwa zweihundert 

Gegenstände, die ihm erhaltenswert schie- 

nen und die es vor der Einschmelzung 

bewahrte: Säbel, Griffwaffen oder Geschütz- 

rohre aus dem 18. Jahrhundert. 

Rein buchhalterisch gesehen waren alle 

diese Sammlungen keineswegs rentabel. Der 

Aufwand an Löhnen etwa betrug während 

des Krieges insgesamt mehr als 3,3 Millionen 

Franken, der Ertrag rund 1,8 Millionen Fran- 

ken. Aber es ging ja nicht ums Geld, es ging 

darum, wertvolle Stoffe vor der Vernichtung 

zu bewahren. 

Vorsorgeversuche: Ein Getrei- 

detank wird in einem See 

versenkt. 
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Die Rationierung war ein beliebtes Thema 

für parlamentarische Vorstösse. In den neun 

Jahren ihrer Dauer wurden zu kriegswirt- 

schaftlichen Fragen im Zürcher Gemeinderat 

19 Interpellationen und 18 Anregungen 

eingebracht. Am schärfsten waren die Aus- 

einandersetzungen um den 1941 geschaffe- 

nen Überwachungsdienst der Verstösse 

gegen kriegswirtschaftliche Vorschriften 

ahnden sollte. Die Kontrolle nahm gelegent- 

lich polizeiähnlichen Charakter an. Eine 

Interpellation, die im Juni 1942 im Parla- 

mentsplenum zur Sprache kam, warf dem 

Überwachungsdienst die Verletzung von 

Vorschriften der Strafprozessordnung vor. 

Obwohl der Stadtrat diese Anschuldigung 

zurückwies, verfügte am 8. Juli 1942 die Kan- 

tonale Volkswirtschaftsdirektion, dass die 

Verfolgung kriegswirtschaftlicher Delikte auf 

dem ganzen Gebiet des Kantons Zürich von 

der Kantonspolizei übernommen werden 

sollte, die über eine kriegswirtschaftliche 

Abteilung verfügte. Den städtischen Orga- 

nen blieben nur Kontrollfunktionen, die zum 

Teil auch von der Gewerbepolizei ausgeübt 

wurden. Damit war der Stein des Anstosses 

beseitigt. 

Widerhandlungen gegen kriegswirt- 

schaftliche Vorschriften kamen in Zürich 

zwar vor, aber sie waren verhältnismässig 

selten. Im Gegensatz zu andern Landesteilen 

herrschte in Kanton und Stadt Zürich eine 

vorbildliche Disziplin. Das war gelegentlich 

Anlass zu ironischen Bemerkungen freund- 

eidgenössischer Solidarität; man freute sich, 

dass die Zürcher so brav und folgsam waren, 

damit man selber um so unbedenklicher sün- 

digen konnte. Beliebter Ort für den Schwarz- 

handel waren in Zürich die Bars und Cafés 

beim Bahnhof. Da er lokal begrenzt war, 

konnte ihn die Polizei verhältnismässig leicht 

überwachen. Trotzdem blieb die Dunkel- 

ziffer in diesem Bereich der Kriminalität ver- 

hältnismässig gross. Der Schwarzhandel war 

oft mit Betrügereien verbunden, gegen die 

üblicherweise keine Anzeige erstattet wurde. 

Neben dem Kauf und Verkauf von rationier- 

 

ten Waren ohne Karten existierte ein 

schwungvoller Handel mit Rationierungs- 

marken, meist mit solchen, die aus Rationie- 

rungsämtern oder Privatbetrieben entwen- 

det worden waren. 1942 gab es, wie die 

kriegswirtschaftliche Zentralstelle in ihrem 

Schlussbericht nach Kriegsende feststellte, 

so etwas wie einen Tarif für Rationierungs- 

marken. Zum Beispiel bezahlte man für einen 

Coupon, der zum Bezug eines Liters Benzin 

berechtigte, bis zu Fr. 1.60 (ein Liter Benzin 

kostete damals etwa 60 Rappen). Beim gröss- 

ten Diebstahl in einem Rationierungsamt fie- 

len den Tätern 60’000 Mahlzeitencoupons in 

die Hände. Offensichtlich war die Nachfrage 

nicht allzu gross, oder die Täter fürchteten 

einen Preiszusammenbruch beim illegalen 

Markenhandel. Jedenfalls wurde die Hälfte 

der Beute der Zentralstelle für Kriegswirt- 

schaft anonym wieder zugeschickt. Im Krie- 

ge schienen selbst die Diebe Disziplin zu üben. 

«Im Hinblick auf eine reibungslose Rationierung 

der Grundnahrungsmittel hatte der Bundesrat im 

April 1939 die Bevölkerung zur Anlegung von 

privaten Haushaltungsvorräten aufgerufen. 

Dadurch war es möglich, durch Erlass einer Be- 

zugssperre von zwei Monaten die Rationierung in 

den Gemeinden vorzubereiten, gleichzeitig Angst- 

lind Hamsterkäufe zu verhindern. Minderbemit- 

telte sollten von dieser Bezugssperre ausgenom- 

men bleiben; ihnen würden besondere Ausweise 

(sogenannte «Blaue Karten») ausgestellt, die sie 

zum Kauf von gesperrten Waren berechtigten. 

Dieses System hat von Anfang und während der 

ganzen Rationierungszeit soziale Spannungen, 

die sich aus der Mangelbezoirtschaftung hätten er- 

geben können, auf ein Minimum reduziert.» 

Dr. Willy Spühler 

Bundesrat, von 1939 bis 1942 Chef der Zentral- 

stelle für Kriegswirtschaft der Stadt Zürich 
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Kohle, damals noch wichtigster Ener- 

gieträger und Wärmespender, war 

schon kurz nach Kriegsbeginn bewirt- 

schaftet. Der grösste Mangel stellte 

sich erst zu Kriegsende ein, beim Zu- 

sammenbruch Deutschlands, dem 

Hauptlieferanten der Schweiz. 



 



  
  

 

 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

Die Rationierung der wichtigsten Be- 

darfsgüter, die unmittelbar mit Kriegs- 

ausbruch einsetzte, brauchte eine um- 

fassende Organisation. Sie war bereits 

1938 vorbereitet worden und lief im 

Herbst 1939 planmässig an. Die Ratio- 

nierungsmarken mussten jeden Monat 

bei den Rationierungsämtern abgeholt 

werden. Ein gelbfarbenes Mitteilungs- 

blatt der Zentralstelle für Kriegsivirt- 

schaft, das in loser Folge erschien, 

diente der Information der Bevölke- 

rung. 

 

 

 

  

 



Einen völlig neuen Akzent ins Stadtbild, 

der sich in der Erinnerung über die Jahrzehn- 

te hinweg erhalten hat, brachte die «Anbau- 

schlacht». Das war der martialisch klingen- 

de, für die Zeit bezeichnende Name für ein 

vom Bundesrat Anfang Oktober 1940 be- 

schlossenes Programm zur Förderung der 

einheimischen landwirtschaftlichen Produk- 

tion. Der Bundesratsbeschluss erfolgte in 

den Wochen, da klar wurde, dass nach dem 

Zusammenbruch Frankreichs der Krieg kei- 

neswegs zu Ende war. Nach den Blitzfeldzü- 

gen trat er nun in das Stadium der Abnüt- 

zungskämpfe ein, und die Schweiz hatte sich 

darauf einzurichten, dass sie während Jahren 

in der bedrückenden Zwangsisolation würde 

leben müssen, die der Sommer 1940 gebracht 

hatte. 

Die «Anbauschlacht» ist untrennbar ver- 

bunden mit dem Namen des Chefs der 

Sektion für landwirtschaftliche Produktion 

beim Eidgenössischen Kriegsernährungs- 

amt, Prof. Friedrich Traugott Wahlen. Am 

15. November 1940 hielt Prof. Wahlen in der 

«Schmidstube» in Zürich vor der Gesellschaft 

Schweizerischer Landwirte ein Referat, in 

dem er an seine Zuhörer einen eindringli- 

chen Appell zur Ausnützung der einheimi- 

schen Scholle richtete, der in der Öffentlich- 

keit grossen Widerhall fand. Die Schweiz 

müsse sich, so der Redner, mit dem Gedan- 

ken einer vollständigen Nahrungsmittel- 

autarkie vertraut machen, auch wenn das 

ihrem Credo als stark exportorientiertem 

Land im Grunde zuwiderlaufe. In der Situa- 

tion, in der sich die Schweiz befinde, sei das 

ihre einzige Chance. Alle Vorräte müssten 

umfassend und sparsam bewirtschaftet, alle 

vorhandenen Produktionsmittel an der Stelle 

eingesetzt werden, wo sie den grössten 

volkswirtschaftlichen Nutzeffekt zu erzielen 

vermöchten. Vor allem aber sei ein straff 

organisierter Einsatz der menschlichen Ar-

beitskraft notwendig, «vorab auf dem Gebiet 

der Lebensmittelproduktion unter rücksichts-

loser Einschränkung aller nicht lebenswichti-

gen Tätigkeitsgebiete». 

Kernpunkt des neuen Kriegsagrarpro- 

gramms müsse eine starke Ausdehnung des 

Acker- und Gemüsebaus sein. Prof. Wahlen 

nannte die Ziele: Erweiterung der Getrei- 

deanbaufläche von 104’000 ha auf mehr als 

das Doppelte. Zur Deckung des Bedarfs an 

Mehl und Griess kämen weitere 36’000 ha 

hinzu, ferner 63’000 ha für Kartoffeln. Der 

Viehbestand müsse planmässig schrittweise 

gesenkt werden. Die dadurch eintretende 

Verminderung des Anfalles von Fetten be- 

trachtete Prof. Wahlen als durchaus tragbar, 

da das Schweizervolk in dieser Hinsicht bis- 

her recht eigentlich im Luxus gelebt habe und 

ruhig etwas abbauen könne. Bei der Milch, 

sofern sie nicht für Kranke, kleine Kinder 

oder stillende Mütter verwendet wurde, sah 

der Plan zur Sicherung der Butterproduktion 

eine systematische Entrahmung vor. 

Es war ein minuziös durchdachtes, in den 

Grundzügen einfaches Projekt, das jeder- 

mann einleuchtete. Prof. Wahlen wurde ge- 

wissermassen über Nacht zum populärsten 

Schweizer nach General Guisan. Schon im 

Dezember 1940, als mit dem Rücktritt der 

Bundesräte Minger und Baumann in der Lan- 

desregierung eine Doppelvakanz eintrat, 

empfahlen verschiedene politische Gruppie- 

rungen in Zürich, voran der Gotthard-Bund, 

Prof. Wahlen zum Bundesrat zu machen. Das 

gelang zwar nicht. Aber anderthalb Jahre 

später, Ende Mai 1942, wurde er vom Zür- 

chervolk in den Ständerat gewählt. Nach 

einem Jahrzehnt Tätigkeit in der Landwirt- 

schaftsorganisation der Vereinten Nationen 

in Rom berief ihn die Bundesversammlung 

schliesslich doch ins höchste politische Gre- 

mium des Landes. Prof. Wahlen wurde 1958 

Bundesrat. Seine Popularität hatte den Krieg 

weit überdauert. 

Auch Zürich machte beim Anbauplan 

mit. So überraschend es tönt, aber die grösste 

Stadt der Schweiz war damals zugleich auch 

die Gemeinde mit dem grössten Anteil an 

landwirtschaftlich genutztem Boden. Von 

den 8632 ha städtischen Gebietes entfielen 

439 ha auf Ackerland. Bereits 1939 waren 

 

Zürich wird 
Agrarstadt 
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Der Sechseläutenplatz wird 

Ackerfeld. 

85 ha dazugekommen. In der zweiten und 

dritten Etappe, unmittelbar nach Beginn der 

Anbauschlacht, wurden nun innerhalb eines 

Jahres 390 ha neu unter den Pflug genom- 

men. Das war der grosse Sprung nach vorn. 

In den folgenden Jahren wurde die Acker- 

fläche in der Stadt Zürich sukzessive erwei- 

tert, wenn auch nicht mehr in diesem grossen 

Umfang wie in den Jahren 1940/41. Nach 

Kriegsende, 1946, hatte der agrarwirtschaft- 

 

lich genutzte Boden sich gegenüber dem Vor- 

kriegsstand mehr als verdoppelt: Er betrug 

nun 932 ha, über 10 Prozent der Grundfläche 

der Stadt. 

Die Intensivierung des Anbaues, die nicht 

nur quantitativ, sondern auch zur Verbesse- 

rung der Qualität vorangetrieben wurde, 

stützte sich auf eine am 18. Dezember 1940 

vom Stadtrat erlassene und sofort in Kraft ge- 

setzte Verordnung über die Anbaupflicht al- 
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len nicht landwirtschaftlich genutzten Lan- 

des im Gebiet der Stadt Zürich. In dieser wur- 

den die Grundeigentümer verpflichtet, ihr 

Land soweit als möglich ackerbaulich zu nut- 

zen und es für den Anbau von Hackfrüchten, 

Gemüsen und Futtermitteln zu verwenden. 

Von der Aussaat im Frühling 1941 an boten 

die vielen Wiesen und Parks Zürichs ein un- 

gewohntes Bild. Beim Bellevue, auf dem 

Platz, wo sonst der Böögg dem Feuertod ge- 

weiht wurde, wogte nun ein Getreidefeld. 

Von den 36 Schulspielwiesen wurden 23 um- 

brochen. Die Sportplätze an der Walliseller- 

strasse, in der Herdern, im Letzigrund und 

auf dem Förrlibuck verwandelten sich in 

Ackerland. Auch die öffentlichen Anlagen zu 

beiden Seiten des Sees, vom Belvoir bis zum 

Zürichhorn, wurden genutzt. Für die Erfül- 

lung der den wirtschaftlichen Unternehmun- 

gen auferlegten Anbaupflicht organisierte 

die Stadt Pflanzwerke, durch die zusätzlich 

eine Fläche von 200 Hektaren unter den Pflug 

genommen wurde, grösstenteils ausserhalb 

des Kantons, in Obwalden, Graubünden und 

im Wallis. 

Zürich ist im Krieg zur Agrarstadt gewor- 

den. Es hatte nun nicht nur die grösste land- 

wirtschaftliche Nutzfläche aller Gemeinden 

des Landes, sondern 1942 auch den höchsten 

Bestand an Nutztieren, nämlich fast 50’000. 

Hauptsächlich waren es Geflügel und Kanin- 

chen, je 20’000, daneben aber auch über 3’000 

Schweine, 2‘500 Kühe und 1’000 Pferde, davon 

800 bei Fuhrhaltereien. Im Laufe des Krieges 

stieg allein die Zahl des Geflügels bis auf 

40’000 Stück an. Wer es konnte, hielt sich 

Hühner, Gänse oder Enten, die als willkom- 

mener Zustupf zum Esstisch die Eier- und 

Fleischrationen erhöhen halfen. Man fand sie 

in den Schrebergärten, die nun eifriger be- 

baut wurden als je, man fand sie aber auch 

auf Baikonen, in Küchen, überall. Der Krieg 

hatte den Städter wieder dem einfachen 

Leben und der Natur nähergebracht. 

Der Plan Wahlen, genannt 

nach Professor Friedrich Trau- 

gott Wahlen, lourde 1940 ent- 

worfen. Er sah eine Ausnüt- 

zung der Möglichkeiten zur 

landwirtschaftlichen Nutzflä- 

che in bis dahin niemals für 

möglich gehaltenem Ausmass 

vor. In der Stadt Zürich wur- 

de diese im Laufe des Krieges 

von 439 auf 932 ha gesteigert. 

Öffentliche Anlagen und 

Sportplätze wurden unter den 

Pflug genommen. In breit an- 

gelegten Aktionen, in die auch 

die Strassenbahn einbezogen 

wurde, warben die Behörden 

für das Anbauwerk. 
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Einen geistigen Halt auch in den dunkel- 

sten Tagen des Krieges gab den Zürchern das 

Schauspielhaus. Es war nach Hitlers Macht- 

ergreifung zum Sammelpunkt der von der 

Diktatur vertriebenen Schauspieler gewor- 

den und hatte schon unter der Leitung Ferdi- 

nand Riesers einen Ruf als politisch profilier- 

te Bühne erlangt, auf der das freie deutsche 

Wort noch nicht von den Sprachregelungen 

eines Propagandaministeriums oder einer 

Schrifttumskammer zensuriert war. 

Im Krieg, als die Deutschen ein Land nach 

dem andern überfielen, hat das Schauspiel- 

haus-Ensemble dramatische Stunden erlebt. 

Es wurde wie besessen inszeniert, über 

zwanzig Neuaufführungen in einer einzigen 

Saison, eine heute fast unvorstellbare geisti- 

ge und physische Leistung. Unvergessliche 

Höhepunkte waren die Teil-Aufführungen 

mit Fleinrich Gretler in der Titelrolle, der in 

seiner Person den sagenhaften, von der Wis- 

senschaft damals der Legende entrückten 

und der historischen Realität zugeordneten 

schweizerischen Nationalhelden in tief be- 

eindruckender Weise verkörperte. Oder die 

Faust-Inszenierung im Mai 1940, als fast je- 

dermann auf der Pfauenbühne glaubte, es sei 

das letzte Mal, dass die Gruppe gemeinsam 

ihre Botschaft weitertragen könne und in der 

Lage sei, dem, der sich damals anmasste, 

nicht nur der grösste Feldherr, sondern auch 

der grösste Deutsche aller Zeiten zu sein, die 

ewigen Wahrheiten des wirklich grössten 

Deutschen entgegenzusetzen. 

Das waren Signale, die verstanden wur- 

den und jeden aufrüttelten, der sie vernahm. 

Die überzeitliche Aktualität der Klassiker 

prägte den Spielplan. Die Worte der grossen 

Dichter der Vergangenheit erhielten in der 

ungewissen Gegenwart ein neues, anderes 

Gewicht. Die Stadt Zürich, die im Jahre vor 

dem Kriege bei der finanziellen und organi- 

satorischen Neuordnung im Schauspielhaus 

durch Gründung der Neuen Schauspiel AG 

tatkräftig mitgewirkt hatte, sorgte dafür, dass 

ein Besuch der Sprechbühne nicht nur das 

Vorrecht einiger weniger blieb. «Theater zu 

 

Kinopreisen», war das Leitmotiv. Die Schau- 

spielunion wurde geschaffen, die einzelne 

Vorstellungen aufkaufte (fast dreissig in der 

letzten Saison der Kriegszeit). Auch Ange- 

stellte und Arbeiter sollten ins Theater ge- 

hen. Geschlossene Vorstellungen für Ge- 

werkschaften wurden organisiert, ein Platz 

kostete damals 1 oder 2 Franken plus zehn 

Prozent Billettsteuer. 

Das Schauspielhaus war jedoch nicht nur 

Sprechbühne. Es war gleichzeitig auch eine 

Zentrale illegaler politischer Tätigkeit. Als 

Animator und unermüdlicher Aktivist wirkte 

Wolfgang Langhoff. Er war als überzeugter 

Kommunist 1933 von den Nazis verhaftet 

worden und hatte im Konzentrationslager 

Börgermoor bei Papenburg im Emsland wäh- 

rend Monaten den Terror des Dritten Reiches 

am eigenen Leibe erlitten. Nach seiner Flucht 

in die Schweiz berichtete er darüber in sei- 

nem Buch «Die Moorsoldaten», das aufrüt- 

telte und erschütterte. Mit dem gleichen 

inneren Feuer, mit dem Langhoff auf der 

Bühne seinen Rollen Leben gab, kämpfte er 

für seine politische Überzeugung. Wer sich 

für Einzelheiten interessiert, kann sie in 

Gustav Huonkers Beitrag zum 1987 erschie- 

nenen Sammelband «Das Zürcher Schau- 

spielhaus im Zweiten Weltkrieg» nachlesen. 

Langhoffs Aktivitäten reichten vom Chef- 

redaktor einer hektographierten Zeitschrift 

bis zu eigentlicher Agententätigkeit als 

Mittelsmann der sowjetischen Spionage- 

organisation «Rote Kapelle». 1943 gründete 

er analog dem sowjetischen Vorbild eine 

Gruppe «Freies Deutschland» und hielt Kon- 

takte sowohl zu aus Deutschland nach der 

Schweiz geflohenen politischen Gegnern 

Hitlers, vor allem zu der Gruppe im Lager 

Gordola, als auch zu bürgerlichen «fellow 

travellers» und später zur PdA. 

Das Schauspielhaus-Ensemble, zwar ge- 

schlossen gegen Hitler, aber nicht geschlos- 

sen kommunistisch, wusste um die Doppel- 

rolle Langhoffs, bewahrte aber aus kollegia- 

ler Solidarität Stillschweigen. Auch die Be- 

hörden, die während der Zeit des Kommuni- 
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Soldaten besuchen in geschlos- 

sener Formation die Pfauen- 

bühne. 

stenverbotes gegen jede illegale Gruppe vor- 

gingen, griffen nicht ein. Legalisiert wurde 

die Bewegung «Freies Deutschland» erst im 

April 1945, als das Parteienverbot längst ge- 

fallen war. Am 6. Mai 1945, zwei Tage vor 

dem offiziellen Waffenstillstand, fand eine 

Feier in der Tonhalle statt, in der Langhoff die 

Vision einer künftigen sozialistischen Gesell- 

schaftsordnung entwarf. Im Herbst 1945 ver- 

liess er Zürich und kehrte nach Düsseldorf 

zurück. Später wirkte er in Ostberlin, wo er 

1966 starb. Die Öffentlichkeit wusste wäh- 

rend des Krieges kaum etwas von dieser poli- 

tischen Zellentätigkeit am Schauspielhaus. 

In der Zeit der Sowjeteuphorie nach Stalin- 

grad, als die Rote Armee in ihrem heldenmü- 

tigen Kampf gegen die Deutsche Wehrmacht 

letztlich auch die Schweiz schützte, hätten 

auch viele, die keineswegs Kommunisten 

waren, daran nur wenig Anstoss genommen. 

Das Schauspielhaus war für sie vor allem ein 

Ort des geistigen Widerstandes gegen die 

Anfechtungen und Drohungen des deut- 

schen Totalitarismus. Der Beitrag, den das 

Ensemble der Künstler zur Stärkung der see- 

lischen Kräfte der Menschen in unserem 

Land im Krieg geleistet hat, ist nicht hoch 

genug zu bemessen. 
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Abbildung oben: 

Wolfgang Langhoff als Faust 

Abbildung rechts: 

Therese Giehse als Mutter Courage 

Abbildung rechts unten: 

Therese Giehse und Wolfgang Heinz in 

«Wir sind noch einmal davon- 

gekommen» 

Das Schauspielhaus war während des 

Krieges ein Zentrum des geistigen 

Widerstandes gegen die Hitler-Dikta- 

tur. Höhepunkte erlebte die Bühne mit 

den Aufführungen der Werke von 

Brecht, John Steinbeck und Thornton 

Wilder oder mit den zu patriotischen 

Weihespielen werdenden Tell-Auffüh- 

rungen. Namen wie Oskar Wälterlin, 

Kurt Hirschfeld und Leopold Lindtberg, 

Heinrich Gretler, Wolfgang Langhoff, 

Therese Giehse, Karl Paryla, Maria 

Becker, Ernst Ginsberg, Leonard Stek- 

kel, Hermann Wlach, Teo Otto und vie- 

le andere bleiben untrennbar mit der 

Geschichte des Zürcher Theaters ver- 

bunden. Vom Erfolg des Schauspielhau- 

ses profitierte auch der Schweizer Film, 

der in den Kriegsjahren eine später nie 

mehr erreichte Blüte erlebte. 
 



 

 

Der Regisseur 

Leopold Lindtberg 

bei Dreharbeiten 

Heinrich Gretler als Teil 

(Ginsberg als Rössel- 

mann, Langhoff als 

Gessler) 

 



Drei, vier Eindrücke des Alltags im Krieg 

bleiben jedem haften, der diese Jahre in Zü- 

rich miterlebt hat: Optisch zunächst eine 

Stadt mit leeren Strassen, ohne Autos und 

nachts ohne Licht, ohne Laternen, ohne 

Leuchtreklamen und mit geisterbahnähnlich 

abgedunkelten Trams. Akustisch: eine Stadt, 

erfüllt von immer häufiger ertönendem Lärm 

der Sirenen, an- und abschwellender Ton als 

Ankündigung des Alarms, langanhaltender 

Ton, das Ende der Gefahren bedeutend. Es 

waren Impressionen, die schliesslich so all- 

täglich wurden, dass kaum jemand mehr auf 

sie achtete. 

Die Rationierung der Treibstoffe traf zwar, 

gemessen am gegenwärtigen Stand der Voll- 

motorisierung, 1939 nur verhältnismässig 

wenige. Aber damals gab es den Vergleichs- 

massstab zu heute ja nicht. Der Bewohner 

der Grossstadt, die auch während des Krie- 

ges weiterhin ein Magnet für Zuzüger blieb 

und deren Bevölkerung zwischen 1939 und 

1945 von 310’000 auf 352’000 wuchs, waren 

stolz auf den innerstädtischen Verkehr, auf 

das brausende, pulsierende Leben. Das war 

nun vorbei. Noch fuhren zunächst Lieferwa- 

gen, Militärautos, später kamen im Zeichen 

der Ersatzstoffe die Holzvergaser-Fahrzeuge 

dazu, Limousinen, die hinten eine Art massi- 

ven Zylinderofen mitschleppten, den unför- 

migen, grossen Treibstoffbehälter, gefüllt mit 

«Emser Wasser». Sie wurden bestaunt und 

belacht, aber sie fuhren, wenn auch langsam. 

Die Masse des Volkes aber benützte wei- 

terhin das Velo, damals noch immer das 

wichtigste Fahrzeug des Durchschnittsbür- 

gers. Nun erhielt es neuen Aufschwung, weil 

viele Automobilisten umstiegen. 1941 gab es 

aber auch hier Einschränkungen. Gummi 

war rar geworden, Pneus und Schläuche 

wurden rationiert. Wer in der Stadt etwas zu 

transportieren hatte, holte den Leiterwagen 

oder den Schubkarren hervor. Die alten Pfer- 

defuhrwerke, zwar bereits selten geworden, 

aber doch noch nicht ganz ausgestorben, 

kamen wieder zu Ehren. 

Die Grenzen waren geschlossen. Aus- 

 

landreisen galten vor dem Krieg als etwas 

Ungewöhnliches, im Krieg erst recht. Der 

Luftverkehr hatte in der zweiten Hälfte der 

dreissiger Jahre zwar ständig zugenommen, 

aber der Transatlantikverkehr stand erst in 

den Anfängen. Er wurde während des Krie- 

ges weitergeführt, aber jede Reise nach Über- 

see bedeutete ein Abenteuer. Ein Zürcher Ge- 

schäftsmann berichtete im Sommer 1940 über 

seinen Rückflug aus den USA: Von New York 

über die Bermudas und Madeira nach Lissa- 

bon, von dort nach Madrid und Barcelona 

und weiter nach Rom und schliesslich nach 

Mailand, alles mit dem Flugzeug und mit 

Umsteigen. Hier endete die Reise vorläufig, 

denn eben war Italien in den Krieg eingetre- 

ten, und die Flugverbindung nach der 

Schweiz war eingestellt worden. Von Mai- 

land nach Zürich musste als letzte Etappe der 

Zug benützt werden. Dauer der Reise: eine 

ganze Woche. Noch im Herbst 1944 war es 

ähnlich, als der Schweizer Delegierte zur 

Luftfahrtkonferenz nach Chicago flog – auf 

dem Rückweg dann konnte er eine Armee- 

maschine benutzen und schaffte die Strecke 

Amerika-Zürich in knapp 24 Stunden, damals 

eine Sensation. 

Der internationale Verkehr ruhte. Aus 

dem Ausland kamen immer weniger Gäste. 

Um nicht wieder so eine Katastrophe zu erle- 

ben wie 1914, wurde der Inlandtourismus 

forciert. Wintersport kam in Mode. «Das 

ganze Volk fährt Ski» wurde zum zügigen 

Slogan. Die Kinder und Jugendlichen aus der 

Stadt reisten in die Berge, es gab im Frühjahr 

Kälte- oder Sportferien. Die Städter brachen 

auf zur Entdeckung der Heimat. «Mir fahred 

mit dr SBB durchs schöni Schwizerland» – so 

ein damals populärer Schlager. Die Vollbe- 

schäftigung des Krieges erlaubte es, sich 

Ausspannung zu gönnen. Preiswerte Ferien 

wurden angeboten. Der durch den Krieg 

eingeengte Mensch drängte nach Mobilität, 

und er suchte sie gezwungenermassen inner- 

halb der eigenen Landesgrenzen. 

Tägliche Sorge war die Frage, wie mit den 

zugeteilten Rationen an Heizen, Essen und 
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Entbehrung und Überfluss an 

der Bahnhofstrasse 

Kleidung auszukommen sei. Seit 1941 gab es 

fleischlose Tage, zuerst zwei, dann drei in der 

Woche: Montag, Mittwoch und Freitag. 

Grundsätzlich galten sie sowohl für die Ver- 

pflegung in Hotels und Restaurants wie 

auch privat. Praktisch beschränkte sich die 

Kontrolle jedoch auf die Gaststätten. Man 

streckte die Mahlzeiten mit Ersatzprodukten, 

suchte sich vielleicht auch schwarz oder un- 

 

ter der Hand etwas Essbares zu erwerben. 

Aber das war die Ausnahme. Das Rechnen in 

Kalorien war nicht der Fimmel von Diätspe- 

zialisten, sondern eine nackte Notwendig- 

keit. Die Menschen assen weniger, aber sie 

lebten gesünder. 

Ablenkung von den Sorgen des Alltags – 

was bot die Unterhaltung? Das Kino stand 

hier an vorderster Stelle. Aber auch der Film 
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war in den Sog des Krieges geraten. In den 

Schweizer Kinos liefen vor 1939 fast nur aus- 

ländische Filme. Eine Schweizer Produktion 

gab es erst in Ansätzen. Das änderte sich mit 

dem Krieg rasch. Auch hier zwang die Ab- 

schliessung vom Ausland und die drohende 

Monopolisierung des Kinos durch die deut- 

schen Filme nach 1940 zu einer eigenen Pro- 

duktion, die im Laufe der Kriegsjahre be- 

trächtlich anschwoll. Zuerst waren es eher 

leichtfüssige Filme unterhaltenden Charak- 

ters, die Zensur wachte auch hier darüber, 

dass keine heissen Eisen angefasst wurden. 

Nach 1943 aber wurden endlich auch die 

Tagesthemen aufgegriffen und Meisterleistun-

gen erzielt wie «Marie-Louise» und «Die letzte 

Chance». Das Trauma der Flüchtlingspolitik 

manifestierte sich auch im Film. 

Die Kinobesitzer behalfen sich mit Repri- 

sen, um nicht völlig auf die Streifen aus der 

Goebbels'schen Küche angewiesen zu sein. 

Deutsche Propaganda- oder gar Hetzfilme 

hatten in der Schweiz in öffentlichen Vorfüh- 

rungen zwar kaum eine Chance. Meist waren 

es die seichten Unterhaltungsstücke, die das 

deutsche Volk den Krieg vergessen machen 

sollten und die auch in der Schweiz ein dank- 

bares Publikum fanden. 

Der Schweizer Film vermochte eine Zeit- 

lang mit einigem Erfolg eine deutsche Mono- 

polstellung zu verhindern. Zwischen 1940 

und 1942 wurden in unserem Land insgesamt 

36 Langspielfilme gedreht. Der Themenkreis 

reichte vom «Fräulein Huser», einer wenig 

anspruchsvollen Dialektkomödie, über die 

Verfilmung von Novellen Gottfried Kellers 

und Conrad Ferdinand Meyers bis zum 

«Landammann Stauffacher», in dem Hein- 

rich Gretler einen der Gründerväter der 

Eidgenossenschaft in kerniger Weise glaub- 

haft zu machen verstand. Eine künstlerisch 

einsame Höhe erreichte in dieser Massenpro- 

duktion Hans Trommers «Romeo und Julia 

auf dem Dorfe». 

Die übrigen Filme können heute wohl vor 

allem als historisch interessante, selbstbe- 

wusste Demonstrationen zur Eigenständig- 

 

keit und Unabhängigkeit der Schweiz auch 

auf diesem Gebiet gelten. 

Aber auch in den früheren, unverfängli- 

cheren Schweizer Filmen, von denen die mei- 

sten in Zürich produziert wurden und für 

welche das Ensemble des Schauspielhauses 

die wichtigsten Rollen besetzte, konnten po- 

litische Akzente gesetzt werden. So etwa im 

«Wachtmeister Studer», dem Kriminalpolizi- 

sten, den Heinrich Gretler als Mann aus dem 

Volke gab, bieder und massiv, mit dem Herz 

auf dem rechten Fleck, wenn er sagte: «Ich 

weiss nu, dass hüt efeng überall i dr Wält 

s'Rächt am Umgheie-n-isch. Und wänn's 

emol so wiit isch, dänn git's überhaupt nüt 

meh. Kän Mänsch, kä Gränze und kän Chäib 

und gar nüt. Ja, da heisst's ufpasse!» Das war 

nun eindeutig auf die Nazi-Propaganda ge- 

münzt, die damals mit dem Slogan hausierte, 

Recht ist, was uns nützt. 

Der Spielplan der Zürcher Kinos im Laufe 

der sechs Kriegsjahre widerspiegelt man- 

chen Gesinnungswandel. Vor dem Krieg hat- 

ten hauptsächlich deutsche und amerikani- 

sche Filme sich gegenseitig den Rang streitig 

gemacht, neben französischen und italieni- 

schen. Im März 1940 zum Beispiel liefen in 

den 16 Zürcher Kinos sieben USA-Filme, fünf 

deutsche, zwei französische und ein Schwei- 

zer Film. Im 16. waren Weltaktualitäten zu 

sehen. Mit dem Krieg wurde der Import ame- 

rikanischer Filme immer schwieriger. Die 

deutsche Produktion begann zu überwiegen. 

Ganz aber verschwanden die amerikani- 

schen Titel nie vom Spielplan. Andere Nuan- 

cen gab es bei den Aktualitätsschauen, da- 

mals die einzige Information in bewegten 

Bildern, da es noch kein Fernsehen gab. Die 

Deutsche Wochenschau, von Profi-Repor- 

tern gedreht und dramatisch geschnitten, er- 

freute sich in den ersten Kriegsjahren eines 

grossen Zulaufs. Man musste nicht unbe- 

dingt ein Nazi-Anhänger sein, um sich das 

anzusehen. Im März 1940 lief als Matinee in 

einem Zürcher Kino an Sonntagvormittagen 

eine Selbstdarstellung der Deutschen Wehr- 

macht; wegen des grossen Andrangs wurde 
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Propaganda im Wettstreit 

ausdrücklich die Benützung des Vorverkaufs 

empfohlen. Ähnliches ereignete sich dann ab 

1943 bei der Vorführung sowjetischer Filme, 

die selbst in der «Neuen Zürcher Zeitung» 

wohlwollende Kritiker fanden, ungeachtet 

der strikt antikommunistischen Linie des 

Blattes. So reflektierte sich im Zürcher Kino- 

programm der Wellenschlag der durch den 

Kriegsverlauf geformten öffentlichen Mei- 

nung. Allzu weitgehende Schlüsse auf die 

politische Einstellung der Zuschauer daraus 

abzuleiten, wäre wohl verfehlt. 

 

Eine Zuflucht der mehr oder minder un- 

verblümten Kritik war das Cabaret. Das Cor- 

nichon am Hirschenplatz vor allem hatte eine 

ähnliche Funktion wie das Schauspielhaus. 

Es wurde über Zürich hinaus zu einer 

schweizerischen Institution, die Kraft und 

Mut verbreitete. Von den Hütern der Zensur 

ängstlich beobachtet, von den schweizeri- 

schen Rechtsextremisten und den deutschen 

Staats- und Parteifunktionären, die zähne- 

knirschend ihre Rapporte erstatteten, mit 

wütendem Hass verfolgt, hielt das Cabaret 

Cornichon allen Drohungen gegenüber 

stand. Es war ebenso populär wie der «Ne- 

belspalter», dem zwar von den Behörden mit 

besonderem Misstrauen auf Feder und Stift 

geschaut wurde, so dass Carl Böckli, Maler 

und Dichter in einem, höhnte: «Mich hat die 

löbliche Zensur gewogen und zu leicht be- 

funden, sie gibt mir fortan Nachhilfstun- 

den im Freihandzeichnen nach Natur!» Was 

Böckli – «Bö» – Woche um Woche in ironisie-

render Nachsicht oder mit beissender Schärfe 

glossierte, war dem Publikum aus dem Herzen 

gesprochen. 

Ebenso aus dem Herzen gesprochen wa- 

ren die Vorträge, die der Zürcher Geschichts- 

professor Karl Meyer hielt. Er war zwar 

Mediävist, hatte die Innerschweizer Befrei- 

ungsgeschichte neu geschrieben und nach- 

zuweisen gesucht, dass Wilhelm Teil wirklich 

gelebt habe. Im Krieg aber wuchs er über sich 

und seinen Fachbereich hinaus. Er war ein 

Volkstribun im besten Sinne des Wortes, eine 

machtvolle rhetorische Begabung. An seinen 

Vortragsabenden in stets überfüllten Sälen 

schlug er mit Temperament und vollem 

Einsatz seiner Person den grossen Bogen der 

Weltgeschichte im Überblick. Er sprach vom 

Kommen und Gehen der Tyrannen in ferner 

Vergangenheit in einer Weise, die die Ge- 

wissheit ausstrahlte, auch in der Gegenwart 

gelte weiterhin das Schiller-Wort: «Die 

schnellen Herrscher sind's, die kurz regie- 

ren.» Und ähnlich wie Karl Meyer wirkte 

Oscar Frey von der Sektion Heer und Haus, 

wirkte am Radio Beromünster jeden Freitag 
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abend Prof. J. R. von Salis mit seiner Welt- 

chronik. Das waren Fixpunkte im Alltagsle- 

ben des Weltkrieges, auch in Zürich. 

Am Rande des politischen Spektrums be- 

wegte sich in Zürich während des Zweiten 

Weltkrieges ein Mann, der je nach Auffas- 

sung als Spinner, Original oder Idealist galt, 

der Friedensapostel Max Daetwyler. Als 

Dienstverweigerer, der 1914 den Fahneneid 

nicht geleistet hatte, war er schon im Ersten 

Weltkrieg in Zürich aufgetreten und in die 

Unruhen vom November 1917 verwickelt ge- 

wesen. Nach dem Friedensschluss hatte er 

sich verheiratet, in Zumikon niedergelassen 

und betrieb dort eine Gärtnerei. Er blieb aber 

überzeugter, aktiver Pazifist. 1932 war er 

während der Abrüstungskonferenz und 1936 

zum Völkerbund nach Genf gepilgert und 

hatte dort, sehr zum Ärger von Bundesrat 

Motta, der ihm eine Zutrittskarte verschafft 

hatte, von der Tribüne der Ratsversammlung 

herab für den Frieden zu predigen begonnen. 

Auf den Kriegsausbruch von 1939 rea- 

gierte er mit einer eigenen Protestaktion. Er 

übermalte in einer Zürcher Kirche ein grosses 

Soldatenbild mit weisser Farbe und wurde 

dafür, wie schon oft vorher, für einige Zeit 

zur Begutachtung in eine Psychiatrische Kli- 

nik eingewiesen. Nach seiner Entlassung 

predigte er erneut, meist am Utoquai, damals 

eine Art Hyde Park von Zürich, wo auch die 

Heilsarmee ihre Bekenntnisse ablegte. Spä- 

ter, als ihm das Auftreten auf Zürcher Boden 

polizeilich verboten wurde, redete er von ei-

nem Boot im See aus. Im «Tagblatt» inserierte 

er regelmässig mit Sprüchen, die von seinem 

ungebrochenen Selbstbewusstsein zeugten: 

 «Das Heil der Welt kommt nicht von Rom, 

sondern von Bethlehem und Zumikon.» 

Im Januar 1941 brach er zu einem Friedens- 

marsch nach Berlin auf, um Hitler zu über- 

zeugen, mit dem Krieg aufzuhören. Daetwy- 

ler trug seine weisse Friedensfahne, mar- 

schierte an einem Samstag abend durch die 

bevölkerten Viertel von Aussersihl, kam aber 

 

 

Friedensapostel Dätwyler will 

1941 zu einem Friedens-

marsch 

nach Berlin aufbrechen. 

vom Helvetiaplatz nur bis zur Langstrasse. 

Dort erwartete ihn die Polizei und nahm ihn 

unter Austausch gegenseitiger Höflichkeiten 

in Gewahrsam. 

Auch wenn Daetwyler ein Phantast war, 

auch er war in jenen Jahren in Zürich populär 

und von vielen wohlgeduldet, verkörperte er 

doch mit seinen unbeirrbaren Reden vom 

Frieden eine Sehnsucht, die damals alle be- 

seelte, die guten Willens waren. 

Feste zu feiern galt im Krieg nur dann als 

angebracht, wenn diese einen Sinn, vor al- 

lem einen patriotischen oder militärischen, 

hatten. Von den traditionellen Zürcher 

Festen war es das Knabenschiessen im 

Herbst, das praktisch unverändert weiterge- 

führt wurde, weil es der militärischen Er- 

tüchtigung diente. General Guisan hatte es 

jedesmal besucht und ihm damit eine beson- 

dere Weihe gegeben. Das Frühlingsfest hin- 

gegen, das Sechseläuten, wurde stark be- 

 

92 



schnitten. Den Kindern mochte man die Fest- 

freude nicht nehmen. Sie zogen in ihren bun- 

ten Kostümen wie immer durch die Strassen, 

sofern nicht schlechtes Wetter das verhinder- 

te. Die Zünfte aber versammelten sich um 

fünf Uhr nachmittags im Kongresshaus und 

begaben sich dann zum Böögg, der ohne Mu- 

sik und herumgaloppierende Reitergruppen 

dem Flammentod überantwortet wurde. So- 

gar seinen angestammten Platz am Bellevue 

verlor er wegen der Anbauschlacht. Vor der 

sprossenden Saat musste er 1943 erstmals 

nach dem Hafendamm Enge ausweichen. 

1944 brannte er so schlecht, dass er dort ins 

Wasser fiel. Im Jahr darauf konnte er wieder 

an seinen alten Platz zurückkehren, auf die 

Wiese am Bellevue, die früher Tonhalleplatz 

geheissen hatte, inzwischen aber in Sechse- 

läutenplatz umgetauft worden war. 

Total aus dem Festkalender gestrichen 

wurde während des Krieges die Fasnacht, die 

es im puritanischen Zürich ohnehin immer 

schon schwer gehabt hatte. Sie wurde 

schlicht und einfach verboten. Die lokale 

Presse vermerkte mit Genugtuung, dass es 

nun keine Konfettischlachten, keine Prit- 

schenduelle und keine geschmacklosen 

Bööggen auf den Strassen Zürichs mehr ge- 

ben werde. «Es werden nicht allzu viele bei 

uns sein, die der Fasnacht besonders salzige 

Tränen nachweinen werden», schrieb ein Lo-

kalreporter. 

Alles, was nach Leichtfertigkeit klang, 

hatte während des Krieges keine Chance. Da- 

für wurden Feiern begangen. Der 1. August 

gestaltete sich immer wieder zu einer 

eindrucksvollen patriotischen Kundgebung, 

zu der die Menschen aller Stände und Klas- 

sen sich in grosser Zahl begaben. Im Sommer 

1941 wurde die 650-Jahr-Feier der Eidgenos- 

senschaft auch in Zürich mit grossem Ge- 

pränge zelebriert. Sie begann schon im Juni 

mit einer akademischen vaterländischen 

Kundgebung an der Universität und einem 

Fackelzug durch die Stadt. «Glücklich die 

Schweiz, die noch die Fackeln des Friedens 

anzünden darf, während ringsum Europa im 

 

Grossfeuer des Krieges brennt», schrieb Carl 

Seelig in der «NZZ». Ihren Höhepunkt er- 

reichte die Jahrhundertfeier mit einem Ge- 

denkakt in den Stadthausanlagen und in der 

Fraumünsterkirche, an der Bundespräsident 

Wetter sprach, Zürichs Vertreter in der Lan- 

desregierung. 

Patriotisch gestimmt waren auch die 

Jungbürgerfeiern, die erstmals 1940 in ver- 

schiedenen Kirchen Zürichs durchgeführt 

wurden und sich über Jahrzehnte hinweg als 

ständige Institution erhalten haben. Sie 

waren während des Krieges immer stark be- 

sucht. Mehrere tausend junge Leute nahmen 

jeweils an ihnen teil und lauschten diszi- 

pliniert den Reden der Älteren, selbst wenn 

diese ihnen nicht immer aus der Seele spre- 

chen mochten. 

In einer dramatischen Weise spitzte sich 

in Zürich während des Krieges ein soziales 

Problem zu, das in den Jahrzehnten seit dem 

Waffenstillstand von 1945 bisher keine befrie- 

digende Lösung gefunden hat – die Woh- 

nungsmisere. Am 1. Mai 1939 gab es in der 

Stadt bei 328’000 Einwohnern rund 94‘400 

Wohnungen. Von ihnen standen etwa 2‘400 

leer, rund 2,5 Prozent. Während des Krieges 

entstanden zwar laufend neue Wohnungen. 

Es wurde privat gebaut, es wurde mit öffent- 

lichen Geldern grosszügig Wohnbauförde- 

rung betrieben. Alle dem Volk dafür unter- 

breiteten Kredite in Millionenhöhe waren 

unbestritten und wurden mit massiven 

Mehrheiten immer wieder bewilligt. Trotz- 

dem konnte das Angebot der ständig wach- 

senden Nachfrage nicht genügen. Im Som- 

mer 1944 standen in Zürich nur noch knapp 

100 Wohnungen leer. 32 obdachlose Familien 

mussten in Notunterkünften untergebracht 

werden. Das Defizit wurde auf rund 2’000 

Wohnungen geschätzt. Die Hoffnung, diese 

mit einer Beschleunigung des Bauprogram- 

mes im Laufe des Jahres 1945 zu erstellen und 

damit den dringendsten Bedarf wenigstens 

knapp zu decken, schlug fehl. Der Krieg hin- 

terliess das Problem ungelöst der Nachwelt. 

Gegen die Wohnungsnot hatte der Bun- 
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desrat am 15. Oktober 1941 einen Beschluss 

gefasst, der Vorschriften über die Beschrän- 

kung des Kündigungsrechtes enthielt. Im 

Januar 1942 wurde darauf in Zürich das der 

Zentralstelle für Kriegswirtschaft ange- 

gliederte Mietamt geschaffen. Es war als 

Schlichtungsstelle gedacht, als unabhängige 

richterliche Instanz, und wurde von einem 

Oberrichter geleitet. Während des Krieges 

führte es über 15‘000 Verfahren durch, um 

Streitfälle zwischen Mietern und Vermietern 

beizulegen. Die Mietpreise waren während 

der Kriegsjahre gestoppt. Erhöhungen wur- 

den nur gestattet, wenn der Mietertrag die 

Aufwendungen des Hausbesitzers nicht zu 

decken vermochte oder falls er bauliche 

Verbesserungen vornahm bzw. wertvermeh- 

rende Installationen einrichtete. Geplante 

Erhöhungen konnten nur nach Bewilligung 

durch die städtische Preiskontrollstelle vorge-

nommen werden. Die bewilligte durchschnittli-

che Mietzinserhöhung bewegte sich in den letz-

ten drei Kriegsjahren zwischen 6,5 und 9,5 Pro-

zent. 

Der Haus- und Grundeigentümerverband 

führte einen erbitterten Kampf gegen diese 

Vorschriften, doch vermochte er nicht durch- 

zudringen. Befürchtet wurde nicht nur, dass 

mit einem Lockern der Mietpreisvorschriften 

das soziale Klima sich rasch verschlechtern 

würde, sondern man bangte auch um eine 

drastische Verteuerung der Lebenskosten. 

Diese waren seit Kriegsbeginn tatsächlich ra- 

pide angestiegen, besonders in den Jahren 

1939-41. Am Kriegsende betrug die Teuerung 

über 60 Prozent. Auf ein Jahr umgerechnet, 

lag die Inflationsrate also während des Krie- 

ges bei durchschnittlich 10 Prozent. 

Aber nicht nur Wohnungen wurden ge- 

baut, auch zahlreiche öffentliche Gebäude 

oder grössere Geschäftshäuser entstanden in 

der Kriegszeit. Vieles, was verwirklicht wur- 

de, basierte aber noch auf Planungen aus den 

Vorkriegsjahren, so das im September 1939 in 

Betrieb genommene neue Radiostudio beim 

Brunnenhof oder das wenige Monate später 

eingeweihte Hallenstadion in Oerlikon. Das 
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neue Verwaltungsgebäude der Rentenanstalt 

im Enge-Quartier, ein grosses, dominieren- 

des Gebäude, wurde Mitte April 1940 bezo- 

gen, das Haus zum Neuen Froschauer an der 

Kreuzung Pelikan-/Nüschelerstrasse im 

März 1941, das Hallenschwimmbad an der 

Grenze der City zu Aussersihl im Mai dessel- 

ben Jahres. Die Restaurierung von Wasser- 

kirche und Helmhaus wurde 1942 abge- 

schlossen und die Kirche ihrer ursprüngli- 

chen Bestimmung zurückgegeben. Damit war 

der unwürdige Zustand beendet, dass das ur-

alte Gotteshaus als Warenlager eines Musika-

liengeschäftes diente. 

In der zweiten Kriegshälfte kamen grös- 

sere Bauvorhaben ins Stocken. Die Bauord- 

nung für die Stadt Zürich mit ihrer Einteilung 

in Zonen war kurz nach Kriegsbeginn vom 

Stadtrat dem Gemeinderat unterbreitet und 

von diesem auch genehmigt worden. In Kraft 

treten konnte sie jedoch nicht, da der Regie- 

rungsrat ihr die Genehmigung versagte. 

Stein des Anstosses war der geplante Zährin- 

ger-Durchstich, die Verlängerung der Zäh- 

ringerstrasse über den Predigerplatz hinaus 

bis gegen den Pfauen. Dadurch wäre eine 

Schneise in das Gefüge der Zürcher Altstadt 

geschlagen worden. Die Befürworter einer 

Altstadtsanierung, welche die zum Teil unge- 

nügenden baulichen und hygienischen Ver- 

hältnisse verbessern wollten, sahen die 

einfachste Lösung im Niederreissen der alten 

Bausubstanz. Die Gegner, die einen solchen 

brutalen Eingriff in das seit Jahrhunderten 
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 ------- ► 
Zähringer-Durchstich zum 

Hirschengraben 

organisch gewachsene Stadtbild als uner- 

träglich empfanden, hatten jedoch damals 

Mühe, mit ihren Argumenten durchzudrin- 

gen. Auch der Regierungsrat opponierte dem 

Zähringer-Durchstich nur bedingt aus denk- 

malpflegerischen Gründen. Er befürchtete, 

dass dem Obergericht, dessen Räumlichkei- 

ten dem Durchstich zum Opfer gefallen wären, 

kein geeigneter Realersatz zur Verfügung ge-

stellt werden könnte. 

So zogen sich die Streitigkeiten bis über 

das Kriegsende hinaus hin. Noch 1950 gei- 

sterten die Zähringer-Projekte in den Köpfen 

der Stadtverwaltung. Zum Glück für Zürich 

konnten sie nicht verwirklicht werden, sonst 

wäre den zahlreichen Sünden der Vergan- 

genheit noch eine weitere zugefügt worden. 

Ohnehin wurde auch im Krieg in Zürich kräf- 

tig abgerissen. Es verschwand die Villa Mu- 

ralto an der Pelikanstrasse. Die Hallenhäuser 

im Seefeld, aus dem 19. Jahrhundert stam- 

mende originelle Ladengeschäfte, mussten 

grösseren Umbauten weichen. Auch das 

Haus zum Vogelsang an der Stadelhofer- 

strasse fiel der Spitzhacke zum Opfer und 

schliesslich der «Fallende Brunnenhof», das 

letzte Bauerngehöft an der Strasse aus der In- 

nenstadt nach Oerlikon. 

Als grösseres Vorhaben wurde der Neu- 

bau des Kantonsspitals während des Krieges 

in Angriff genommen. Der Kredit dazu war 

1941 erteilt worden, vollendet wurde der Bau 

aber erst 1950. Auch die Vorlagen über die 

Zürichsee-Regulierung mit ihrer Neugestal- 

tung des Limmatraumes zwischen Bahnhof 

und Central entstanden im Kriege; die Aus- 

führung kam erst Jahre später. Und schliess- 

lich, als ein wichtiges Unternehmen im Be- 

reich der Kommunikationstechnik, wurde im 

Dezember 1944 das automatische Fernamt in 

Zürich eingeweiht. Sein Ausbau gehörte in 

den Gesamtzusammenhang der Schaffung 

eines einheitlichen Telefonnetzes in der gan- 

zen Schweiz mit Direktwahlverbindung zwi- 

schen allen Sprechstellen. Am 27. August 

1944 waren in Zürich als ein Schritt auf die- 

sem Wege die sechsstelligen Telefonnum- 

mern eingeführt worden. Rund 60’000 Appa- 

rate waren davon betroffen. Es kam zu einem 

grossen Gejammer über die hohen Kosten für 

neue Verzeichnisse, Briefköpfe, Visitenkar- 

ten und andere Drucksachen. Gleichzeitig 

sahen sich die Zürcher mit dem technischen 

Fortschritt der Automatisierung konfron- 

tiert. Wenn einer falsch wählt, so stand in 

einem Zeitungsbericht, «so wird ihm fast 

alsogleich eine geheimnisvolle Stimme be- 

deuten, dass er sich geirrt habe und die neue, 

richtige Nummer einstellen solle. Dieser Vor- 

gang ist ebenso raffiniert wie symptomatisch 

für die Sorglichkeit, mit der die Telefonver- 

waltung darauf bedacht ist, dem Publikum 

die Benützung von Mikrophon und Hörer zu 

erleichtern ...» 

Tatsächlich hat das Telefon in Zürich wäh- 

rend der Kriegsjahre einen eigentlichen 

Durchbruch erreicht. Jahr für Jahr mussten 

mehrere tausend neue Anschlüsse erstellt 

werden. Besonders die Inland- und Lokal- 

gespräche nahmen sprunghaft zu. Bald jeder 

fünfte Einwohner Zürichs verfügte bei 

Kriegsende über ein eigenes Telefon. Es ver- 

drängte Brief und Telegramm und wurde zum 

Bahnbrecher der kommenden Kommunika- 

tionsgesellschaft. 
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Das Bellevue – im Frieden ein Haupt- 

verkehrspunkt der Stadt 

 



Leere Strassen und Plätze, Autos mit 

behelfsmässigem Antrieb, Holzverga- 

sern mit Ersatztreibstoff, ironisch «Em- 

ser Wasser» genannt, das sind die äus- 

seren Zeichen der Kriegszeiten in der 

Stadt. 
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Dem Milchmann, der ins 

Haus liefert, sind im 

Krieg bestimmte Sektoren 

zugeteilt. 



 



Praesens Film 

Frauennot-Frauenglück Freitag 11. August 

In den 20 Jahren ihrer Arbeit hat die Praesens-Film A.-C. 

bewiesen, dass der Schweizerfilm eine wichtige kulturelle 

und nationale Aufgabe erfüllt. Ihre Leistungen verband sie 

stets mit Zürich. wo der einheimische Film geschaffen und 

entwickelt wurde: 

Samstag bis Freitag 19-25. Aug: Die missbrauchten Liebesbriefe 

Zum Besuche dieser Jubiläumswochen empfehlen wir 

unsere Abonnements Sie erhalten 20% Ermässigung 

 _____________ auf sämtlichen Plätzen _________________  

Das Apollo-Theater gibt Ihnen die Gelegenheit, die Spitzen- 

filme der Praesens v. 29. Juli bis 25. Aug. nochmals anzusehen 

Die Praesens-Filme vereinten stets die gediegene Unter- 

haltung, die dem Publikum Freude bereitet, mit dem ernsten 

Dienst an einer menschlichen Grundidee, wie sie alle diese 

Filme gestalteten. Dieses doppelte Ziel: Genuss und Freude 

des Publikums am sorgfältig gepflegten Film und Eintreten 

für schweizerisches geistiges Gut weist der Praesens auch 

den weiteren Weg ihrer Arbeit.                             K 26. JULI 1944 

Heute bis inkl.  Montag, 21. Juli Füsilier Wipf 

Dienstag 1. August: Landammann Stauffacher 

Mittwoch bis Freitag, 11 Aug.: Der Schuss von der Kanzel 

Samstag bis Dienstag 12.-16. Aug.: Gilberte de Courgenay 

Mittwoch bis Freitag 9.-11. Aug.: Gespensterhaus 

Samstag bis Mittwoch 12.-16. Aug.: Wachtmeister Studer 

Donnerstag 11. August: Abessinienflug 

In den Spielplänen der 

Kinos dominiert der 

Schweizer Film. 



1943 und 1944 wird der traditionelle 

Böögg im Frühjahr auf dem Hafen- 

damm Enge verbrannt, weil der Sechse- 

läutenplatz ein Acker ist. 

Am Knabenschiessen im Herbst nimmt 

regelmässig General Guisan teil. 



Möbelumzug im Aussenqartier 



Warentransport in der City 

 



Wie schon im Ersten Weltkrieg, so spran- 

gen auch 1939 die Frauen in die Lücken, 

welche die zum Aktivdienst aufgebotenen 

Männer hinterlassen hatten. Ohne den uner- 

müdlichen Einsatz der Frauen hätte der 

Krieg, der ja auch die Zivilbevölkerung 

einbezog, gar nicht geführt werden können. 

Viele Frauen von Selbständigerwerbenden 

betreuten die Betriebe des Gatten, wenn 

dieser im Aktivdienst war. In Berufen, die als 

unbestrittene Männerreservate gegolten hat- 

ten, stellten die Frauen während des Krieges 

ihren Mann. Bei der Strassenbahn arbeiteten 

seit Sommer 1943 Frauen als Billeteusen. Sie 

kamen beim Publikum gut an – bezeichnend, 

dass das damals wert schien, öffentlich ver- 

merkt zu werden. Allerdings war der Dienst 

der Frauen auf zwei Tage im Monat be- 

schränkt, und sie durften ihn nur in männli- 

cher Begleitung ausüben. Das war eine De-

monstration, die das Provisorium unterstrei-

chen sollte. Die Gewerkschaften fürchteten für 

ihre männlichen Mitglieder um die Arbeits-

plätze. 

Auch die Armee holte sich Frauen. Im Fe- 

bruar 1940 erging vom Militärdepartement 

die Weisung zur Organisation eines Frauen- 

hilfsdienstes (FHD) an die Kantonsregie- 

rungen. Es meldeten sich mehr Freiwillige, 

als benötigt wurden. Die Frauen erhielten 

eine zweiwöchige Ausbildung. Sie dienten 

der Armee hauptsächlich in den rückwärti- 

gen Diensten, in der Verwaltung, im Büro, 

bei der Sanität, bei der Fliegerbeobachtung, 

der Feldpost und der Fürsorge, später auch in 

Flüchtlingslagern. Am 11. Oktober 1942 fand 

in Zürich eine Kundgebung des FHD statt, an 

der auch General Guisan teilnahm. Es war 

eine Geste der Wertschätzung des Ober- 

befehlshabers für die Tätigkeit der Frau in der 

Armee. 

Noch bevor der FHD entstanden war, 

hatten Frauen bereits in militärischen Ein- 

heiten ihre Pflicht getan. Sie waren in Luft- 

schutzbataillonen als Sanitäterinnen tätig. 

Eine noch viel wichtigere Rolle spielten sie 

beim zivilen Luftschutz. Sie waren gewisser- 

 

massen der feste Kern der Hausfeuerwehren. 

Die Frauen hatten Kurse und Übungen zu ab- 

solvieren, und während viele der jüngeren 

männlichen Teilnehmer später zur Armee ab- 

kommandiert wurden, blieben die meisten 

Frauen während des ganzen Krieges dabei. 

Auf ihre Erfahrung und auf ihr Können stütz- 

te sich der zivile Luftschutz. 

Überall und für alles wurden die Frauen 

aufgerufen und ermahnt, sich freiwillig zu 

melden. Viele der vom Krieg ausgelösten 

Aktivitäten, die Sammlungen von Altpapier 

und Buntmetall, die Spendenaktionen, das 

Verschicken von Soldatenpäckchen und vie- 

les andere, konnten auf die freiwillige Hilfe 

ungezählter Frauen rechnen. Ohne sie wäre 

das alles nie zustande gekommen. Und jeder 

Statistik schliesslich entzieht sich das stille 

Tun der Frauen im Haushalt. Ihrem Einfalls- 

reichtum war es zu verdanken, dass die 

Nahrungsmittelrationen sinnvoll verwendet 

werden konnten. Die Hauswirtschaftszen- 

trale der Stadt Zürich, 1941 gegründet, stand 

ihnen mit Rat und Tat zur Seite. Wie war ein 

Menüplan ohne Fleisch zu gestalten, um auf 

die notwendige Kalorienzahl zu kommen? 

Wie konnte eine schmackhafte Konfitüre zu- 

bereitet werden? Wie waren Kleider und 

Schuhe sorgfältig zu pflegen, um ihre 

Lebensdauer zu verlängern? Viele Frauen 

entwickelten sich im Krieg zu wahren Könne- 

rinnen des haushälterischen Kalkulierens. 

Niemand redete damals von «Lebensquali- 

tät», aber dieser tägliche Kampf gegen den 

Mangel gab dem Leben Inhalt. So wider- 

sinnig es tönen mag, der Krieg brachte Sinn 

ins Dasein, stellte den Menschen jeden Tag 

vor neue Situationen und Forderungen. Dass 

sie immer wieder gemeistert werden konn- 

ten, ist zu einem grossen Teil dem selbstlosen 

Schaffen der Frauen zu verdanken. 

Bei dieser Aufwertung der Frauenposi- 

tion lag es nahe, dass dem weiblichen Teil der 

schweizerischen Gesellschaft nach dem 

Krieg endlich auch politische Rechte einge- 

räumt würden. Schon nach dem Ersten Welt- 

krieg hatte es in Zürich Abstimmungen über 

 

Die Frau 
stellt 
ihren Mann 
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Sanitätsposten 

 

die Einführung des Frauenstimmrechtes ge- 

geben. Aber sie hatten immer mit einer haus- 

hohen Verwerfung der Vorlagen geendet. 

Nun kam das Them^.wieder auf die politi- 

sche Traktandenlistef Die Freisinnige Partei 

des bürgerlichen Stadtkreises 7 stellte im Juli 

1944 in einer Umfrage fest, dass bei ihr 75 Pro- 

zent der Männer und 70 Prozent der Frauen 

für das Frauenstimmrecht seieju7Der Sozial- 

demokrat Hans Nägeli reichte im Kantonsrat 

eine Motion ein und begründete sie mit den 

knappen Worten: «Wir Herren der Schöp- 

fung haben kein Recht, den Frauen vorzuent- 

halten, wofür wir selbst gekämpft haben.» 

Die Motion wurde zwar überwiesen, die 

Volksabstimmung fand aber erst 1947 statt, 

als der Krieg längst zu Ende war. Die Zürcher 

Männer verweigerten ihren Frauen erneut 

die politischen Rechte. Und sie taten es 

zwanzig Jahre später nochmals. Erst 1970 wa- 

ren die alten Vorurteile endlich verschwun- 

den . Es ist für die Männer der Kriegsgenera- 

tion beschämend, dass sie es nicht fertigge- 

bracht haben, ihre Dankesschuld gegenüber 

den Frauen mit einer Geste der Grosszügig- 

keit zu honorieren. Sie hätten diesen Dank 

nach der aufopfernden Arbeit im Kriege zwei-

fellos verdient. 
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Im Krieg erhält die Frau eine neue 

Stellung. Sie hilft beim Sammeln und 

Ordnen gebrauchter Wäsche, beim Ver- 

schicken von Liebesgabenpaketen für die 

Soldaten, aber auch in der Landwirt- 

schaft, wo ihr keine Arbeit zu schwer 

ist. Die Frau rückt in Positionen ein, 

die bisher dem Manne vorbehalten ge- 

blieben ivaren. Sie stellt sich, was die 

Übernahme von Arbeit und Pflichten 

betrifft, gleichberechtigt neben den 

Mann. Auf politischer Ebene aber bleibt 

sie noch lange zweitrangig. 
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Auch das Militär nimmt die Hilfe der 

Frauen in Anspruch. Sie können sich 

freiwillig beim Hilfsdienst melden 

(FHD) und werden in rückwärtigen 

Diensten verwendet. 



  
 

 

 

 

 

 

 



Als am 6. Juni 1944 die alliierten Truppen 

in der Normandie landeten und damit die seit 

Monaten angekündigte Offensive gegen die 

deutschen Positionen am Atlantikwall eröff- 

neten, war es offensichtlich, dass damit die 

letzte entscheidende Phase des Weltkrieges 

begonnen hatte. Die Invasion gelang, inner- 

halb von drei Wochen wurde der Brücken- 

kopf konsolidiert und erweitert, Ende Juli 

brachen die britisch-amerikanischen Armeen 

von dieser Basis aus zur Befreiung Frank- 

reichs auf. Sie liessen sich die einmal gewon- 

nene Initiative nicht mehr nehmen und ope-

rierten frei in der Tiefe des Raumes bis zur hol-

ländisch-deutschen Grenze. 

Am 15. August landete eine weitere 

alliierte Streitmacht an der Südküste Frank- 

reichs, stiess durch das Rhonetal aufwärts 

und vereinigte sich im September mit den 

von Nordwesten her vordringenden Trup- 

pen. Gleichzeitig erhoben sich die französi- 

schen Widerstandskämpfer und vertrieben 

die Deutschen. Am 24. August mussten diese 

Paris räumen. Einem Befehl Hitlers, die 

französische Hauptstadt zu zerstören, wider- 

setzte sich der deutsche Kommandant und 

kapitulierte. Auch in Italien drangen die 

Briten und Amerikaner vor, eroberten Rom 

und Florenz und erreichten die Apenninen- 

Linie. 

Wenige Wochen nach der Invasion ent- 

fesselte die Rote Armee in Weissrussland 

eine Offensive, die das ganze Gefüge des 

Mittelabschnitts der deutschen Ostfront ins 

Wanken brachte. Von allen Seiten hämmer- 

ten die verbündeten Mächte auf das Dritte 

Reich ein. Pausenlos zogen alliierte Bomber- 

geschwader über Deutschland dahin und 

zertrümmerten eine Stadt nach der andern. 

Die Festung Europa der Nazi-Machthaber, 

schon längst ohne Dach, bebte in ihren 

Grundfesten. Die Reserven waren erschöpft, 

auch die vielberedeten Wunderwaffen, im 

Juni 1944 mit der V-l erstmals eingesetzt, ver- 

mochten das Geschick nicht mehr zu wen- 

den. Der Zusammenbruch war nur noch eine 

Frage der Zeit. Das Attentat auf Hitler vom 

 

20. Juli 1944 signalisierte, dass auch in 

Deutschland Kräfte am Werk waren, die das 

Sinnlose einer Weiterführung des Krieges er- 

kannt hatten und Schluss machen wollten. 

Aber der Anschlag misslang, und Deutsch- 

land rüstete sich zum Kampf bis zum bitteren 

Ende – erst fünf Minuten nach zwölf werde 

Deutschland die Waffen niederlegen, hatte 

die Nazi-Propaganda prophezeit, und die deut-

sche Führung machte das buchstäblich wahr. 

 

So schleppte sich der längst entschiedene 

Krieg noch weitere Monate dahin. Es war 

eine mörderische Endphase, die mehr Zer- 

störung brachte als alle fünf vorangegan- 

genen Kriegsjahre zusammen. Europa 

wurde auch geistig und moralisch zum Trüm- 

merfeld. Nun enthüllte sich auch das ganze 

Ausmass der ungeheuerlichen Verbrechen, 

die unter dem Deckmantel des Krieges ver- 

übt worden waren, vor allem die Verbrechen 

an der wehrlosen Zivilbevölkerung in den 

von den Deutschen besetzten Gebieten im 

Osten und die zynisch «Endlösung» genannte, 

von Hitler schon am 30. Januar 1939 in einer 

Reichstagsrede angekündigte «Ausrottung der 

jüdischen Rasse in Europa». 

Die Schweiz durchlebte diesen letzten 

Abschnitt des Krieges in einer seltsam ge- 

spaltenen Stimmung. Einerseits herrschte 

Dankbarkeit darüber, dass der unerträgliche 

Druck des Eingeschlossenseins von einer 

einzelnen Kriegsmacht gewichen war. Zwar 

musste angesichts des alliierten Vormarsches 

entlang der schweizerischen Westgrenze die 

Armee 1944 erneut in Teilmobilisationen ver- 

stärkt aufgeboten werden. Aber das Land 

blieb, abgesehen von den Übergriffen in der 

Luft, die sich nun zu häufen begannen, er- 

neut verschont. Als Zeitstimme, die dieses 

Gefühl der Dankbarkeit ausdrückte, sei 

eine Bekanntmachung des Eidgenössischen 

Kriegsernährungsamtes vom 20. Dezember 

1944 zitiert, die weitere Einschränkungen in 

der Zuteilung von Bedarfsgütern ankündigte 

und völlig unbürokratisch mit einem Appell 

ans Gemüt schloss: «Sich nach bald fünfein- 

 

Der Anfang 
vom Ende 
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Das erleuchtete Schweizer 

Kreuz markiert im verdunkel- 

ten Europa die Grenze des 

neutralen Landes. 1944 nähern 

die kämpfenden Fronten sich 

wieder der Schweiz. 

halb Kriegsjahren bescheiden», hiess es da, 

«und auf dies und jenes verzichten zu 

müssen, bedeutet wenig gegenüber der als 

ein Wunder zu betrachtenden Tatsache, dass 

wir auch 1944, nachdem der Krieg ein zwei- 

tesmal unserer Grenze entlang gewütet hat, 

Weihnachten in Frieden und Unabhängigkeit 

feiern dürfen. Trotz allen Einschränkungen 

können wir uns noch ausreichend ernähren, 

während rings um uns herum Millionen hab- 

und obdachlos gewordener Menschen 

hungern und darben. Erinnern wir uns dar- 

an, wenn wir meinen, Grund zum Klagen zu 

haben. Denken wir daran, wenn auch Gast- 

 

stätten und Hotels uns nicht mehr so reich- 

haltige Mahlzeiten vorsetzen können. Lasst 

uns bewusst werden, wie gut wir Schweizer 

es noch haben und dass wir, vom Schicksal 

bevorzugt, nicht nur an uns selbst, sondern 

voll Dankbarkeit für die Bewahrung auch an 

die unzählbaren, vom Schicksal Heimgesuch-

ten denken...» 

Damit war auch das Thema angespro- 

chen, das sich damals zum helvetischen 

Malaise zu verdichten begann. Das Bewusst- 

sein, als einzige Nation zwischen leidenden 

Nachbarn allein ein normales Leben weiter- 

führen zu können, schuf nun, da die äussere 
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Isolierung gefallen war, ein Gefühl wach- 

sender innerer Isolierung und vermeintlicher 

Schuld. Mit unbestrittener Selbstverständ- 

lichkeit genehmigte das Parlament im 

Dezember 1944 einen ihm vom Bundesrat im 

Oktober unterbreiteten Kredit von 100 Millio- 

nen Franken als Schweizer Spende für die 

Kriegsgeschädigten. Aber auch moralische 

Schuld war abzutragen. Gegenüber dem aus 

dem westlichen Nachbarland einsetzenden 

Flüchtlingsstrom öffneten sich die Grenzen 

weit wie nie zuvor in diesem Krieg – Flücht- 

lingslos war in diesen Monaten ein beherr- 

schendes Thema in Presse und Radio. Mit der 

Vergangenheit wurde Abrechnung gehalten, 

die Anpasserei des Jahres 1940 gebrandmarkt 

und laut nach «Säuberung» gerufen. Der Vor- 

sitzende der Kirchensynode, Oberrichter 

Max Wolff, liess sogar kritische Worte über 

 

die Neutralität fallen. Prominentestes Opfer 

dieser gleicherweise von Missmut und Un- 

sicherheit getragenen Stimmungswelle war 

Bundesrat Marcel Pilet-Golaz. Die Ableh- 

nung Moskaus, auf das schweizerische An- 

gebot zur Wiederaufnahme diplomatischer 

Beziehungen einzutreten, war der äussere 

Anlass für seinen Rücktritt. In seiner Person 

wurde aber auch der Mann getroffen, der mit 

seiner Rede vom 25. Juni 1940 und dem Emp- 

fang einer Nazi-Delegation vom 10. Septem- 

ber 1940 gewissermassen das schlechte Ge-

wissen des Landes verkörperte. Pilets Abgang 

bedeutete nicht nur eine Art Regierungskrise 

schweizerischer Prägung, sondern signali-

sierte gleichzeitig auch den tiefgreifenden 

Stimmungsumschwung, der sich in der politi-

schen Landschaft vollzogen hatte. 

Invasion Frankreichs 

Juni 1944 
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Die Trümmer von Monte 

Cassino März 1944 
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Im letzten Kriegsjahr entstand in der 

Schweiz die Kommunistische Partei in neuer 

Form wieder. Sie war am 26. November 1940 

vom Bundesrat verboten worden, hatte aber 

in der Illegalität weitergewirkt. Die Jahres- 

wende von 1942/43, die mit den Schlachten 

von El Alamein und Stalingrad gleichzeitig 

die Kriegswende markierte, brachte auch in 

der Schweiz eine Zäsur der Meinungs- 

bildung. Weitherum setzte sich die Überzeu- 

gung durch, die Welt nach dem Krieg werde 

von sozialistischem Gedankengut beherrscht 

werden. Grund dafür waren nicht nur die 

durch den Krieg bedingten staatlichen 

Eingriffe ins wirtschaftliche Leben und die 

disziplinierenden, die Individualität des 

Einzelnen einschränkenden Bedingungen 

des Krieges überhaupt, sonder ebensosehr 

der Mut und die Tapferkeit, mit der die Rote 

Armee dem deutschen Aggressor begegnet 

war und den Eindringling schliesslich ge- 

stoppt, zurückgeschlagen und damit den 

Nimbus der Unüberwindlichkeit der Wehr- 

macht gebrochen hatte. Die unsäglichen, mit 

Fatalismus ertragenen Leiden, die der Krieg 

über die Bevölkerung des Riesenreiches ge- 

bracht hatte, liessen in unserem Land eine 

Welle der Sympathie und des Mitgefühls mit 

der durch den deutschen Herrenmenschen 

geschundenen Kreatur aufkommen. In der 

Schweiz, die seit der Oktoberrevolution bis 

weit in die Arbeiterschaft hinein der Sowjet- 

union kritisch bis feindlich gegenübergestan- 

den hatte, wendete sich das Blatt. Eine Woge 

der Russophilie, ja der Sowjetophilie ging 

durch das Land. Auf der linken Seite der 

Parteienlandschaft verstärkten sich die For- 

derungen nach einer Aufhebung des Kom- 

munistenverbotes. Die Sozialdemokraten be- 

fanden sich in einer zwiespältigen Lage. 

Einerseits befürchteten sie, mit einer Wieder- 

zulassung der Kommunisten werde es erneut 

zu einer Spaltung der Arbeiterbewegung und 

damit einer Schwächung der Sozialdemokra- 

tie kommen. Die SP grenzte sich deshalb 

auch stets klar gegenüber den Kommunisten 

ab. Gleichzeitig aber duldete sie das Entste- 

 

hen eines starken Flügels, der sich als Sozial- 

demokratische Parteiopposition (SPO) emp- 

fand und der sich energisch gegen das Kom- 

munistenverbot wandte. 

Der Zwiespalt offenbarte sich beispiels- 

weise noch im November 1942 im Zürcher 

kantonalen Parlament, als der sozialdemo- 

kratische Zürcher Stadtrat August Ziegler, 

der gleichzeitig Kantonsrat war, sich in einer 

Interpellation für verhaftete Kommunisten 

einsetzte. Er erhielt vom Justizdirektor, sei- 

nem Parteigenossen Jakob Kägi, zur Ant- 

wort, dass die kommunistische Gefahr nicht 

unterschätzt werden dürfe. «Alle Opfer für 

die Landesverteidigung und für die Milde- 

rung der wirtschaftlichen Not wären um- 

sonst, wenn die Behörden untätig zusehen 

würden, wie gleichzeitig der schweizerische 

Staat von innen unterhöhlt und die Revolu- 

tion vorbereitet würde», sagte der sozial- 

demokratische Regierungsrat. «Der demo- 

kratische Staat kann sich nicht bieten lassen, 

dass die in seiner Verfassung vorgesehenen 

Freiheitsrechte offen oder geheim miss-

braucht werden, um den gewaltsamen Um- 

sturz dieser demokratischen Verfassung vor-

zubereiten.» 

Einige Monate später, auf dem Parteitag 

der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz 

am 3. und 4. September 1943 in Winterthur, 

tönte es bereits entschieden anders. Der Par- 

teitag verabschiedete das Programm «Neue 

Schweiz». Es sollte den Übergang in die 

Nachkriegszeit vorbereiten und war getra- 

gen von den Ideen einer Umgestaltung der 

schweizerischen Wirtschafts- und Gesell- 

schaftsordnung im sozialistischen Sinne auf 

friedlichem, evolutionärem Weg. Bei den 

Nationalratswahlen vom 31. Oktober 1943 

erzielte die SP gesamtschweizerisch einen 

grossen Erfolg und Stimmenzahlen, die 

weder zuvor noch später je wieder erreicht 

wurden. Sie gewann mehr als 10 Sitze und 

wurde zur stärksten Partei des Landes. Am 

15. Dezember 1943 wählte die Bundesver- 

sammlung den Zürcher Stadtpräsidenten 

Ernst Nobs, einst ein Anführer des Landes- 
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Duttweiler auf einer gemein- 

samen Versammlung mit der 

PdA, Februar 1945 

Streiks von 1918, in den Bundesrat. Die 

Sozialdemokratische Partei hatte damit ein 

Ziel erreicht, für das sie anderthalb Jahr- 

zehnte lang gekämpft hatte. 

Innerhalb der Partei aber wuchsen die 

Spannungen. Der Parteitag von Winterthur 

hatte die Forderung nach einer Aufhebung 

des Kommunistenverbotes zwar zur parteiof- 

fiziellen Linie gemacht, doch in der SP be- 

stand ein starker Widerstand dagegen, die 

ehemaligen Kommunisten (vor allem die 

Genfer Gruppe um Nicole) nun bedingungs- 

los wieder in die Partei aufzunehmen und so 

 

die von der äussersten Linken geforderte 

Einheitsfront zu bilden. Zwischen der Sozial- 

demokratischen Parteiopposition und der 

Parteiführung wuchsen die Differenzen. Bei 

den linkssozialistischen Gruppierungen 

innerhalb der SP reifte der Entschluss, mit 

der Partei zu brechen, sich selbst zu organi- 

sieren und eigene politische Gruppen zu bil- 

den. In den Parlamenten folgten Vorstösse 

von Sozialdemokraten gegen das Parteien- 

verbot, so im März 1944 im Zürcher Gemein- 

derat und in der Sommersession auch im 

Nationalrat. Am 19. April 1944 fand im 
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Zürcher Volkshaus eine vom Komitee gegen 

Lohn- und Steuerdruck einberufene und von 

2’000 Personen besuchte Versammlung statt, 

an der neben ausserkantonalen Vertretern 

der sozialistische Zürcher Gemeinderat 

Harry Gmür sprach, der scharf gegen die 

eigene Partei polemisierte, weil diese zu sehr 

auf der Linie des Ausgleichs mit dem Bürger- 

tum operiere. Am Schluss wurde einstimmig 

erklärt, man wolle eine neue Partei, die «Par- 

tei der Arbeit (PdA)», gründen. In Umrissen 

wurde auch ein Programm gutgeheissen, das 

sich stark an die Forderungen der «Neuen 

Schweiz» anlehnte und auch die militärische 

Landesverteidigung uneingeschränkt bejahte. 

 

Die Gründung von «Arbeiterparteien» 

unterlief das damals formell noch immer in 

Kraft stehende Parteienverbot. Die Behörden 

reagierten aber nicht darauf und liessen die 

neue Organisation gewähren. Rasch erhielt 

die Partei der Arbeit starken Zulauf, zu- 

nächst vom linken Flügel der SP. Die sozial- 

demokratische Parteiopposition forderte im 

Mai 1944 unter dem Titel «Ein offenes Wort 

zum Weg unserer Partei» in einer Stellung- 

nahme eine stärkere Abgrenzung gegenüber 

dem Bürgertum und eine Überprüfung «aller 

Möglichkeiten einer kameradschaftlichen 

Zusammenarbeit mit dem in neuer Gestalt er- 

standenen linken Flügel der politischen 

Arbeiterbewegung». Der Parteivorstand der 

SPS zeigte wenig Neigung, auf die Forderun- 

gen der SPO einzugehen. Im Juni wurden 8 

der 33 Zürcher Unterzeichner des «offenen 

Wortes» aus der Partei hinausgeworfen, 

worauf diese sich der PdA anschlossen. In 

der Kantonsratssitzung vom 17. Juli 1944 

konstituierten sich fünf aus der Partei ausge- 

tretene Parlamentarier als Fraktion der PdA, 

deren Vorsitz Alfred Weiss übernahm. So 

endete der verstärkte Linkstrend mit einer 

neuerlichen Spaltung der Sozialdemokrati- 

schen Partei und damit einer Schwächung 

der Arbeiterbewegung. 

Im Herbst 1944 kam es zum Zusammen- 

schluss der einzelnen Parteien der Arbeit zu 

 

einer gesamtschweizerischen Organisation. 

Die Gründungsversammlung fand wieder- 

um im Zürcher Volkshaus statt, am 14./15. 

Oktober. An der Zusammenkunft nahmen 

357 Delegierte teil. Sie wählten ein Zentralko- 

mitee mit 87 Mitgliedern und bestimmten 

den Vorstand. Parteipräsident wurde der 

Genfer Léon Nicole, Sekretär der Basler Karl 

Hofmaier. Organisation und Strukturen der 

neuen Partei waren damit geschaffen. Nun 

fielen Stück für Stück auch die bei Kriegsbe- 

ginn verfügten Einschränkungen der politi- 

schen Freiheitsrechte. Am 19. Oktober folgte 

die Aufhebung der Kontrolle politischer Ver- 

sammlungen durch die Zürcher Polizeidirek- 

tion. Am 1. März 1945 schliesslich fiel durch 

einen Entscheid des Bundesrates auch das 

Parteienverbot. Damals hatte die PdA bereits 

weit über 10’000 Mitglieder, davon angeblich 

allein 3’000 im Kanton Zürich. 

Die PdA strebte zielbewusst auf die Schaf- 

fung einer Massenpartei hin. Ihre Agitation 

erhielt Auftrieb, nachdem der Kreml im 

November 1944 die Aufnahme diplomati- 

scher Beziehungen mit der Schweiz abge- 

lehnt hatte. Die kurz darauf zur Erinnerung 

an die Revolution von 1917 durchgeführte 

Oktoberfeier der Partei im Zürcher Volks- 

haus wurde zu einem eigentlichen Massen- 

bekenntnis mit allen Attributen totalitärer 

Versammlungsregie: Sprechchöre, Gesänge, 

Rezitationen, während von grosser Leinwand 

herab die Köpfe von Robespierre, Marx, Lenin 

und Stalin auf die neuen Gläubigen herab-

blickten. 

Die nach dem Rücktritt Bundesrat Pilets 

ausgebrochene Staatskrise nützte die PdA zu 

einer Eskalation ihrer Aktivitäten. Sie forder- 

te die Demission des gesamten Bundesrates 

und die Ausschreibung von Neuwahlen. 

Eine Delegation aus sowjetfreundlichen 

Schweizern sollte nach Moskau fahren, um 

dort den Kreml-Machthabern die Reverenz 

zu erweisen. Die Partei strebte weitere 

Massenveranstaltungen an, um Anhängerin 

weiteren Volksschichten zu gewinnen. Die 

Chefredakoren der «Neuen Zürcher Zei- 
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Léon Nicole (Mitte) und Edgar 

Woog (rechts) 

tung», des «Volksrechts» und der «Tat» wur- 

den zur Teilnahme an einer PdA-Kundge- 

bung aufgefordert, um vor diesem Gre- 

mium ihre Politik zu rechtfertigen, was die 

drei Eingeladenen verständlicherweise ab- 

lehnten. Mehr Erfolg hatte die PdA beim 

Landesring, der sich im Februar 1945 zu einer 

gemeinsamen Versammlung bereit erklärte, 

auf der der Pd A-Sekretär Hofmaier geschickt 

auf einer Linie operierte, die auch beim bür- 

gerlichen Wähler nicht von vornherein auf 

Widerstand stossen würde: Betonung der 

Freiheit und Unabhängigkeit des Landes, Be- 

kenntnis zur Demokratie, Kampf gegen jeden 

Angreifer, gleichgültig, woher er auch kom-

men möge. . . 

Zu Anfang des Jahres 1945 hatte sich die 

Partei der Arbeit etabliert. An Geld mangelte 

es nicht. Eine Tageszeitung wurde gegrün- 

det, die «Voix ouvrière» in der französischen 

Schweiz, der «Vorwärts» in Zürich. Daneben 

gab es Zeitschriften der PdA, sogar ein satiri- 

sches Blatt wurde konzipiert, der «Grüne 

Heinrich», der allerdings nicht über einige 

wenige Nummern hinauskam. 

Auch Wahlerfolge gab es. Bei einer Ersatz- 

wahl in den Regierungsrat im Sommer 1945 

erreichte der im zweiten Wahlgang von der 

SP unterstützte PdA-Kandidat Otto Brunner, 

genannt «Otti», ein ehemaliger Spanien- 

kämpfer, 52’000 Stimmen. Er unterlag zwar 

seinem bürgerlichen Konkurrenten. Der Suk- 

kurs, den Brunner erhalten hatte, war aber 

ein Gradmesser für den starken Rückhalt der 

PdA in der Bevölkerung. Bei den Gemeinde- 

wahlen in der Stadt Zürich holte sich die Par- 

tei im Frühjahr 1946 auf Anhieb 19 Mandate 

im städtischen Parlament – auf Kosten des 

Landesrings und der Sozialdemokraten. 

Sogar in der Stadtregierung erhielt die PdA 

einen Sitz. Der sich stolz als «Moskowiter» 

bekennende Edgar Woog wurde zum Stadt- 

rat gewählt und verdrängte einen Bürger- 

lichen. 

Das alles blieb jedoch nur ein Strohfeuer. 

Der Aufstieg der PdA war durch die interna- 

tionale Entwicklung bedingt gewesen. Das 

gleiche gilt auch für den Abstieg und Zerfall 

der Partei. Die Kriegsallianz brach auseinan- 

der. Stalin errichtete in den Randstaaten 

Osteuropas eine Terrorherrschaft, die alle 

Hoffnungen auf einen Erfolg von Demokrati- 

sierungsbestrebungen innerhalb des Kom- 

munismus zerstörte. So verflog die Sowjet- 

euphorie in unserem Lande, und den Ost- 

wind verliess rasch die Macht der Jahre 1943 

und 1944. Parallel dazu büsste auch die PdA 

ihre Anziehungskraft ein. Im Herbst 1945 

erreichte sie den Höhepunkt mit 20’000 Mit- 

gliedern in 22 Kantonalparteien und 229 Sek- 

tionen. 

Dann ging es bergab. Interne Streitigkei- 

ten wie Korruptionsaffären um den die Partei 

diktatorisch führenden Hofmaier und Edgar 

Woog brachten die PdA um jeden Kredit. Die 

sklavisch der Linie Moskaus folgende Partei 

war kein Massenmagnet mehr. Sie bildete 

sich um zur Kaderpartei. Nach kurzer Blüte- 

zeit sah sie sich wieder zurückgedrängt in die 

Ecke politischen Sektierertums, ähnlich der 

schweizerischen Kommunistischen Partei in 

der Zwischenkriegszeit. 
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Der Spanienkämpfer Otto Brunner er- 

hält bei den Regierungsratswahlen im 

Sommer 1945 über 50’000 Stimmen. 

Das Parteiorgan «Vorwärts» erscheint 

täglich und erreicht verhältnismässig 

hohe Auflagen. Die Partei wirbt eifrig 

mit Aktionen wie dem Verkauf von 

Klebemarken bei ihren Anhängern. 

Im Kanton Zürich sollen über 10’000 

Personen das Parteibuch der PdA er- 

worben haben. 

Zweiter von rechts: Otto Brunner 

 



  
 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

Der Kriegsverlauf setzt auch in der 

Schweiz neue innenpolitische Akzente. 

Die im November 1940 verbotene kom- 

munistische Partei ersteht 1944 neu als 

Partei der Arbeit (PdA). Angesichts der 

Kriegserfolge der Sowjetunion, die in 

bewundernswerter Weise dem Angriff 

der Wehrmacht standhält und nach Sta- 

lingrad den Aggressor aus dem Lande 

vertreibt, erlebt die politische Linke ei- 

nen Aufschwung. Bis weit in bürgerli- 

che Kreise hinein erhalten die Leistun- 

gen des russischen Volkes Anerken- 

nung. Die Partei der Arbeit erzielt ei- 

nige überraschende Wahlerfolge. 

 

 



 

Grossen Zulauf erhielt 

1944 auch die Gesellschaft 

Schweiz-Sowjetunion, die 

sich eine Verbesserung 

der Beziehungen zwischen 

den beiden Ländern zum 

Ziele setzte und eine rege 

Publizistik und Vortrags- 

tätigkeit entfaltete. 

Hans Erni entwarf ein 

eindrucksvolles Plakat. 

Die Gesellschaft fand ihre 

Mitglieder weit über den 

engeren Kreis der PdA 

hinaus. 



Den Maiumzug von 1945 führten So- 

zialdemokraten und PdA gemeinsam 

durch. 

 



Wenn die Linke schliesslich auf lange Frist 

wenig Gewinn aus der Sozialismus-Euphorie 

der letzten Kriegsjahre ziehen konnte, so 

hatte sie doch Erfolg bei ihrem intensiven 

Drängen auf Abrechnung mit jenen Anpas- 

sern, die in der erste Hälfte des Krieges die 

Schweiz am liebsten in irgendeiner Form in 

das neue Europa Adolf Hitlers eingeordnet 

hätten, sei es aus Überzeugung oder aus 

Opportunismus. Solche Vorstösse hatten die 

Sozialdemokraten immer wieder unternom- 

men. Sie intensivierten sie im Jahre 1943 und 

koordinierten sie mit dem am Parteitag vom 

4./5. September 1943 in Winterthur gefassten 

Beschluss, die Behörden aufzurufen, das 

Verbot der Linksparteien aufzuheben. Dane- 

ben wurde gegen die Überwachung politi- 

scher Versammlungen protestiert. Das alles 

lief darauf hinaus, der Linken mehr Bewe- 

gungsfreiheit zu verschaffen. Sie richteten 

sich aber auch gegen die Umtriebe der 

Rechtsextremen und gegen die Aktivitäten 

der gleichgeschalteten deutschen Kolonie, 

die trotz allen gegenteiligen Beteuerungen 

der offiziellen Reichsstellen ein Stosstrupp des 

Nazi-Regimes in unserem Lande war. 

Im Spätherbst 1943 waren die schweizeri- 

schen Nazi-Splittergruppen längst zur 

Bedeutungslosigkeit herabgesunken; als 

letzte Vereinigung dieser Couleur war im Juli 

1943 die Eidgenössische Sammlung verboten 

worden. Die deutsche Kolonie konnte zwar 

keine Massenversammlungen mehr zusam- 

mentrommeln wie beim Erntedankfest im 

Hallenstadion vom Herbst 1942. Aber die 

Aktivität blieb ungebrochen. Im Mai 1944 

fand in der Zürcher Stadthalle mit behördli- 

cher Bewilligung eine Veranstaltung der 

Reichsdeutschen Gemeinschaft statt, an der 

ein General der Panzerwaffe sprach. Ais ein 

sozialdemokratischer Interpellant das im 

Kantonsrat rügte, erklärte die Regierung, 

dass die von der Polizei überwachte Ver- 

sammlung sich ohne Zwischenfälle abgewik- 

kelt habe und nur von Deutschen besucht 

worden sei. Eine Einmischung in schweizeri- 

sche Verhältnisse liege also nicht vor. 

Als die PdA auf den Plan zu treten be- 

gann, verschärften sich die Attacken gegen 

die Anhänger des Nationalsozialismus in der 

Schweiz. Das war zum Teil gezielte Taktik, 

denn mit diesem Thema konnte die neue 

kommunistische Gruppe darauf zählen, Un- 

terstützung bis weit in bürgerliche Kreise 

hinein zu finden. Aber nicht nur das Treiben 

der Fröntier und der deutschen Nazi-Kolonie 

wurde durchleuchtet, auch Mitläufer und 

Sympathisanten sollten unter die Lupe ge- 

nommen werden. Eine sozialdemokratische 

Motion hatte vom Regierungsrat bereits im 

Jahre 1943 Auskunft über Lehrkräfte an 

Zürcher Mittelschulen verlangt, die ihren 

Schülern angeblich nationalsozialistisches 

Gedankengut dozierten. Eine Untersuchungs-

kommission wurde eingesetzt. Der Fall 

schleppte sich weit bis ins Jahr 1945 hinein 

und kam erst nach dem Krieg zum Abschluss. 

 

Einen Höhepunkt recht problematischer 

Art erlebte diese Kampagne im Februar 1945, 

als der deutsche Dirigent Wilhelm Furtwäng- 

ler – ein genialer Musiker und keineswegs 

Nationalsozialist, aber als vom Regime gern 

im Ausland vorgezeigter renommierter Kul- 

turvertreter doch ein Repräsentant des Drit- 

ten Reiches – in Zürich ein Konzert geben 

wollte. Auf dringendes Gesuch des Stadtrats 

verbot der Regierungsrat die beiden für den 

20. und 25. Februar vorgesehenen Konzerte – 

angeblich waren Demonstrationen und Un- 

ruhen zu befürchten. 

Das Verbot löste eine scharfe Kontroverse 

darüber aus, ob hier nicht Kunst und Politik 

in unzulässiger Weise vermengt worden 

seien und ob es angebracht gewesen sei, sich 

dem Druck der Strasse zu beugen. Furtwäng- 

ler dirigierte zwar nicht in Zürich, dafür im 

benachbarten Winterthur, wo es zu einem 

Auflauf vor dem Konzertgebäude kam und 

die Polizei mit Hydranten gegen die Radau- 

macher vorging, als diese in den Konzertsaal 

eindringen wollten. Die Furtwängler-Affäre 

hatte noch ein parlamentarisches Nachspiel 

in einer fast dreistündigen Monsterdebatte 
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Naziversammlung in der 

Tonhalle 

im Kantonsrat. Hier argumentierte die Linke, 

im Deutschland Hitlers werde auch die 

Musik in den Dienst der Unmenschlichkeit 

gestellt, während auf bürgerlicher Seite den 

beiden Linksparteien vorgeworfen wurde, 

das Furtwängler-Konzert nur als Mittel zum 

Zweck im Wettlauf um vermeintlich populä- 

re Themen missbraucht zu haben. 

Die Stimmung war ohne Zweifel gereizt, 

und alles, was aus Deutschland kam, schien 

damals problematisch. Kurz vorher hatte die 

Rote Armee Oberschlesien erreicht und die 

Vernichtungslager von Auschwitz und Bir- 

kenau besetzt. Der Schleier, der über den 

deutschen Verbrechen in Osteuropa gelegen 

hatte, hob sich allmählich. 

In diesen Tagen wurde im Kantonsrat eine 

Motion abgeschrieben, die sich in eher frag- 

würdiger Weise an die Abrechnung mit der 

Vergangenheit herangewagt hatte, indem sie 

eine Besteuerung unerwünschter Rückwan- 

derer verlangte. Sie war im Mai 1944 vom frei- 

sinnigen Rechtsanwalt Hans Pestalozzi 

eingereicht worden. Der Motionär forderte, 

dass von den Schweizern und Ausländern, 

die in gefahrvoller Zeit das Land verlassen 

hätten und nun wieder zurückzukehren ge- 

dächten, eine spezielle Abgabe erhoben wer- 

de. Es kam zu einer scharfen Kontroverse. 

Die jüdischen Kreise empfanden es als diffa- 

mierend, dass gerade in einem Zeitpunkt, da 

die ganze Ungeheuerlichkeit des von den 
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Deutschen begangenen Judenmordes er- 

kennbar wurde, jene Schweizer Juden dafür 

bestraft werden sollten, dass sie sich vor der 

ihnen drohenden Vernichtung rechtzeitig in 

Sicherheit gebracht hätten. Auch innerhalb 

der Freisinnigen Partei fand der Vorstoss 

Pestalozzis geteilte Aufnahme. Die Junglibe- 

ralen wandten sich vehement dagegen. Der 

Motionär verteidigte in einem langatmigen 

Artikel, der fast die ganze erste Seite der 

Abendausgabe der «NZZ» vom 20. Juli 1944 

füllte, seinen Vorstoss und lehnte es ab, für 

jüdische Auswanderer eine Ausnahme gel- 

ten zu lassen, obwohl er wisse, dass die Ge- 

fahr für die Juden in diesem Krieg beson- 

ders gross sei und diese in verhältnismässig 

ungeheuer viel grösserer Zahl vernichtet 

worden seien als andere. «Aber der Unter- 

schied zwischen dem Schicksal, das den Ju- 

den, und dem, das den Nicht-Juden drohte, 

ist kein grundsätzlicher», argumentierte der 

Motionär mit juristischer Pedanterie. «Er ist 

nur ein solcher des Masses. Die Gefahr an 

sich bedrohte jeden; nur die Möglichkeit, 

vom Kriegsschicksal betroffen zu werden, 

war für den Nicht-Juden etwas geringer. Wir 

können deswegen menschlich vielleicht den 

Juden besser verstehen, der sich zur Aus- 

wanderung entschloss, als den Christen, der 

ein Gleiches tat. Aber rechtfertigt das eine 

unterschiedliche Behandlung? Sicher nicht. 

Denn das vorgeschlagene Gesetz will kein 

Werturteil aussprechen, es will nur einen 

Lastenausgleich. Das Gesetz erteilt den Geflo-

henen keine moralischen Qualifikationen.» 

 

Das war nun tatsächlich in jenen Tagen, 

da das Verbrechen der Judendeportationen 

in Ungarn die Menschen erschütterte, blan- 

ker Hohn und musste von den jüdischen Mit- 

bürgern als solcher empfunden werden. Es 

ist im Nachhinein unverständlich, dass ein 

solcher Vorstoss, dessen Urheberein honori- 

ger Mann und subjektiv bestimmt ohne auch 

nur einen Anflug von Antisemitismus war, 

gerade zu diesem Zeitpunkt unternommen 

wurde. Aber nicht aus ethischen oder morali- 

 

schen Gründen verschwand der Vorschlag 

schliesslich in der verdienten Versenkung, 

sondern aus formaljuristischen Überlegun- 

gen. Die Schweiz und Zürich kamen damit 

darum herum, beispielsweise auch den 

Clown Grock einer Sondersteuer zu unter- 

werfen, der nach seinem langjährigen Auf- 

enthalt im Dritten Reich im Februar 1945 

wieder in die Schweiz zurückkehrte, in Zü- 

rich auftrat und hier von der Presse ironisch 

als «Rückwanderer der Familie Wiederkehr» 

glossiert wurde. 

Das letzte Kapitel der Abrechnung mit der 

Vergangenheit folgte erst in den Wochen und 

Monaten nach Kriegsende. 

Die Anlässe der Deutschen in 

der Schweiz, die von den Be- 

hörden als geschlossene Veran- 

staltungen bis Anfang 1945 

bewilligt wurden, führten im- 

mer wieder zu Protesten in der 

Öffentlichkeit und zu Vorstös- 

sen von Parlamentariern. 

Plakate wurden mit kommuni- 

stischen Emblemen über- 

schmiert. 
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Über die Flüchtlingspolitik der Schweiz 

während des Zweiten Weltkrieges ist in den 

vergangenen Jahrzehnten viel und kritisch 

geschrieben worden. Es ist hier nicht der Ort, 

längst Gesagtes im Detail zu wiederholen. 

Die schweizerischen Behörden waren davon 

ausgegangen, dass die Schweiz für Flüchtlin- 

ge ein Transitland sei. Das führte während 

der Isolierung von der Aussenwelt zu dem 

verhängnisvollen Entschluss des Sommers 

1942, das Boot für voll zu erklären, genau zu 

dem Zeitpunkt, als im deutschen Herr- 

schaftsbereich systematisch die Ausrottung 

der jüdischen Bevölkerung begonnen hatte. 

Dass damals einer vermeintlichen Staats- 

raison Vorrang vor dem einfachen Gebot der 

Menschlichkeit gegeben wurde, war ein 

schrecklicher Fehler, der Ungezählten das 

Leben kostete. Auch die oft kleinliche Schul- 

meisterei der politischen Flüchtlinge durch 

schweizerische Amtsstellen ist kein Ruhmes- 

blatt für unser Land. 

Aber es gab auch viele Beispiele tätiger 

Hilfsbereitschaft und Widerstand gegen die 

restriktiven Massnahmen der Behörden. Er- 

innert sei an das Wirken von Regina Kägi- 

Fuchsmann und Flüchtlingspfarrer Paul 

Vogt. Im Sommer 1944 erhielt das Flücht- 

lingsproblem eine neue Dimension. Niemand 

zweifelte mehr an den grauenvollen Berichten 

aus den Vernichtungslagern in Osteuropa. 

Das ganze Ausmass der Judenausrottung 

zeichnete sich ab. 

Als Berichte aus Ungarn durchsickerten, 

dass auch dort die Deportation der Juden be- 

gonnen hatte, erhob sich in unserem Land 

ein Aufschrei des Protestes. Er wurde ge- 

tragen vor allem von kirchlichen Kreisen. Am 

1. Juli fand in der Wasserkirche ein Fürbitte- 

und Trauergottesdienst statt. Der Kirchenrat 

erliess eindrucksvolle Appelle. Der wortge- 

waltige Neumünster-Pfarrer Karl Zimmer- 

mann schrieb sich seine Empörung vom 

Herzen, Empörung gegen jeglichen Terror, 

Empörung gegen das Verbrechen der Geisel- 

morde, Empörung aber auch gegen die Unge-

heuerlichkeit der Judenverfolgungen: 

«Man mag zu dem wahrhaftig nicht einfa- 

chen Problem des Judentums stehen, wie 

man will – kein Schweizer wird leugnen dür- 

fen, dass die kalte systematische Abschlach- 

tung von Hunderttausenden von Männern, 

Frauen und Kindern auf keinen Fall eine 

Lösung dieser schweren Frage darstellt, son- 

dern vom Schweizer Volk wie von allen Kul- 

turnationen als Frevel empfunden wird, der 

sich von den Verfolgten auf die Verfolger zu- 

rückwenden muss, so gewiss das Wort des 

grössten Deutschen gilt und unabwendbar 

eintritt: „Denn alle Schuld rächt sich auf Er- 

den"» («NZZ» 16. Juli 1944). 

Mit der Befreiung Frankreichs begann ein 

neuer Abschnitt der schweizerischen Flücht- 

lingspolitik. Eine Welle der Sympathie 

schlug jenen entgegen, die vor den Kriegs- 

verheerungen im westlichen Nachbarland 

bei uns Zuflucht suchten. Kinder waren es 

vor allem, die nun nach der Schweiz ein- 

reisen konnten. Auch die Haltung der Be- 

hörden lockerte sich. Vorübergehend Asyl 

Suchende, bei denen Rück- oder Weiterwan- 

derung gewährleistet war, hatten ohnehin 

kaum je ein Problem bedeutet. Am 29. Sep- 

tember traf ein Zug von 400 Kindern aus Bel- 

fort im Hauptbahnhof Zürich ein. Sie wurden 

ärztlich untersucht und zunächst proviso- 

risch in Turnhallen untergebracht, und ein 

Appell wurde erlassen, Freiplätze für die 

Kinder zur Verfügung zu stellen. Schon wäh- 

rend der Besetzung Frankreichs durch die 

Deutschen hatte es Kinderhilfsaktionen ge- 

geben. Das Schulamt der Stadt Zürich hatte 

sogar mit Hilfe der Kirchgemeinden Schul- 

klassen für die Flüchtlingskinder eingerich- 

tet. In Zürich wurden während der Monate 

Oktober und November 1944 rund 3’000 

Kinder aufgenommen, einige von ihnen in 

Begleitung ihrer Mütter. In diesen Tagen lan- 

cierte Walter Robert Corti auch die Idee eines 

internationalen Kinderdorfes in der Schweiz, 

das im Januar 1945 als «Kinderdorf Pestaloz- 

zi» in Trogen feste Gestalt annahm. Ein wei- 

terer Strom von Flüchtlingen gelangte im 

Frühjahr 1945 beim deutschen Zusammen- 
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hilfe 

Kinder aus den Kriegsgebieten 

kommen in die Schweiz. 

126 



I 



bruch in unser Land: Zwangsarbeiter, die aus 

dem Reich geflohen waren, wurden im April 

im Hallenstadion vorübergehend unterge-

bracht. 

Während des Bewegungskrieges in 

Frankreich wurden 1944 wie schon 1940 wie- 

der Soldaten der kämpfenden Armeen in un- 

ser Land abgedrängt. Ihre Behandlung er- 

folgte nach den Regeln der Haager Land- 

kriegsordnung. Sie wurden interniert, und 

noch vor Kriegsende begann im Februar 1945 

sukzessive ihre Heimschaffung. Auch deut- 

sche Soldaten flohen nun in die Schweiz. Im 

September 1944 wurden 200 von ihnen in ein 

Lager in Adliswil eingewiesen. Im Kantons- 

rat antwortete die Regierung auf eine Anfra- 

ge, ob sich unter den deutschen Internierten 

auch SS-Leute befänden, verneinend. 

In den letzten Monaten des Krieges ent- 

faltete sich auch die schweizerische Hilfstä- 

tigkeit in ungewohntem Masse. Sie wurde 

koordiniert durch die Schweizer Spende, für 

die das Bundesparlament einen Kredit von 

100 Mio. Fr. bewilligt hatte. Dazu kamen 

noch zahlreiche private Spenden. Hilfswerke 

für Norwegen, Griechenland, Holland und 

andere von den Leiden des Krieges gezeich- 

nete Länder entstanden. Das Rote Kreuz 

wirkte im Rahmen seiner Möglichkeiten mit. 

An spontanen Gesten des Helferwillens 

war kein Mangel. Die vom Krieg verschont 

gebliebene Schweiz, Behörden wie Private, 

entwickelten einen Helferwillen, der den 

schönsten und besten Traditionen der Caritas 

entsprang. Es mochte ein Dank an das 

Schicksal sein, das das Land vor dem Krieg 

bewahrt hatte, vielleicht auch unbewusst ein 

Verdrängen des Bitteren, das den Flüchtlin- 

gen in den Jahren zuvor zugefügt worden 

war und als Schuld nun auf dem Land lastete. 
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Ein Flüchtlingsschicksal Das Telefon schrillt morgens um sieben Uhr. Eine 

zitternde Männerstimme: «Retten Sie mich, ret- 

ten Sie mich! Ich traue mich nicht zu Ihnen hinauf, 

die Polizei wird mich dort verhaften.» Nach eini- 

gem Hin und Her ergibt sich Folgendes: Der 

Mann, Protestant, ist vor nicht allzu langer Zeit 

mit seiner jüdischen Lebensgefährtin auf krum- 

men Wegen in die Schweiz gelangt, wurde liebe- 

voll im evangelischen Flüchtlingsheim «Sonnen- 

berg» bei Walzenhausen aufgenommen... Da 

entdeckte einer der Pfarrer des Aufsichtsaus- 

schusses des Heimes . . ., dass das Paar nicht stan- 

desamtlich getraut war. . . Der Pfarrer regte sich 

über diese Unsittlichkeit furchtbar auf und wies 

die Leute mit sofortiger Wirkung aus dem Heim 

und gab sie der Polizei zur Fahndung auf. Ankla- 

gepunkt: Konkubinat! 

Ich rief Regierungsrat Dr. Robert Briner an. 

Er war damals Chef der kantonalen Polizei, dane- 

ben aber auch Präsident der Zentralstelle für 

Flüchtlingshilfe und als solcher oft der gute Geist, 

der über den Flüchtlingen wachte und sie tapfer 

gegen allzu harte Massnahmen von Bern schützte. 

Seine Sekretärin richtete mir aus, der Herr Regie- 

rungsrat könne niemanden empfangen, da er in 

einer wichtigen Sitzung sei; der Mann solle im 

Vorzimmer des Regierungsrates, also beim höch- 

sten Polizeier des Kantons, warten, damit er nicht 

inzwischen von einem Fahnder geschnappt werde. 

Ich hatte einige Mühe, meinen Schützling zu 

überzeugen, dass er im Polizeiamt am sichersten 

sei. Er musste sich dann bis abends gedulden, bis 

Dr. Briner frei war und nach Abklärung des Falles 

die Verfügung durchgab, der Haftbefehl sei aufge- 

hoben . . . 

 

Aus: Regina Kägi-Fuchsmann, Das gute Herz ge- 

nügt nicht  
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Der Bahnsteig ist die erste Station in 

einer vom Krieg verschont gebliebenen 

Welt. 
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Die Schlussphase des Krieges lag für un- 

ser Land in einem entnervenden Zwielicht. 

Militärisch war der Kampf längst entschie- 

den, und doch zog sich der Krieg in immer 

blutigerer Härte und Verbissenheit dahin. 

Jedermann beschäftigte bereits die Frage, 

was kommen werde, wenn die Waffen end- 

lich einmal ruhten. Aber alle Projekte blieben 

vorläufig nebulöse Planung, weil niemand 

wissen konnte, wie die Nachwelt aussehen 

werde. 

Für die Schweiz und Zürich waren in den 

Monaten Januar, Februar und März 1945 der 

Krieg und seine Folgewirkungen für jeden 

Einzelnen wieder drastischer spürbar gewor- 

den. In grosser Höhe, aber doch in immer 

dichterer Folge zogen die Bomberstaffeln der 

Alliierten über unser Land. Zürich hatte am 

25. Juni 1944 seinen 100. Luftalarm seit 

Kriegsausbruch erlebt. Am 15. Oktober gab 

es bereits den 200. und am 25. Februar den 

300. Am 29. September 1944 ertönten die 

Warnsirenen sechsmal – zwischen morgens 

um halb neun und vier Uhr nachmittags war 

fast durchgehend Fliegeralarm. Erneut fielen 

Bomben auf die Schweiz, vor allem in Grenz- 

nähe, in Stein, in Rafz, Chiasso, Basel und 

Noiremont und vielen andern Orten. Auch 

Zürich erlebte, wie früher geschildert, am 

4. März 1945 einen Bombenangriff, bei dem 

es Tote und Verletzte gab. 

Parallel zu den echten Alarmen liefen 

die vorbereitenden Luftschutzmassnahmen 

weiter, und es gab noch immer auch Probe- 

alarme. Am 19. Juni 1944 erliess der Stadtrat 

angesichts der Bombardierung deutscher 

Stauseen einen Aufruf an die Bevölkerung, 

in welchem auf die Gefahr aufmerksam ge- 

macht wurde, welche der Stadt bei einer Be-

schädigung des Sihlsee-Dammes drohen 

könnte. 

Innerhalb knapp anderthalb Stunden 

würden die Fluten die Stadtgrenzen errei- 

chen und fünfzehn Minuten später das ganze 

Stadtzentrum überschwemmt haben. Zürich 

wurde in drei Evakuationszonen aufgeteilt, 

der Bevölkerung empfohlen, Fluchtgepäck 

 

bereitzuhalten. Die Alarmierung sollte durch 

Feuerhörner erfolgen. 

Am 30. August und 21. November gab es 

Probealarme in der Stadt, bei denen die Kir- 

chenglocken läuteten. Im lanuar 1945 folgte 

eine Übung der Ortsfl a b. Diese hatte Anwei- 

sung, bei allfälligen Überfliegungen scharf 

zu schiessen. Die Bevölkerung wurde aufge- 

fordert, an diesen Tagen beim Ertönen der 

Sirenen nicht wie üblich sorglos zum Himmel 

zu starren, sondern Schutzräume aufzusu- 

chen, um sich vor Geschossen und Splittern 

zu schützen. 

Tröstlicher mochte es erscheinen, dass 

mitten in dieser Zeit anhaltender Bedrohung 

die Verdunkelung aufgehoben worden war. 

Das war für eine Grossstadt wohl eines der 

eindrucksvollsten Zeichen dafür, dass auch 

dieser Krieg endlich einmal zu Ende gehen 

werde. Es geschah am 12. September 1944. als 

die Deutschen praktisch aus Frankreich ver- 

trieben waren und die Schweiz wieder wie 

1939/40 zwischen den beiden Kriegsparteien 

lag. Die Ankündigung kam nicht überra- 

schend. Schon wenige Tage zuvor war in 

England die Verdunkelung stark gelockert 

worden. Die Londoner begrüssten das mit 

Jubel – die Zürcher mit Aufatmen. In Zei- 

tungsberichten wurde von der wiederer- 

standenen «ville lumière» geschwärmt, 

gleichzeitig aber bereits auch in nostalgischer 

Verklärung der nun vergangenen schlimmen 

Zeiten gedacht, die auch ihren Zauber gehabt 

hätten. Dafür fuhren die Strassenbahnen 

nachts häufiger, da jetzt wieder das normale 

Tempo eingehalten werden konnte. Dass der 

Übergang vom 15- zum 12-Minuten-Betrieb 

aus technischen Gründen erst nach zwei Ta- 

gen kam, konnten die Zürcher leicht ver-

schmerzen. 

Das Ende der Verdunkelung war ein er- 

ster Hoffnungsschimmer. Um so schlimmer 

entwickelte sich im sechsten Kriegswinter 

die Versorgungslage. Das Aufbrechen der 

deutschen Umklammerung brachte der 

Schweiz in dieser Hinsicht zunächst kaum 

eine Erleichterung, ganz im Gegenteil. Die 
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In den letzten Kriegsmonaten 

steigern sich die Hilfsaktionen 

der Schweiz für die vom Krieg 

heimgesuchten Länder. 

Kriegsereignisse hatten die Zufahrtswege 

zum Teil zerstört. Über Deutschland, das 

während der Kriegsjahre zwangsläufig wich- 

tigster Handelspartner der Schweiz gewesen 

war, brach das Chaos herein. Die Alliierten 

sahen mit Misstrauen auf die Schweiz, die 

keine unmittelbaren Lasten des Krieges ge- 

tragen, sondern nach ihrer Meinung vom 

Leid der andern nur profitiert und mit dem 

Feind Geschäfte gemacht hatte. In Zeitungs- 

kommentaren der USA wurden die Schwei- 

zer als die «Aasgeier Europas» verhöhnt. 

Schon 1943 waren bedeutende Schweizer Fir- 

 

men, wie beispielsweise Sulzer Winterthur, 

auf amerikanischen Schwarzen Listen er- 

schienen. Der Aussenhandel der Schweiz 

war 1944 auf ein Drittel des Vorkriegsstandes 

gesunken. Vom März 1944 an waren während 

zwölf Monaten keine Getreidelieferungen 

mehr in unser Land gekommen. Nun drohte 

mit dem herannahenden Zusammenbruch 

Deutschlands auch die Kohlenzufuhr zu ver- 

siegen. 97 Prozent des Kohlenbedarfs der 

Stadt Zürich wurden damals durch Importe 

aus dem nördlichen Nachbarland gedeckt. 

Die letzten Kriegsmonate brachten des- 
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halb eine neue Verschärfung der Rationie- 

rung. Das Brot war schon im Oktober durch 

eine stärkere Beimischung von Kartoffeln 

«gestreckt» worden. Im April 1945 wurden 

die Zuteilungen an Brot gekürzt. In den letz- 

ten Kriegstagen musste auch die Papierkon- 

tingentierung verschärft werden, um eine 

Senkung des Papierverbrauchs auf 60 Pro- 

zent zu erreichen. Ende September 1944 war 

eine stufenweise Herabsetzung der Rationen 

an flüssigen Brennstoffen erfolgt. Ärzte soll- 

ten am Sonntag nicht mehr mit dem Auto zu 

den Patienten fahren können, sondern Bahn, 

Tram oder Velo benützen, was bei den Be- 

troffenen heftige Proteste auslöste. An Weih- 

nachten 1944 fehlten unter dem Lichterbaum 

Datteln, Bananen, Mandarinen und Oran- 

gen. Den schärfsten Eingriff brachte der 

7. Februar 1945, als eine drastische Kürzung 

der Gasrationen verfügt wurde. Fortan soll- 

ten nur noch vier Kubikmeter Gas pro Kopf 

und Tag zugeteilt werden, was knapp für 

zwei warme Mahlzeiten ausreichte. Ein Run 

auf die Elektrogeschäfte setzte ein, ähnlich 

den Hamsterkäufen des Herbstes 1940. Am 

16. Februar trat das Zürcher Stadtparlament 

zu einer Sondersitzung zusammen. Vertreter 

der verschiedensten Parteien übten scharfe 

Kritik an der, wie gesagt wurde, überfallartig 

erfolgtenMassnahme. Von den 104‘000 Haus- 

haltungen Zürichs kochten damals rund 

80‘000 mit Gas. Von den Einschränkungen 

wurden 275‘000 Personen betroffen, rund 

drei Viertel der Stadtbevölkerung. Gegen die 

Rationierung konnten die Stadtbehörden 

nichts vorkehren; sie war vom Bund ange- 

ordnet worden und traf die ganze Schweiz. 

Das Wohlfahrtsamt organisierte sofort eine 

Gemeinschaftsverpflegung. Ab 1. März wur- 

de warme Suppe verteilt, gegen einen mäs- 

sigen Preis und Abgabe eines Mahlzeiten- 

coupons pro Liter. In wenigen Tagen gingen 

über 20‘000 Anmeldungen ein. Die öffent- 

liche Gemeinschaftsverpflegung wurde noch 

während Monaten über das Kriegsende hin- 

aus weitergeführt und erst am 10. November 

1945 eingestellt. 

Im Februar 1945 trafen sich die «Grossen 

Drei» – US-Präsident Roosevelt, der britische 

Premier Churchill und der sowjetische Ge- 

neralissimus Stalin – auf der Krim, um 

die Nachkriegsordnung festzulegen. Für die 

Schweiz waren in jenen Wochen andere 

diplomatische Gespräche fast wichtiger. In 

Bern verhandelte seit dem 12. Februar eine al- 

liierte Delegation, geleitet vom Amerikaner 

Laughlin Currie und vom Briten Dingle Foot, 

mit den schweizerischen Behörden über den 

künftigen Rahmen der wirtschaftlichen Be- 

ziehungen. Die Schweiz musste den Transit 

von Kohle und Eisen zwischen Deutschland 

und Italien einstellen, ebenso die Elektrizi- 

tätsausfuhr nach Deutschland. Dafür sicher- 

ten die Alliierten ihr die Zufuhr von wichti- 

gen Rohstoffen und Lebensmitteln zu. Die 

Schweiz, welche die deutschen Guthaben ge- 

sperrt hatte, widersetzte sich der Ausliefe- 

rung deutscher Vermögenswerte äusser bei 

nachweisbar geraubtem Gut. 

Es war ein bedeutsamer Kompromiss, der 

hier ausgehandelt wurde. Während der Ge- 

spräche besuchte Currie auch kurz Zürich. Es 

war eine reine Höflichkeitsvisite. Er wurde 

ohne grosses Zeremoniell von Stadtpräsi- 

dent Lüchinger empfangen, machte einen 

kurzen Spaziergang durch die Stadt zu einem 

Zunfthaus. Anschliessend reiste Currie nach 

Schaffhausen weiter, das ein Jahr zuvor von 

amerikanischen Flugzeugen bombardiert wor-

den war. 

Curries erfolgreiche Mission ebnete den 

Weg zur Normalisierung der Handelsbezie- 

hungen zwischen der Schweiz und den Sie- 

germächten, vor allem den USA. Aber es war 

jedermann bewusst, dass dieser Weg noch 

ein langer und beschwerlicher sein werde. 

Erst durch das Washingtoner Abkommen 

von 1946 gelang der Durchbruch, der zur 

Aufhebung der «Schwarzen Listen» und zur 

Deblockierung der schweizerischen Gutha- 

ben in den Vereinigten Staaten führte. 

Die äusseren Anzeichen waren damals 

kaum ermutigend, schon jetzt weit ausgrei- 

fende Nachkriegsplanungen zu entwerfen. 

Projekt einer Baugestaltung 

der Agglomeration Zürich mit 

Satellitenstädten (nach einer 

Idee von Landesausstellungs- 

direktor Armin Meili) 

Der US-Unterhändler 

Laughlin Currie im Gespräch 

mit Allan Dulles (links) und 

Nationalrat Walther Bringolf 

(rechts) 
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Aber die Gedanken gingen trotzdem in die 

Zukunft. Dominierend blieb noch immer die 

Sorge um die Erhaltung der Vollbeschäfti- 

gung. Nach dem Ersten Weltkrieg hatte es 

einen scharfen Konjunktureinbruch gege- 

ben. 1945 befürchtete man noch immer eine 

Arbeitslosigkeit mit all ihren schwer kalku- 

lierbaren sozialen und politischen Folgen. In 

den Parlamenten war das ein Dauerthema. 

Stadt und Kanton hatten nur beschränkte 

Hilfsmittel, um konjunktursteuernde Mass- 

nahmen zu treffen. Sie sahen diese vor allem 

im Baugewerbe und erteilten kräftige Sub- 

ventionen an den Wohnungsbau. Damit soll- 

ten gleich zwei Probleme auf einen Schlag 

angegangen und der immer drückender ge- 

wordenen Wohnungsnot gesteuert werden. 

Arbeitsbeschaffung und Wohnungsbau – 

um diese beiden Fragen kreisten die politi- 

schen Gespräche in den letzten Kriegsmona- 

ten fast ohne Unterlass. Sie lieferten auch Ar- 

gumente für die grundsätzlichen Debatten 

über die Wirtschafts- und Gesellschaftsord- 

nung nach dem Krieg. Hand in Hand damit 

gingen die Auseinandersetzungen um den 

Ausbau des Sozialnetzes. Hauptthema war 

die seit 1925 in der Bundesverfassung veran- 

kerte Alters- und Hinterbliebenenversiche- 

rung, für die eine gesetzliche Regelung auf 

Bundesebene bis zum Krieg nicht zustande 

gekommen war. Erst zwei Jahre nach Waffen- 

stillstand im Juni 1947 wurde die neue AHV- 

Vorlage angenommen. Ohne Zweifel haben 

die Erfahrungen der Kriegsjahre mit der 

Lohn- und Verdienstersatzordnung dazu bei- 

getragen, dass ein überwältigendes Ja erzielt 

wurde und äusser Obwalden alle Kantone zu-

stimmten. 

Aber nicht nur allgemeine Sorge um eine 

gesicherte wirtschaftliche Zukunft in der 

Nachkriegszeit bewegte die Gemüter. Kon- 

krete Pläne entstanden, wie die Stadt der Zu- 

kunft aussehen sollte. Grosse Beachtung 

fand eine von Landi-Direktor Armin Meili 

lancierte Idee eines Kranzes von Satellitenor- 

ten rund um Zürich. Die Stadt selber kaufte 

eifrig Grundstücke auf. Mitte 1944 erwarb sie 

 

das Metropol-Gebäude, in dem bereits ein 

Teil der im Krieg erweiterten Stadtverwal- 

tung untergebracht war. Ende 1944 wurde ein 

Kaufvertrag über den Sihlgarten, Anfang 

1945 ein solcher über den Erwerb des Riet- 

berg beurkundet, letzterer umfassend 67’000 

Quadratmeter Land mit zehn Gebäuden dar- 

auf zum Preis von 2,9 Mio. Fr. Aufgrund der 

Geburtensteigerung (im Januar 1945 war ein 

Geburtenrekord erzielt worden) wurden 

die Schulhäuser erweitert, so im Sihlfeld, 

Utogrund und in der Egg. Dem stark ange- 

stiegenen Energiebedarf sollte durch die Er- 

richtung eines Kraftwerkes an der Julia in 

Graubünden Rechnung getragen werden. In 

der Volksabstimmung vom 21. Januar 1945 

wurde der Kredit im Stimmenverhältnis von 

10 zu 1 angenommen. Die Verknappung des 

Zementes verhinderte allerdings zunächst die 

Ausführung des Projektes. 

Ein Hauptakzent der Zukunftsplanung 

galt dem Verkehr. Auto und Flugzeug, in Eu- 

ropa vor dem Krieg noch das Reservat einzel- 

ner Privilegierter, würden, so war jeder- 

mann überzeugt, nach Kriegsende auch bei 

uns einen ganz anderen Stellenwert bekom- 

men, ähnlich jenem, den sie in den USA 

schon längst erlangt hatten. Im Juli 1944 legte 

der Zürcher Regierungsrat der Öffentlichkeit 

ein erstes Projekt für die Errichtung eines 

Grossflugplatzes in Kloten vor. Im Februar 

1945 sprach der Bundesrat dem Projekt den 

Charakter eines Interkontinentalen Flugha- 

fens zu und stellte Bundessubventionen in 

Aussicht. Eine lebhafte Werbung für das Flie- 

gen setzte ein mit Vortragsveranstaltungen 

und Diskussionsabenden, vor allem als nach 

der Chicagoer Konferenz vom Herbst 1944 sich 

die Umrisse eines kommenden weltumspan-

nenden Flugnetzes abzeichneten. 

Auch die Strassen sollten ausgebaut 

werden. Noch gab es in der Schweiz keine 

Autobahn. Nun wurden erste Planstudien 

erstellt. Eine private Gruppe machte Ent- 

würfe zum Bau von Fernverkehrsstrassen 

zwischen Zürich und Winterthur sowie Zü- 

rich und der Innerschweiz, die dem Autover- 
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Ein Augenzeugenbericht 

zur ersten «Suppenaktion» 

«In der Montagmorgenfrühe, kurz nach drei Uhr, 

begann in der Brauerei Löwenbräu AG der Koch- 

prozess der ersten Genieinschaftssuppe. Ihre ge- 

müslichen Bestandteile – Kartoffeln, Rüebli, 

Zwiebeln, Sellerie, Lauch und Wirz – wurden be- 

reits am Samstag. . . gewaschen, unter maschi- 

neller Hilfe gerüstet und in Kisten verpackt, die 

am Morgen nebst dem notwendigen Fett und der 

Suppenwürze griffbereit im Sudhaus der Brauerei 

aufgestapelt waren. In einer der 10’000 Liter fas- 

senden Mischpfannen, die früher der Herstellung 

von Bier dienten, vollzog sich der erste, ungefähr 

drei Stunden beanspruchende Kochprozess. . . 

Eine Pumpe besorgte das Abfüllen der Suppe in die 

Tankwagen. Jeder fasst 5‘500 Liter und besitzt ein 

Rührwerk, das während der Fahrt ständig in Be- 

trieb gehalten wird, damit beim Abfüllen Dick und 

Dünn in der richtigen Mischung in die Kessel ge- 

langt . . . Kurz vor zwölf Uhr setzte der Betrieb in 

den Abgabestellen in Lebensmittel- und Milch- 

geschäften, in Metzgereien und in den Schulhäu- 

sern ein. Von allen Seiten strömten die Suppenbe- 

züger mit ihren weissen und blanken Kesseli her- 

bei. Mancher Bub und manches Mädchen war be- 

auftragt, die Suppe in Empfang zu nehmen. Dank 

der Einführung der im Voraus zu lösenden Wo- 

chenabonnements wickelte sich der Betrieb überall 

rasch und reibungslos ab. Bei den einen Abgabe- 

stellen vollzieht sich die Bedienung im Laden 

selbst, während andere Geschäfte in einem Neben- 

raum oder auf der Strasse eine Ausschankstelle 

improvisiert haben. Viele Stellen hatten ihren 

Suppenvorrat schon nach einer halben Stunde völ- 

lig ausverkauft. In Tausenden von Zürcher Haus- 

haltungen dampfte gestern mittag in den Tellern 

die erste Gemeinschaftssuppe, die allen Bezügern 

lind auch uns ausgezeichnet mundete. . .» 

kehr vorbehalten sein sollten. Während das 

Flughafenprojekt ausgereift war, 1946 zur 

Volksabstimmung gelangte und der Flugver- 

kehr schon 1948 von Dübendorf nach Kloten 

verlegt werden konnte, blieben die Strassen- 

projekte zunächst Pläne. Es mussten zuerst 

die verfassungsmässigen Grundlagen für die 

Erstellung von Nationalstrassen geschaffen 

werden, was bis 1958 dauerte. Die ersten 

schweizerischen Autobahnen entstanden 

dann in den sechziger Jahren. Von den bei- 

den im Sommer 1944 ins Auge gefassten Pro- 

jekten von Autobahnen um Zürich ist jene 

nach Winterthur 1974 in Betrieb genommen 

worden. Die Strecke nach der Innerschweiz, 

die N4, ist hingegen bis heute umstritten und 

ein Teilwerk geblieben. 

Aber auch beim Bahnverkehr blieben eini- 

ge Pläne, selbst wenn sie sinnvoll waren, 

Utopie. So etwa der Vorstoss der Gemeinde- 

präsidenten des rechten Zürichseeufers vom 

Juni 1944, die von der SBB-Generaldirektion 

die durchgehende Doppelspur zwischen Zü- 

rich und Rapperswil forderten. Die Vorarbei- 

ten, so wurde gewünscht, sollten so geför- 

dert werden, dass mit der Bauvollendung bis 

spätestens 1950 gerechnet werden könne. 

Heute, 1989, gibt es auf dieser Linie erst zwei 

Doppelspurinseln zwischen Küsnacht und 

Herrliberg sowie zwischen Stäfa und Ueri- 

kon, und auch das erst seit 1968. Die Bahn, 

deren Elektrifizierung in den Kriegsjahren 

den Umständen entsprechend stark vorange- 

trieben worden war, blieb in der Nachkriegs- 

zeit auch in Zürich lange ein Stiefkind gegen- 

über den moderneren Verkehrsmitteln Auto 

und Flugzeug. 
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In den letzten Kriegswochen, als das 

Dritte Reich zusammenbricht, fliehen 

Tausende über die Schweizer Grenze. 

Sie werden zum grossen Teil behelfs- 

mässig in Lagern untergebracht. In Zü- 

rich finden viele dieser Flüchtlinge im 

Hallenstadion Unterkunft. Unter den 

Geflohenen befinden sich auch zahlrei- 

che Russen und Angehörige anderer So- 

wjetvölker, die der deutschen Zwangs- 

arbeit entrinnen konnten. 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

Der letzte Kriegsmonat war ein einziges 

Warten auf den Waffenstillstand. Das sinnlos 

gewordene Ringen, so sah man, würde erst 

zu Ende sein, wenn der hinterste Quadrat- 

meter deutschen Bodens von Alliierten oder 

Russen besetzt war. Wie lange das dauern 

würde, wagte niemand zu prophezeien. Ge- 

rüchte über eine Alpenfestung gingen in der 

Schweiz um. Hitler und die unentwegten Ge- 

treuen würden sich dort zur letzten Schlacht 

stellen, während im besetzten Deutschland 

die «Werwölfe» einen Partisanenkrieg ent- 

fesselten. Erst Ende April wurde klar, dass 

die Götterdämmerung in der Berliner Reichs- 

kanzlei inszeniert wurde. Zu ihr mussten 

sich die Russen Strasse für Strasse vorkämp- 

fen. Hitler selber gab buchstäblich im letzten 

Moment, fünf nach zwölf, wie er immer vor- 

ausgesagt hatte, den Kampf auf und setzte 

seinem Leben ein Ende. 

Nun zerfiel alles innerhalb von wenigen 

Tagen. Die Alpenfestung war ein Phantom. 

Es gab sie nicht. Es gab kein Reich mehr und 

keinen Führer. Nur das Volk war geblieben, 

und auf das deutsche Volk fiel jetzt mit voller 

Wucht die Verantwortung für die Verbrechen 

des Regimes. Während der Besetzung West- 

und Mitteldeutschlands hatten die Alliierten 

verschiedene Konzentrationslager befreit: 

Bergen-Belsen in der Lüneburger Heide und 

Buchenwald auf dem Ettersberg bei Weimar 

vor allem. Die entsetzlichen Zustände der 

überfüllten Lager, deren Häftlinge in den 

Wochen des Zusammenbruchs praktisch 

nicht mehr verpflegt worden waren, rüttel- 

ten die Welt auf. Bilder von Leichenbergen 

erschienen in der Presse, bis zum Skelett ab- 

gemagerte Häftlinge blickten anklagend in die 

Kameras der Filmreporter. 

Erschütterung, Empörung und Zorn 

wandten sich gegen die Urheber dieser Un- 

menschlichkeiten. Die Untaten sollten ge- 

sühnt werden. An der Notwendigkeit von 

Prozessen gegen die Nazi-Kriegsverbrecher, 

welche die Alliierten schon 1942 angekündigt 

hatten, zweifelte nun niemand mehr. Der Ruf 

fand sein Echo auch in der Schweiz. Als am 

 

8. Mai 1945 der Waffenstillstand an allen 

Fronten Europas in Kraft trat – Teilkapitula- 

tionen der deutschen Streitkräfte in Italien 

und Nordwestdeutschland waren vorange- 

gangen –, war die Freude über das nach so 

langen Jahren nun endlich beendete Völker- 

morden überlagert von der Trauer um die 

Opfer, die es gekostet hatte. Es gab am 8. Mai 

in Zürich keine Jubelausbrüche. Schon drei 

Tage zuvor hatte der Regierungsrat in einem 

Kreisschreiben an die Gemeinden des Kan- 

tons angeordnet, dass die Feiern zum Kriegs- 

ende sich in einem dem Ernst angemessenen 

würdigen Rahmen zu halten hätten. Eine Be- 

flaggung habe zu unterbleiben. Während 

einer halben Stunde würden die Kirchenglo-

cken läuten. 

Aber ganz liess sich die Freude nicht 

eindämmen. Der 8. Mai war in Zürich ein 

Tag, an dem nach einer trüben Kaltwetterpe- 

riode mit Regenschauern und sogar Schnee- 

stürmen die Sonne in fast sommerlicher Wär- 

me hervorbrach. Die Schulen erhielten frei, 

die Kinderzogen auf die Strasse hinaus. «Der 

Tag riss alle mit», schrieb Lokalredaktor Ed- 

win Arnet. «Geschäfte gaben plötzlich ihren 

Angestellten frei, Privatleute und Firmen 

hingen die Fahnen hinaus, nicht um eine Sie- 

gesfeier zu begehen, sondern ganz einfach, 

um ein Flaggentuch flattern zu lassen. Auch 

alle Konsulate hatten beflaggt, nur ein einzi- 

ges nicht, dem dafür diegraueRauchfahne_ 

als letzter Rest verbrannTer^EterTauTïTêni 

Kamin stieg . . . Um elf Uhr, gerade als sie auf 

dem Markt beim Btirkliplatz die Stände ab- 

brachen, an denen an diesem Vormittag so 

auffallend viele Blumen verkauft worden 

waren, begannen die Glocken zu läuten . .. 

Auf dem Bellevueplatz schlugen junge Sol- 

daten einen Trommelwirbel, und neben dem 

Acker des alten Tonhalle-Areals steht das Zelt 

des Internationalen Roten Kreuzes mit der 

Ausstellung «Kriegsgefangene», und steht 

da wie eine Mahnung, die gerade an diesem 

Tag nicht übersehen werden wollte.» 

Am Abend füllte eine riesige Menge die 

Innenstadt. Auf den Strassen wurde getanzt. 

Waffen- 
stillstand – 
aber kein 
Friede 

Erinnerungsblatt, nach dem 

Krieg abgegeben an jeden Teil- 

nehmer des Aktivdienstes 
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Kriegsende Die Kirchen, in denen Gedenkgottesdienste 

stattfanden, waren überfüllt. Zum Waffen- 

stillstandstag hatte der Kirchenrat einen 

Aufruf erlassen, in dem er mit mahnenden 

Worten zur Einkehr aufrief: «Wir warnen vor 

leichtfertiger Sicherheit, und wir ermahnen 

zur Busse. Wir alle, auch wir Kirchenleute, 

sind beteiligt gewesen an Irrglauben und 

Falschlehren, die die Gerichte Gottes heraus- 

fordern. Statt jetzt in überheblicher Weise die 

andern zu richten, wollen wir an die eigene 

Brust schlagen.» 

Auf dem Helvetiaplatz hatten die Sozial- 

demokratische Partei und die Sozialistische 

Arbeiterjugend zu Massenkundgebungen 

aufgerufen. Stadtpräsident Lüchinger sprach 

hier und nach ihm Gewerkschaftsführer Otto 

Schütz, der die sofortige Ausweisung aller 

deutschen Nazis und eine Veröffentlichung 

der Listen der Anpasser von 1940 forderte. 

Die Nacht des 8. Mai verlief in Ruhe, nur vor 

dem deutschen Reisebüro an der Bahnhof- 

strasse, das während Jahren mit Propagan- 

daauslagen die Passanten verärgert hatte, 
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kam es zu einem Auflauf, und die Fenster- 

scheiben gingen zu Bruch. 

Inzwischen war die von allen Seiten ge- 

forderte «Säuberung des Schweizer Hauses» 

bereits angelaufen. Am 1. Mai hatte der Bun- 

desrat die Auflösung der Landesgruppe 

Schweiz der Hitler-Partei verfügt und den 

Leiter der Landesgruppe ausgewiesen. Die 

Bekanntgabe erfolgte vorsichtshalber aller- 

dings erst am 7. Mai. Angesichts des Zerfalls 

der deutschen Staatlichkeit wurde auch die 

Aufhebung der deutschen Gesandtschaft in 

Bern angeordnet. Der Bund übernahm die di- 

plomatische Vertretung in einer Art Treu- 

handschaft. In Zürich folgte die Schliessung 

des deutschen Konsulates an der Kirchgasse, 

nachdem vorher Inventur aufgenommen 

worden war (ob vor oder nach der Aktenver- 

brennung, wird nicht überliefert). Bei füh- 

renden Mitgliedern der Nazi-Partei gab es 

Hausdurchsuchungen. Einige Funktionäre 

wurden von der Fremdenpolizei einvernom- 

men. Am 9. Juni beschloss der Regierungsrat 

die Ausweisung von hundert Angehörigen 

der NSDAP, bis Ende des Jahres hatten 78 

Ausgewiesene, darunter auch italienische 

Faschisten, den Kanton Zürich verlassen. 

Die «Säuberung» blieb während Monaten 

ein zentrales Thema der innenpolitischen 

Auseinandersetzungen. Im September 1945 

gab es im Kantonsrat eine Interpellation da- 

zu, im Oktober folgte eine Motion über fron- 

tistische Rechtsanwälte. Die Emotionen 

flammten noch einmal auf, als im Januar 1946 

die Namen der Zweihunderter bekanntgege- 

ben wurden, zusammen mit dem Wortlaut 

ihrer Eingabe vom Herbst 1940. Die Sozialde- 

mokraten verlangten in der Sitzung des Zür- 

cher Gemeinderates vom 30. Januar 1946, 

dass zwei Ratsmitglieder, welche die Eingabe 

seinerzeit unterzeichnet hatten, sofort ihr 

Mandat niederlegten. Die Kreisschulpflege 

Uto empfahl kurz darauf, einen der Primar- 

schulpflege angehörigen Zweihunderter nicht 

wiederzuwählen. 

Es rächte sich, dass 1940 jede offene Aus- 

sprache über die Eingabe unterdrückt und 

 

Einzelheiten daraus nur gerüchtweise kol- 

portiert worden waren. Nun war die Reak- 

tion auf das Anpassertum um so heftiger. Es 

hatte schon im Oktober 1945 die frontisti- 

scher Umtriebe verdächtigten Lehrer des 

Unterseminars in Küsnacht erreicht, für die 

der Regierungsrat sich noch im März 1945 mit 

viel Engagement eingesetzt hatte. Nun wur- 

den sie Knall auf Fall entlassen. Ein anderer 

seinerzeit angegriffener Lehrer an der Ober- 

realschule blieb hingegen unbehelligt. Der 

freisinnige Kantonsrat Hermann Häberlin, 

gewiss ein aufrechter Demokrat, urteilte resi- 

gniert: «Die ganze Angelegenheit wird als 

eine von politischen Leidenschaften und 

menschlicher Unzulänglichkeit erfüllte Tragö-

die in die Geschichte des Kantons Zürich ein-

gehen.» 

Tatsächlich sind diese «Säuberungen», so 

berechtigt sie in vielen Fällen auch sein 

mochten, doch auch nicht selten durch Zufall 

und Willkür bestimmt worden. Sie kamen 

viel zu spät, um noch irgendwelche Wirkung 

zu haben – Alibiübungen oder Heldentaten, 

als es leicht war, den Helden zu spielen. Psy- 

chologisch waren sie zu deuten als Überreak- 

tion auf eine lange Zeit des Druckes, die zu 

Gefühlsstauungen geführt hatte, die sich 

nun entluden. Viele der Gemassregelten wa- 

ren sicher keine Unschuldslämmer, aber die 

Ellen, mit denen hier gemessen wurde, wa- 

ren nicht gleich. Einzelne traf es, andere 

ebenso Belastete vermochten durchzuschlüp-

fen. Auf eine solche Art von «Säuberung» fie-

len schon Schatten, als sie durchgeführt 

wurde, und die Schatten lasten auch heute 

noch auf ihr. 

  

Überlebende des Konzentra- 

tionslagers Buchenwald 
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Am 16. März 1944 fand am Zürcher Schau- 

spielhaus die deutsche Erstaufführung von 

Thornton Wilders Stück «The skin of our 

teeth» statt. Das Stück, in dem sich Phantasie 

und Realität in der Schilderung einer ebenso- 

sehr von Naturkatastrophen wie von eige- 

nen kriegerischen Zerrüttungen bedrohten 

Menschheit tragödienhaft und parodistisch 

mischen, erhielt in der von einem Zürcher 

Verlag publizierten Übertragung ins Deut- 

sche den Titel «Wir sind noch einmal davon- 

gekommen». Die freie Übersetzung traf in 

dieser prägnanten Formulierung genau die 

Stimmung, die sich damals in der Schweiz 

auszubreiten begann und die sich nach dem 

Kriegsende verdichtete. Das Schicksal hatte 

Europa durcheinandergerüttelt. Die Gren- 

zen der Länder waren verschoben worden. 

Die Zeugen einer in Jahrhunderten aufge- 

bauten Kultur lagen in Trümmern. Zwischen 

den Ruinen irrten Flüchtlinge und Vertriebe- 

ne. Die Zahl der Toten und Verletzten war 

nicht mehr festzustellen, waren es fünfzig, 

waren es hundert Millionen oder noch mehr? 

Europas Weltgeltung schien unwiederbring- 

lich dahin. Aussereuropäische Mächte, die 

Vereinigten Staaten und die Sowjetunion, 

waren die grossen Sieger. Das europäische 

Gleichgewicht, einst Gradmesser von Krieg 

und Frieden, zählte nicht mehr. Was nun 

allein noch in die Waagschale geworfen wurde, 

war das Potential der beiden über unermessli-

che Ressourcen verfügenden Supermächte in 

Ost und West. 

Mitten in dem vom Krieg zerrütteten Eu- 

ropa, in dem schon im Mai 1945 über die sich 

anbahnenden Konflikte zwischen Ost und 

West orakelt wurde, stand die Schweiz als 

unversehrter Landsplitter, bestaunt, beneidet 

und umworben. 

Sie war wieder einmal davongekommen, 

noch einmal, ein zweites Mal innerhalb einer 

einzigen Generation. Sie hatte dafür einen 

Preis zu zahlen. Sie war abgeschnitten gewe- 

sen in einer unfreiwilligen Isolation, war ver- 

kümmert zur geistigen Provinz und – so 

glaubten manche – vielleicht sogar dazu ver- 

 

urteilt, abseits der grossen Völkerströme Pro- 

vinz zu bleiben. 

Aber sie war auch umworben. Die Alliier- 

ten hatten ihr nach den Unmutsgesten der 

Jahre 1943 und 1944 mit den Currie-Verein-

barungen vom März 1945 die goldene Brücke 

gebaut. Sogar die ergrimmte Sowjetunion 

bot 1946 die Hand zur Verständigung mit der 

angeblich faschistischen Eidgenossenschaft, 

regelte die umstrittene Rückführung der in 

der Schweiz internierten Russen und nahm 

die diplomatischen Beziehungen wieder auf. 

Den im Chaos der Kriegszerstörungen neue 

Wege suchenden Nachbarn bot die Schweiz, 

so gut es ging, ihre helfende Hand. Frank- 

reich zuerst, dann Italien und schliesslich 

auch dem im Mark getroffenen, aus dem 

Rausch der Hitlerei nur langsam erwachen- 

den, von den Siegermächten unter Kontrolle 

gehaltenen deutschen Volk. Und weiter hin- 

aus gingen die schweizerischen Hilfsaktio- 

nen an die andern europäischen Länder, 

nach Holland und Norwegen, aber auch nach 

der Tschechoslowakei, nach Ungarn und vie- 

len andern. Es war wie das Aufbrechen eines 

zurückgedämmten Dranges, der Pflicht zur 

Nächstenliebe. Man wollte dem andern ge- 

ben, dem es schlechter ging, und über den 

eigenen Reichtum und darüber, weshalb es 

so gekommen war, nicht nachdenken, viel- 

leicht wollte man auch verdrängen, was man 

in den vergangenen Kriegsjahren versäumt 

hatte zu tun oder nicht hatte tun können, 

weil die Umstände es nicht zuliessen. 

Aber ebenso stark war der Drang, zurück 

zur Normalität zu gelangen. Jedes Anzeichen 

dafür, dass nun die Grenzen durchlässiger 

geworden waren, galt als grosser Schritt vor- 

an, hin auf dem Weg zum Frieden. Und die- 

ser Weg, so ahnte jeder, würde nach der gros- 

sen Weltkatastrophe lange und beschwerlich 

sein. Ein erstes, zwar lächerlich kleines, aber 

bezeichnendes Symptom der Rückkehr zum 

Vorkriegsalltag war die noch am 8. Mai er- 

folgte Ankündigung, dass die Wetterpro- 

gnosen künftig besser würden, da die kriegs- 

bedingte Sperre der Wettermeldungen aus 

 

«Wir sind 
noch einmal 
davon  
gekommen» 
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Europa in Ruinen dem Ausland aufgehoben und der Fluss der 

meteorologischen Information wieder wie 

vor dem Krieg gewährleistet sei. Ebenfalls 

am Tag des Waffenstillstandes wurde die 

Pressezensur gelockert. Der Bundesratsbe- 

schluss vom 8. September 1939, der die Über- 

wachung der Presse angeordnet hatte, wur- 

de am 29. Mai 1945 aufgehoben. Wenige Tage 

zuvor war die Mitteilung gekommen, dass 

 

man schweizerische Waren künftig in franzö- 

sischen und italienischen Häfen würde um- 

schlagen können, der lange Weg der Konvois 

nach Port Bou in Spanien also wegfiele. Am 

17. Mai war der Zugsverkehr Zürich-Schaff- 

hausen über Eglisau durch den Jestetter 

Zipfel wieder aufgenommen worden, aller- 

dings ohne Halt an den deutschen Stationen. 

Am 26. Mai fiel das Verbot, die Limmat auf 
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dem Gebiet der Stadt Zürich zu befahren. 

Eine am 4. Juni im Kantonsrat behandelte 

Interpellation drängte auf eine Lockerung 

der einschränkenden Bestimmungen gegen- 

über Emigranten und Flüchtlingen. Und am 

19. Juli verkehrte erstmals seit 1939 wieder 

ein Verkehrsflugzeug zwischen Zürich und 

London. Es brachte die englische Fussball- 

mannschaft zu einem Freundschaftsspiel in 

die Schweiz. Der regelmässige Liniendienst 

auf der Strecke nach England wurde wenige 

Tage später eingerichtet. Das Tor zur Welt 

war wenigstens einen Spalt weit geöffnet. 

Einen neuen Akzent ins Bild der Stadt 

brachten im Sommer 1945 die amerikani- 

schen Soldaten, die in der Schweiz ein paar 

Tage ürlaub verbringen konnten. Sie wurden 

 

bestaunt wie die Besucher von einem andern 

Planeten. Ihre lockere Unbekümmertheit, 

ihre Bereitschaft zum Geldausgeben, sich mit 

Uhren einzudecken und Souvenirs in ihre 

Koffer zu stopfen, liessen sie bald populär 

werden. Sie waren die unbestrittenen Sieger 

in diesem Krieg. Wer die wohlgenährten Bur- 

schen sah und an die ausgemergelten Volks- 

sturm-Reserven dachte, die Deutschland als 

letztes Aufgebot 1945 in die Schlacht ge- 

schickt hatte, wusste, dass es dieses Mal 

keine Dolchstosslegende geben würde. Die 

US-Urlauber waren der Vortrupp des Ameri- 

kanismus, der nun Europas überschwemmte 

und dessen Kommen schon früher die Be- 

geisterung für Jazz und Swing angekündigt 

hatte. 

 

Amerikanische Urlauber 
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Blick zurück Der Übergang in die Nachkriegszeit wur- 

de für Zürich leicht. Es war ein Glück, dass 

der Krieg im Frühjahr aufgehört hatte und 

die ersten Schritte zur Normalität im Sommer 

getan werden konnten. Das war anders als 

1918, als der Weg zum Frieden, übertönt von 

den Schüssen des Landesstreikes, in einem 

harten Winter begann. Juni und Juli 1945 wa- 

ren warme Monate. Die Lebensmittelratio- 

nen blieben zwar niedrig; aber jeder wusste, 

dass es nur eine Frage der Zeit wäre, dass sich 

das ändern würde. Die so befürchtete Mas- 

senarbeitslosigkeit kam nicht. Im Gegenteil, 

es herrschte Vollbeschäftigung, und das ging 

dann so weiter Jahr für Jahr. Die kriegsbe- 

dingten Einschränkungen konnten planmäs- 

sig abgebaut werden. Im Jahre 1948 hörte die 

Rationierung der Bedarfsgüter schliesslich 

ganz auf. Auch das Vollmachtenregime ver- 

schwand Schritt für Schritt, die Schweiz 

kehrte zurück zu den verfassungsmässig ga- 

rantierten Freiheitsrechten. 

Die Grenzen öffneten sich immer weiter. 

Der Visumszwang mit den europäischen 

Nachbarländern entfiel. Zwar spaltete sich 

die Welt, wie befürchtet, schon kurz nach 

Kriegsende in zwei Blöcke, die sich miss- 

trauisch gegenüberstanden. Aber die Schweiz 

war eingebettet in das Kontrollgebiet jener 

Mächte, denen sie politisch vertraute und de-

ren Institutionen sie sich verwandt fühlte. Das 

Überwintern im kalten Krieg bot unendlich 

viel weniger Schwierigkeiten als die Zeit der 

Isolierung inmitten des von Hitler beherrsch-

ten Europa. 

Das Hauptziel der Nachkriegszeit hiess 

auch in Zürich Aufbau. Im Krieg Versäumtes 

musste nachgeholt werden. Der Wille zu 

arbeiten, Werte zu schaffen, war fast un- 

bezähmbar. In den Jahrzehnten nach dem 

Kriegsende wurde in unserm Land ein mate- 

rieller Wohlstand geschaffen, zusammen mit 

dem Aufbau eines Netzes sozialer Sicher- 

heiten, die einen Rückfall in die Probleme der 

Massenarbeitslosigkeit und des Massen- 

elends als unmöglich erscheinen liessen, 

welche die Zeit zwischen 1919 und 1939 bela- 

 

stet hatten. Die vom Krieg geprägte Genera- 

tion hat ihre Aufgabe nach 1945 nüchtern und 

pragmatisch angepackt. Sie hat mehr Ge- 

wicht auf materielle als ideologische Werte 

gelegt, in Zürich wie anderswo. Nach den 

Schrecken des Krieges, dem Terror totalitärer 

Regime schien jede Ideologie verdächtig und 

realitätsfremd. Die nächstfolgende Genera- 

tion hat das nicht verstanden, und damit 

wurde der Konflikt gelegt, der bis heute an- 

dauert. 

Je weiter wir uns vom Krieg entfernen, 

um so unwirklicher erscheint er selbst denen, 

die ihn noch bewusst erlebt haben, auch in 

der verschont gebliebenen Schweiz. Die eu- 

ropäischen Grenzen bestehen zwar noch im- 

mer, aber wir überfahren sie im Westen ohne 

grosse Mühe. Kein Stacheldrahtzaun und 

keine Barrikaden oder Mauern versperren 

die Strassen. Die Kontrollen sind lax, und 

wenn reklamiert wird, dann hauptsächlich 

deswegen, weil ein Stau auf den Strassen 

entsteht. Wir kaufen in den Läden ein und 

denken nicht im Traum daran, dass wir je 

einmal mühsam Rationierungsmarken zu- 

sammenklauben mussten, dass wir Schlange 

zu stehen hatten, um Reis oder Brot zu erhal- 

ten. Dass Kleider, Schuhe oder Elektrogeräte 

gehamstert wurden. Der Mangel von einst ist 

einem Überfluss gewichen, der 1945 gera- 

dezu märchenhaft erschienen wäre. 

Glücklich geworden ist der Mensch trotz- 

dem nicht. Jede Zeit meistert ihre Probleme 

auf ihre Weise und schafft damit neue Pro- 

bleme für die Nachkommen. Die Kriegsgene- 

ration, die heute allmählich aus dem aktiven 

Leben verschwindet, hat ihren Beitrag im 

westlichen Europa im Aufbau einer materiell 

gesicherten Welt gesehen. Die Generation 

ihrer Kinder sucht neue Herausforderungen, 

hat andere geistige und ideologische Ziele. 

Und hinter ihr wächst bereits wieder eine 

neue Generation heran, von der wir nicht 

wissen, was sie einmal will und wo ihre Ideale 

zu finden sein werden. 

Eines aber hat die Zeit, die 1945 endete, 

der Nachwelt als Gewissheit hinterlassen. 
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All die vielen Probleme der Menschen sind 

durch Gewalt und Kriege nicht zu lösen. Der 

Friede bleibt das höchste der Güter, freilich 

nicht der Friede um jeden Preis. Dass er in 

Europa seit 1945 gewahrt werden konnte, ist 

wohl die tröstlichste Erkenntnis, die nach 

einer Rückschau auf die Jahre 1939 bis 1945 

bleibt. Es waren sechs Jahre, die sich allen, 

welche sie bewusst miterlebten, unauslösch- 

lich eingeprägt haben. Sie werden sie ihr Le- 

ben lang nie vergessen können, diese sechs 

Jahre, erfüllt mit der Angst vor dem Krieg, 

aber auch getragen von der Hoffnung auf 

eine bessere Zeit. 
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